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Liebe Europäerinnen  
und Europäer in Österreich,
die Europäische Union lebt vom Miteinander. Von Menschen, die miteinander reden, arbeiten, Sport treiben, feiern, trauern, 
und dies oftmals über Grenzen hinweg. Gerade in Europa, dem kleinsten und am dichtesten besiedelten Kontinent, sind die 
Menschen untereinander eng vernetzt und oft politisch wie wirtschaftlich aufeinander angewiesen. Vielleicht trifft uns ja des-
halb die Covid-19-Krise bis ins Mark. Die Gemeinschaft, die wir Europäerinnen und Europäer seit Jahrzehnten bilden, verträgt 
kein Social Distancing. 

Genau deshalb beschlossen wir im Frühjahr 2021, dass nach 
einem Jahr Pandemie Videokonferenzen nicht mehr aus-
reichten, um über die aktuellen Herausforderungen Europas 
zu diskutieren. Es ist sicherlich ein Fortschritt, dass wir heute 
viel leichter digital miteinander kommunizieren können als 
vor Beginn dieser Gesundheitskrise. Doch am Bildschirm spürt 
man kaum, was das Gegenüber wirklich denkt, wann man Zu-
stimmung oder Ärger auslöst. Wir wollten wieder Menschen 
und Meinungen in der Wirklichkeit erleben. Wir wollten ver-
stehen, was diese Pandemie mit den Menschen in Österreich 
gemacht und wie sie ihr Europabild beeinflusst hat. Das kann 
man nur, wenn man sich aus dem Wiener Homeoffice hinaus-
wagt und vor Ort mit den Menschen über Europa diskutiert. 

Und so haben wir uns – beide geimpft – auf unsere Fahr-
räder geschwungen und in Städten und Gemeinden in allen 
neun Bundesländern das Gespräch gesucht. Was stinkt Euch 
an Europa? Was gefällt Euch an Europa? Was können wir ge-
meinsam besser machen in Europa? Mit diesen drei Fragen 
im Gepäck haben wir dieses Jahr 1.900 Radkilometer und 
noch mehr Bahnkilometer hinter uns gebracht und zwischen 
Bregenz und Güssing rund 650 Gespräche geführt. Mit dem 

Rad waren wir unterwegs, da uns dies immer wieder eine nie-
derschwellige Kontaktaufnahme ermöglichte. Die Menschen 
sprechen nun mal sehr viel offener, wenn die Gesprächspart-
ner per Rad und in Radlerkleidung beim Betrieb, in der Schule 
oder in der Gastwirtschaft ankommen, als wenn sie im Anzug 
per Dienstwagen vorfahren. Klimafreundlich ist das Radfah-
ren natürlich außerdem. 

EU-Zukunftstour haben wir unsere Tour durch die neun Bun-
desländer genannt. Denn sie steht im Zeichen der seit dem 
9. Mai 2021 unter der Überschrift „Konferenz zur Zukunft 
Europas“ stattfindenden EU-Zukunftsdebatte, welche die 
27 Mitgliedstaaten der Europäischen Union gemeinsam mit 
den EU-Institutionen initiiert haben. Uns war dabei wichtig, 
dass über die Zukunft Europas nicht nur in Brüssel, Straßburg 
oder Wien diskutiert wird, sondern mit den Menschen vor Ort. 
Dass die Themen, die im Alltag der Menschen eine Rolle spie-
len, zur Sprache kommen, und nicht nur die institutionellen 
Evergreens, welche die Denkweise vieler Berufseuropäer seit 
Jahrzehnten prägen. Und dass wir genau zuhören, was die 
Menschen nach den einschneidenden Erfahrungen der Pan-
demie denken. Krisen verändern politische Prioritäten, vor 

allem, wenn sie so umfassend das Leben der Menschen be-
rühren wie das ansteckende und oft tödliche Covid-19-Virus. 
Wer jetzt nicht genau zuhört, läuft Gefahr, Trends zu ver-
passen und am Ende die Menschen für Demokratie, gesell-
schaftliche Solidarität und europäische Zusammenarbeit zu 
verlieren. Aus diesem Grund haben wir nicht nur in vielen per-
sönlichen Gesprächen Fragen gestellt, Meinungen angehört 
und Positionen diskutiert, sondern zugleich Meinungsumfra-
gen mit Unterstützung des Zukunftsfonds der Republik Öster-
reich in Auftrag gegeben, um unsere subjektiven Eindrücke 
durch demoskopische Erkenntnisse zu ergänzen. 

Die vorliegende Broschüre ist ein Zwischenbericht unserer 
EU-Zukunftstour. Sie berichtet von unseren Gesprächen 
mit Landwirten und Pflegekräften, Auszubildenden und 
Studierenden, Kfz-Mechanikern und Bischöfen, Unternehmern 
und Intellektuellen, Kulturschaffenden und Wissenschaftlern. 
Nach weiblichen Gesprächspartnern mussten wir mehrfach 
sehr gezielt suchen – beim Thema Gleichberechtigung 
scheint in einigen Regionen Österreichs noch Luft nach oben 
zu sein. Im Brenner-Basistunnel haben wir uns mit eigenen, 
staunenden Augen davon überzeugen können, was für ein 
gigantisches Projekt hier Österreich, Deutschland und Italien 
gemeinsam in Angriff genommen haben, um den Verkehr 
im Alpenraum spürbar von der Straße auf die Schiene zu 
verlagern, auch wenn dies – wie vieles in Europa – noch viel 
Geduld und Hartnäckigkeit bis zur Fertigstellung brauchen 
wird. Im Südburgenland haben wir einer Schülerin zugehört, 
die sich darüber ärgert, dass ihr Bürgermeister den Bau einer 
Umfahrungsstraße für wichtiger hält als den Fortbestand 
der EU-rechtlich geschützten Zwergohreule. In der Sepp- 
Forcher-Stube in Werfenweng im Pongau haben wir drei 
Stunden lang über den Wolf diskutiert, den die 27 Regierungen 
der Mitgliedstaaten im Interesse der Biodiversität zu schützen 
beschlossen haben, während Almwirte durch Schafrisse ihre 

Existenz gefährdet sehen. Im oberösterreichischen Strudengau 
besichtigten wir eine eindrucksvolle Aussichtsplattform, die 
der Stolz der Gemeinde ist, bei der aber die beachtliche EU-
Förderung nur verschämt ausgewiesen ist. Und auch sehr 
Grundsätzliches kam bei unserer Tour zur Sprache: „Warum 
kriegt der Orban noch Geld“, beschwerte sich ein Bürger 
während einer Diskussion in einer Markthalle in Arnfels in der 
Südsteiermark. Schließlich: „Frieden“ – das war der Wunsch 
von Jugendlichen bei einem Sozialprojekt in Hohenems in 
Vorarlberg, die eigentlich recht wenig von Politik und Europa 
hielten, aber nach einem gemeinsamen Basketballspiel doch 
den Mut fanden, uns ihr Verständnis von Europa auf diese 
Weise sehr einprägsam mitzugeben. 

Wir danken allen Gemeinderäten, Bürgermeistern, Landtags-
abgeordneten, Landesräten, Landeshauptleuten, National-
rats- und Bundesratsabgeordneten, Bundesministern und 
Mitgliedern des Europäischen Parlaments, die uns auf unse-
rer EU-Zukunftstour begleitet haben, einige sogar auf äußerst 
sportliche Weise. Wir danken den Österreichischen Bundes-
bahnen, deren EU-Lok uns und unsere Räder mehrfach eben-
so verlässlich wie klimafreundlich befördert hat. Wir danken 
herzlich den engagierten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
der zehn Europe-Direct-Stellen in Österreich, die unsere Sta-
tionen vor Ort jeweils exzellent vorbereitet und mitgestaltet 
haben. Wir danken dem ganzen Team der Österreichischen 
Gesellschaft für Europapolitik für die freundschaftliche Zu-
sammenarbeit. Und wir danken ganz besonders dem groß-
artigen Team der Vertretung der Europäischen Kommission 
in Österreich, das die EU-Zukunftstour initiiert und organisiert 
hat, allen voran Sabine Berger, Adina Hoffmann-Reumüller, 
Dafina Isheva-Göller und Karin Guttmann. 

VORWORT

Post scriptum: 
Für uns stehen noch viele Einladungen zur Diskussion aus, ob 
ins Vorarlberger Montafon, nach Osttirol, ins Salzkammergut, 
in die Oststeiermark, nach Westkärnten, nach Ried im Inn-
kreis, nach Steyr oder nach Kittsee. Unsere Tour geht deshalb 
bis zum 9. Mai 2022 weiter.

Martin Selmayr
Leiter der Vertretung  
der Europäischen Kommission  
in Österreich

Paul Schmidt
Generalsekretär der  
Österreichischen Gesellschaft 
für Europapolitik

© Johannes Maier

© Vertretung der EU Kommission/APA-Fotoservice/Hörmandinger



JUNGER AUFTAKT  
zur EU-Zukunftstour

Die Europäische Union macht die Anliegen junger Menschen zur Priorität, 
bei der EU-Zukunftsdebatte ebenso wie auf der EU-Zukunftstour. Und: 2022 
wird das Europäische Jahr der Jugend.

„Die Stärkung der Europäischen Union wird 
dann gelingen, wenn einerseits Entschei-

dungsträger auf junge Menschen hören. Und sich 
junge Menschen andererseits in die Gestaltung 
der Zukunft Europas einbringen.“ Das sagte EU-
Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen in 
ihrer Rede zur Lage der Union am 15. Septem-
ber 2021, bei der sie ankündigte, dass 2022 das 
Europäische Jahr der Jugend wird. „Jugend – das 
bedeutet normalerweise – Entdeckung. Neue Er-
fahrungen zu sammeln. Freunde fürs Leben zu 

treffen. Seinen eigenen Weg zu finden. Aber was 
haben wir den jungen Leuten von heute nicht al-
les abverlangt? Dass sie Abstand halten, dass sie 
nicht aus dem Haus gehen und dass sie nur zu 
Hause lernen dürfen“, ergänzte die Präsidentin. 
Auch deshalb müssen die Anliegen junger Men-
schen auf der EU-Prioritätenliste nun ganz oben 
stehen. 

In diesem Sinn hat die Vertretung der Europäi-
schen Kommission in Österreich junge Menschen 
ins Zentrum ihrer Aktivitäten gerückt – nicht nur 
auf der EU-Zukunftstour, bei der Besuche in Schu-
len und Ausbildungsstätten ein Fixpunkt sind, son-
dern auch im Rahmen der weiteren EU-Zukunfts-
debatte. Diese ist für ein Jahr angesetzt und lädt 
ein, sich mit Ideen in die europäische Politikge-
staltung einzubringen und heute das Europa von 
morgen zu gestalten. 

Rund um den Europatag am 9. Mai, an dem die 
Konferenz zur Zukunft Europas gestartet ist, war 
es dem EU-Team ein Anliegen, gerade der Jugend 
eine Bühne zu bieten. Unterstützung kam von al-
lerhöchster Ebene: Bundespräsident Alexander 

Van der Bellen diskutierte bei einer hybriden 
Veranstaltung im Museumsquartier mit jungen 
Menschen aus allen österreichischen Bundes-
ländern über ihre Erwartungen und Wünsche 
an Europa – wobei zum Beispiel die Forderung 
nach einem Fach „Klimakunde“ in Schulen auf-
kam. Die EU stehe auf internationaler Ebene 
für Multilateralismus und Zusammenarbeit, für 
Berechenbarkeit, für Rechtsstaatlichkeit und 
für Menschenrechte, unterstrich der Bundes-
präsident. Das alles sei nicht selbstverständlich 
und habe nur Bestand, wenn jüngere Leute ent-
sprechend dahinterstehen. EU-Botschafter Mar-
tin Selmayr betonte, dass das Europa, an dem 
heute gebaut wird, den Bedürfnissen der nächs-
ten Generationen entsprechen müsse. Deshalb 
sollen junge Menschen, ob Schüler oder Studie-
rende, ob Lehrlinge oder Auszubildende, bei der 
EU-Zukunftsdebatte verstärkt zu Wort kommen 
und besonders Gehör finden.  

Martin Selmayr hat weiters am 25. Mai bei einer 
Veranstaltung im österreichischen Bundesrat 
mit Jugendlichen über ihre Wünsche an Europa 
diskutiert. EU-Kommissionsvizepräsidentin Du-
bravka Šuica war online dabei und motivierte 
die jungen Menschen in Österreich per Video-
botschaft, sich an der EU-Zukunftsdebatte zu 
beteiligen. 

Spannende Debatten  
in Alpbach
Einen idealen Rahmen für den Austausch mit 
jungen Menschen bietet das Europäische Forum 
Alpbach: EU-Finanzkommissarin Mairead McGu-
inness und Martin Selmayr diskutierten dort mit 
jungen Fachleuten aus Wirtschaft, Politik und 
Wissenschaft. Und EU-Haushaltskommissar 
Johannes Hahn stellte sich bei einem Kamin-
gespräch zahlreichen Fragen der Stipendiaten.

Die Österreichische Gesellschaft für Europa-
politik hat 2021 neben Workshops an Be-
rufsschulen, einer EU-Wanderausstellung für 
Schulen und Seminaren für Lehrende auch zahl-
reiche Online-Debatten für das junge Publikum 
angeboten.

STIMMEN DER JUGEND

Europäisches Jahr der Jugend
Ziel des Europäischen Jahres der Jugend ist es, EU-weit Veranstaltungen für 
junge Menschen anzubieten und Themen, die diese als ganz besonders wichtig 
erachten, in den Fokus der EU-Politik zu rücken. Zudem wird ein neues Aus-
tauschprogramm namens ALMA – kurz für Anvisieren, Lernen, Meistern, An-
kommen – gestartet. Es richtet sich gerade an jene jungen Frauen und Männer, 
die Probleme haben, Fuß zu fassen, weil sie zum Beispiel keinen Job finden. 
Ein Auslandsaufenthalt soll ihnen helfen, Kompetenzen zu sammeln, Kontakte 
zu knüpfen, das geeinte Europa hautnah zu erleben – und an alldem persön-
lich zu wachsen.

Laut einer Umfrage der Österreichischen Gesellschaft für Europapolitik hal-
ten 8 von 10 Schülern die EU für eine gute Sache. Allerdings interessiert sich 
nur rund die Hälfte für europapolitische Entwicklungen. Das Europäische Jahr 
der Jugend will die Neugierde junger Menschen auf Europa wecken. Schließlich 
ist die Zukunft Europas ihre Zukunft. 

Was wollen  
die Jugendlichen von Europa?

• Erhaltung der natürlichen Lebensräume und  
effektiven Schutz von wilden Tieren und Pflanzen

• Verpflichtenden Unterricht in Umwelt, Klimaschutz  
und Nachhaltigkeit an Schulen

• Ausbau von leistbaren Zugverbindungen innerhalb der 
EU, um echte Alternativen zum Flugverkehr zu schaffen

• Mehr Solidarität zwischen den EU-Mitgliedstaaten,  
die der historischen Chance für dauerhaften Frieden  
in Europa Rechnung trägt

• Gemeinsame Sicherheitspolitik innerhalb der Union
Notizen aus der Diskussion mit Jugendlichen

© Vertretung der EU Kommission/APA-Fotoservice/Schedl

© Vertretung der EU Kommission/APA-Fotoservice/Schedl

© Parlamentsdirektion/Johannes Zinner
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Und so haben wir uns – beide geimpft – auf unsere Fahrräder  
geschwungen und in Städten und Gemeinden in allen  
neun Bundesländern das Gespräch gesucht. 

Was stinkt Euch an Europa? 
Was gefällt Euch an Europa? 
Was können wir gemeinsam  
besser machen in Europa? 

Mit diesen drei Fragen im Gepäck haben wir dieses Jahr  
1.900 Radkilometer und noch mehr Bahnkilometer hinter  
uns gebracht und zwischen Bregenz und  
Güssing rund 650 Gespräche geführt.

"

"Martin Selmayr Paul Schmidt
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BERG, TAL UND TUNNEL:  
Europa auf allen Ebenen 

Um den Lkw-Verkehr zunehmend von der Stra-
ße auf die Schiene zu verlagern, werden nicht 
nur alle Hebel, sondern auch Tonnen von Erd-
reich in Bewegung gesetzt – das konnten Martin 
Selmayr und Paul Schmidt bei einem Besuch 
der Baustelle des Brenner-Basistunnels unweit 
von Innsbruck sehen. 2032 sollen die ersten 
Züge durch den mehr als 55 Kilometer langen 
Eisenbahntunnel zwischen Innsbruck und Fran-
zensfeste in Italien brausen, der von der EU mit-
finanziert und Teil der europäischen Eisenbahn-
achse Berlin–Palermo wird.

TIROL

Gemeinsamer Erfolg im Kampf 
gegen die Pandemie
Dass die Politik auf europäischer, nationaler und 
regionaler Ebene Herausforderungen erfolgreich 
meistern kann, wenn sie an einem Strang zieht, 
zeigte eine Bestandsaufnahme mit Ärzten und 
Politikern, darunter Gesundheitslandesrätin An-
nette Leja und Bürgermeister Hans Lintner, im 
Bezirk Schwaz. Um die Ausbreitung der südaf-
rikanischen Corona-Mutation zu stoppen, wurde 
der Bezirk als erster in der EU durchgeimpft – 
mit 100.000 zusätzlichen Impfdosen, die EU-
Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen 
organisiert hatte. Die Corona-Pandemie und die 
Reaktionen darauf kamen auch beim Besuch 
des Bezirks Landeck zur Sprache – begleitet 
wurden Martin Selmayr und Paul Schmidt dabei 
unter anderem von Bundesrat Peter Raggl.  

Was wollen die Tirolerinnen  
und Tiroler von Europa? 

• EU-Unterstützung im Hinblick auf die  
Eindämmung des Schwerverkehrs über die Alpen

• Fortschritte bei der Harmonisierung 
des Schienenverkehrs in Europa

• Vorbeugende Maßnahmen gegen einseitige  
Grenzschließungen, so wie sie während der  
Pandemie passiert sind

• Ausreichend Spielraum für die Mitgliedstaaten bei  
der Umsetzung von EU-Richtlinien – Stichwort Wolf

• Ausweitung der Mehrheitsentscheidungen  
im EU-Rat, z. B. in der Außenpolitik

Notizen aus den EU-Zukunftsgesprächen in Tirol

Gemeinsame Wanderungen mit Landwirten, 
Touristikern, Almbetreibern, Politikern und jun-
gen Menschen boten naturgemäß wunder-
schöne Ausblicke, aber vor allem wichtige 
Einblicke, was sich die Bürgerinnen und Bür-
ger in Tirol von Europa erwarten und wo sie 

der Schuh drückt. Absolute Experten zu 
diesen Themen sind in der Regel die 
Bürgermeister. Insofern waren Gesprä-

che wie im Naturpark Kaunergrat, wo 
sowohl Hans-Peter Bock, ehemaliger 
Bürgermeister von Fließ, als auch 
Nachfolger Alexander Jäger mit von 
der Partie waren, besonders wert-

voll. Ein haariges Thema – der Wolf –  

© Vertretung der EU-Kommission/APA-Fotoservice/Lechner

Frei nach dem Motto „Europapolitik ist kein 
Spaziergang, sondern vielmehr eine Berg-

tour“ war Tirol das Ziel der ersten mehrtägigen 
Etappe der EU-Zukunftstour. Die Anreise er-
folgte klimafreundlich mit der Europa-Lok der 
ÖBB. CEO Andreas Matthä war zum Bahnsteig 
gekommen, um den EU-Radlern viel Erfolg zu 
wünschen. Ebenso herzlich wie die Verabschie-
dung in Wien war der Empfang in Innsbruck, wo 
Landtagspräsidentin Sonja Ledl-Rossmann und 
Vertreter von Europe Direct das EU-Team am 
Bahnhof begrüßten. 

Tirol weiß seine Lage im Herzen Europas zu nut-
zen, wie die touristische Bedeutung und die enge 
Zusammenarbeit mit Südtirol und Trentino im 
Rahmen der Europaregion zeigen. Gleichzeitig 
bringt die geografische Position Herausforde-
rungen mit sich – Stichworte Transit und Grenz-
schließungen in der Pandemie. Diese beiden 
Themen waren bei der EU-Zukunftstour Fixstar-
ter: im Gespräch mit Passanten beim Europe-Di-
rect-Infostand und Europaschirm in der Maria-
Theresien-Straße ebenso wie bei der Diskussion 
mit Studierenden an der Universität Innsbruck 
und natürlich auch beim Treffen mit Landes-
hauptmann Günther Platter, der sich viel Zeit 
nahm, um mit den beiden Europa-Radlern über 
die grenzüberschreitende Arbeit in der Europa-
region Tirol-Südtirol-Trentino zu diskutieren.

Hoch hinaus führte die erste Etappe der EU-Zukunfts-
tour: Von 24. bis 27. Juni 2021 waren Martin Selmayr 
und Paul Schmidt in Tirol unterwegs, um sich im Tal, 
am Berg – und auch darunter im Brenner-Basistunnel –  
über Europa auszutauschen.
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© TVB-Tiroler-Oberland; Severin Wegener; Naturpark Kaunergrat

© Vertretung der EU-Kommission/APA-Fotoservice/Pichler

© Vertretung der EU-Kommission/APA-Fotoservice/Hetfleisch

© Vertretung der EU-Kommission/APA-Fotoservice/Hetfleisch

TIROLwurde im Piller Moor, auf der Gogles Alm, in Maria Waldrast und bei einer 
gemeinsamen Wanderung zur Bergstation Koppeneck ebenso leiden-
schaftlich diskutiert wie beim Abendessen in der „Gemse“ in Zams mit 
Landeshauptmann Günther Platter und dem Künstlerehepaar Julia und 
Tobias Moretti, das einen Bio-Bauernhof betreibt. Der Wolf wird von vielen 
in Tirol als Teil der zu erhaltenden Biodiversität geschätzt, von einigen 
aber gerade auf den Hochalmen als Bedrohung angesehen. Martin Sel-
mayr und Paul Schmidt erklärten, welchen Spielraum das EU-Recht den 
Regionen im Umgang mit dem Vierbeiner einräumt.

Die Tour durch Tirol zeigte einmal mehr, wie wichtig es ist, über Europa 
zu sprechen und ins Bewusstsein zu rufen, dass EU-Politik nicht nur in 
Brüssel und Straßburg, sondern ebenso in Innsbruck, Zams, Schwaz und 
Landeck gemacht wird und gemeinsam vieles erreicht werden kann. Nach 
drei Tagen in Tirol ging es mit Rad und Bahn weiter in die Steiermark – mit 
wertvollen Ideen für die EU-Zukunftsdebatte im Gepäck.

Der Alpentransit  
kommt auf die Schiene

WELCHES SIND DERZEIT DIE WICHTIGSTEN PROJEKTE  
MIT EU-BETEILIGUNG IN ÖSTERREICH? 
Die Europäische Union setzt sich intensiv für eine nachhaltige und klimafreundliche Verkehrspolitik 
ein, die darauf abzielt, den Transitverkehr von der Straße auf die Schiene zu verlagern. Vor diesem 
Hintergrund investiert die Europäische Union seit vielen Jahren in moderne und leistungsfähige 
Bahninfrastruktur – auch in Österreich. Zu den wichtigsten im Bau befindlichen Projekten zählt der 
Brenner-Basistunnel, der die Reise- und Transportmöglichkeiten in der Alpenregion markant ver-
bessern und, inklusive Zulaufstrecken, zur längsten unterirdischen Eisenbahnverbindung der Welt 
wird. Ein weiteres bedeutendes Infrastrukturprojekt ist die Koralmbahn, welche die Steiermark und 
Kärnten rasch und sicher verbinden wird. 

WIE STARK WERDEN DIESE PROJEKTE  
VON DER EU FINANZIELL UNTERSTÜTZT?
Die EU fördert den Brenner-Basistunnel mit etwa 1,2 Milliarden Euro. Damit handelt es sich EU-weit 
um das am stärksten unterstützte Infrastrukturprojekt. In den Ausbau der Koralmbahn fließen aus 
dem EU-Budget 57 Millionen Euro und zusätzliche 542 Millionen Euro aus dem europäischen Auf-
bauinstrument NextGenerationEU. 

WIEVIEL INVESTIERT DIE EU INSGESAMT IN DEN AUSBAU  
DES GÜTERVERKEHRS AUF DER SCHIENE?
Zwischen 2014 und 2020 hat die EU über die Fazilität Connecting Europe insgesamt 23 Milliarden 
Euro in die transeuropäische Verkehrsinfrastruktur investiert, etwa zwei Drittel davon in Bahnprojek-
te. Für den Zeitraum 2021–2027 ist Connecting Europe mit einem Budget von rund 26 Milliarden Euro 
ausgestattet. 60 Prozent dieses Betrags sind für Maßnahmen vorgesehen, die zum Klimaschutz beitra-
gen, also zum Beispiel den Bahnausbau. Auch mithilfe des EU-Aufbauinstruments NextGenerationEU 
können die Mitgliedstaaten in die Bahninfrastruktur investieren. Zudem bietet die Europäische In-
vestitionsbank günstige Kredite für die Modernisierung des Schienennetzes. 

Jozef Vasak,  
stv. Leiter Wirtschaft & Soziales 
Vertretung der Europäischen  
Kommission
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AUF DEN SPUREN EUROPAS:  
vom Grenzgebiet bis zum Mars
Von 27. bis 30. Juni 2021 tourten Martin Selmayr und Paul Schmidt quer durch die Steiermark.  
Binnen weniger Tage haben die Europa-Radler thematisch tausende Kilometer zurückgelegt 
und sich von der steirisch-slowenischen Grenze bis hinauf zum Mars bewegt.  

Innovation steckt in der Steiermark mancher-
orts auch in Pflanzen, zum Beispiel in der Hö-
heren Bundeslehr- und Forschungsanstalt für 
Landwirtschaft Raumberg-Gumpenstein. Dort 
tauschten sich die EU-Radler mit Schülern über 
Europa aus und wanderten thematisch quer 
durch den Gemüsegarten. Die Diskussion dreh-
te sich um Migrationspolitik, Rechtsstaatlich-
keit und Klimaschutz ebenso wie um Tierschutz 
und die Frage, wie die EU der Abwanderung aus 
strukturschwachen Gebieten entgegenwirken 

kann. Ähnliche Themen kamen am Vorabend bei einem Essen auf Schloss 
Trautenfels auf, an dem Nationalratsabgeordnete Corinna Scharzenber-
ger, Wirtschaftstreibende, Regionalpolitiker, Sozialpartner, Schuldirektoren 
sowie Gastgeberin und Museumsleiterin Katharina Krenn teilnahmen.  

Auch das soziale Europa ist den Menschen in der Steiermark ein großes 
Anliegen. Die Schüler der Gesundheits- und Krankenpflegeschule des Lan-
deskrankenhauses Graz, die Martin Selmayr und Paul Schmidt trafen, sind 
ein aktiver Teil davon und wünschen sich mehr europäische Zusammen-
arbeit im Gesundheitsbereich. Klar ist, dass es mehr Anerkennung für die 
Berufsgruppe bedarf – und das nicht erst seit der Corona-Pandemie. 

STEIERMARK

Kommentare statt Kanonen
Ein Thema kam gerade bei den jungen Menschen immer wieder auf, insbesondere bei einer gemeinsamen Wanderung im 
österreichisch-slowenischen Grenzgebiet: der Frieden in Europa und wie er bewahrt werden kann. Die Gespräche am Grenz-
tisch in Leutschach und Begegnungen mit den Menschen aus Arnfels haben gezeigt, wie präsent die Erinnerungen an den 
Slowenienkrieg 1991 noch sind. Einigkeit herrschte darüber, dass es wohl die größte Errungenschaft des vereinten Europas ist, 
dass Nationalstaaten nicht mehr aus Schützengräben heraus aufeinander schießen. Wenn es heutzutage einmal kracht, dann 
in der Regel per Faustschlag auf den grünen Tisch oder in Form von Änderungen und Kommentaren in Word-Dokumenten.

Besorgt gezeigt haben sich viele Bürgerinnen und Bürger in der Steier-
mark über die Tatsache, dass sich die Rechtsstaatlichkeit in etlichen EU-
Ländern in einer Krise befindet. Wiederholt tauchte die Frage auf: „Warum 
kriegt der Orban noch Geld?“ Auf den ersten Blick erscheint es als logi-
scher Reflex, Staaten, welche die Prinzipien der Rechtsstaatlichkeit ver-
letzen, die Fördergelder zu streichen. Auf den zweiten Blick ist die Lage 
allerdings komplexer, wie Martin Selmayr und Paul Schmidt unter ande-
rem bei einem Austausch mit Bürgerinnen und Bürgern in der Markthalle 
Arnfels erklärten. Viele EU-Mittel gehen nicht an die Regierung, sondern 
beispielsweise an Regionen und gemeinnützige Organisationen, die wich-
tige Arbeit im Land leisten.

Die aktuellen Herausforderungen für Europa, was diese für die Region be-
deuten und die neue „Europastrategie Steiermark” waren auch Thema ei-
ner Diskussion im ORF-Landesstudio. Landeshauptmann Hermann Schüt-
zenhöfer, sein Stellvertreter Anton Lang und die EU-Abgeordnete Simone 
Schmiedtbauer stellten sich gemeinsam mit den beiden Europa-Radlern 
den Fragen von Chefredakteur Wolfgang Schaller. 

In der Steiermark hat sich auch wieder – auf sehr schmackhafte Weise –   
bewiesen, dass in jeder Krise eine Chance steckt: Als der Frost 2016 einen 
Großteil der Ernte der Weinbauschule Silberberg vernichtete, haben be-
freundete Schulen aus Südtirol und Württemberg ausgeholfen. Aus der 
Hilfe in der Not wurde das langfristige Projekt „Netzwerkwein“ – eine eu-
ropäische Lösung mit starkem Abgang. 

Die Steiermark ist nicht nur das grüne Herz, sondern auch die innovative Ader Österreichs: Die Ausgaben für Forschung und 
Entwicklung betragen rund 5 Prozent der Wirtschaftsleistung. Damit zählt das Bundesland EU-weit zu den Spitzenreitern. 

EU-Fördergelder werden in der Steiermark in weltweit erfolgreiche Forschung umgemünzt – was diese bringt, konnten Martin 
Selmayr und Paul Schmidt bei einem Besuch der Technischen Universität Graz sehen. Steirisches Know-how ermöglicht es, 
Helikopter auf dem Mars fliegen zu lassen und eines Tages Autos zu produzieren, die um die Ecke blicken können. 

Was wollen die Steirerinnen  
und Steirer von Europa? 

• Sicherung der Rechtsstaatlichkeit

• Aufwertung der Pflegeberufe in der EU und  
stärkerer Fokus auf Gesundheit

• Kunst und Kultur als Motor der europäischen  
Integration begreifen

• Forschungsförderung forcieren und  
Know-how-Verlagerung vorbeugen

• Aufwertung des ländlichen Raums und  
Maßnahmen gegen Abwanderung

Notizen aus den EU-Zukunftsgesprächen in der Steiermark© Tina Obermoser

© Land Steiermark/Foto Fischer

© Johannes Steinbach
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© Tina Obermoser

© Vertretung der EU-Kommission/APA-Fotoservice/Ferlin-Fiedler

WARUM IST RECHTSSTAATLICHKEIT IN DER EU SO WICHTIG?
Die Rechtsstaatlichkeit ist von grundlegender Bedeutung für das Funktionieren der EU und für das 
Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger in die öffentlichen Institutionen. Die EU stützt sich auf ge-

meinsame Werte, zu denen die Achtung der Grundrechte, Demokratie und Freiheit gehören. Rechtssicherheit, Gewaltenteilung, 
Gleichheit vor dem Gesetz, Verpflichtung von Behörden, sich an das Gesetz zu halten, ein wirksamer Rechtsschutz durch un-
abhängige und unparteiische Gerichte – all das ist eine der größten Stärken der EU.

WAS BRINGT SIE MIR?
Die Grundrechte der Bürgerinnen und Bürger haben nur wenig Wert, wenn sie nicht europaweit von einer unabhängigen Justiz 
geschützt werden. Zwei Beispiele: Wenn man etwas in einem anderen EU-Staat online bestellt, dann möchte man nicht be-
trogen werden und sich im Streitfall an ein Gericht wenden können, das unabhängig von staatlichen Wünschen seine Entschei-
dung allein auf Grundlage des Rechts treffen kann. Wer in einem anderen EU-Land einen Verkehrsunfall verursacht, möchte 
darauf vertrauen, dass dies in einem fairen Gerichtsverfahren abgehandelt wird. Die jeweiligen Richterinnen und Richter in den 
EU-Staaten sind nämlich nicht nur nationale Richter, sondern auch europäische, wenn sie EU-Recht anwenden. 

WAS TUT DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION, UM RECHTSSTAATLICHKEIT ZU 
GEWÄHRLEISTEN?
Der Respekt und die Pflege der Rechtsstaatlichkeit in Europa sind eine gemeinsame Aufgabe. Sie brauchen die permanente 
Unterstützung nicht nur von europäischen Stellen, sondern vor allem auch von den EU-Staaten, von den Regionen, von den 
Gemeinden und besonders auch von Seiten der Zivilgesellschaft. Wir brauchen in Europa eine allumfassende Kultur der 
Rechtsstaatlichkeit. Die Europäische Kommission tritt tatkräftig dafür ein, dass die europäischen Werte überall in der EU ge-
achtet werden. Dazu steht sie in einem intensiven Dialog mit allen EU-Staaten, um Probleme mit der Rechtsstaatlichkeit gar 
nicht erst entstehen zu lassen. Ferner führt die Europäische Kommission zahlreiche Vertragsverletzungsverfahren gegen 
EU-Staaten vor dem Europäischen Gerichtshof, auch um die Einhaltung der Spielregeln des Rechtsstaates zu gewährleisten.  
Das politische Verfahren nach Artikel 7 des Unionsvertrags vor dem Rat der EU hat den Zweck, systemische Bedrohungen 
oder Verletzungen der Rechtsstaatlichkeit abzustellen. Ein solches Verfahren hat die Europäische Kommission bereits 2017 
betreffend Polen angestrengt. Im Rat der EU ist noch ein weiteres Artikel-7-Verfahren anhängig, und zwar betreffend Ungarn, 
das 2018 vom Europäischen Parlament eingeleitet wurde. Des Weiteren erstellt die Europäische Kommission jährlich einen 
Bericht über die Rechtsstaatlichkeit für jeden einzelnen EU-Staat. Und schließlich bereitet die Europäische Kommission 
derzeit auch noch die Anwendung der budgetrelevanten Konditionalitätsregelung vor, die zum Stopp von EU-Subventionen 
führen kann, wenn Rechtsstaatsverstöße in einem EU-Staat den europäischen Haushalt zu beeinträchtigen drohen. 

Insgesamt haben die Begegnungen in der Stei-
ermark gezeigt, dass europäische Politik auf un-
terschiedlichste Weise vor Ort wirkt, egal ob als 
Forschungsförderung oder als Initiative Neues 
Europäisches Bauhaus, die Thema einer Diskus-
sion mit Kulturschaffenden war. Europa kommt 
allerdings nur dann wirklich bei den Menschen 
an, wenn europäische, nationale und regionale 
Ebene an einem Strang ziehen und den Wert 
Europas gemeinsam vermitteln. Eine wertvolle 
Arbeit in dieser Hinsicht leistet das Europe-Di-
rect-Zentrum vor Ort, das EU-Kommissar Jo-
hannes Hahn im Mai 2021 gemeinsam mit 
Landeshauptmann Hermann Schützenhöfer be-
sucht hatte. 

Wolfgang Bogensberger,  
stv. Leiter, Vertretung  
der Europäischen Kommission

Europas Ringen um 
Rechtsstaatlichkeit
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EUROPÄISCHE  
Grenzerfahrungen im Westen

Von 17. bis 21. Juli 2021 waren Martin Selmayr und Paul Schmidt in 
Schwarzenberg, Dornbirn, Hohenems, Lauterach, Hard, Lustenau, Bre-
genz, Feldkirch und Bludenz unterwegs. Dabei waren die Herausforde-
rungen im Hinblick auf die Lage Vorarlbergs und Nachhaltigkeit zwei zen-
trale Themen. 

VORARLBERG

EU-Experten vor Ort
Sowohl Unternehmen als auch Bürgerinnen 
und Bürger können sich bei Fragen rund um 
die EU an Europe Direct in Bregenz wenden. 
Um offiziell die neue Ära der Zusammen-
arbeit zwischen der Europäischen Kommis-
sion und Vorarlberg einzuläuten, enthüllten 
Landeshauptmann Markus Wallner und Mar-
tin Selmayr eine neue Tafel am Europe- 
Direct-Zentrum in Bregenz. Einen tiefen Einblick 
in die Themen, welche die Menschen in Vor-
arlberg in Bezug auf Europa bewegen, haben 
naturgemäß auch die EU-Gemeinderäte, mit 
denen sich die EU-Radler in Bregenz austausch-
ten – begleitet von Landtagspräsident Harald 
Sonderegger.

Dass Regionalität, Nachhaltigkeit und Klima-
schutz in Vorarlberg großgeschrieben werden, 
davon konnten sich Martin Selmayr und Paul 
Schmidt beim Verkehrsverbund ein Bild ma-
chen, der auf E-Busse und Mobilitätskonzepte 

Was wollen die Vorarlbergerinnen 
und Vorarlberger von Europa?

• Besseres Grenzmanagement in Krisenzeiten,  
auch mit der Schweiz

• Ausbau des Europäischen Bahnnetzes  
und der Elektromobilität

• Europäische Strategie gegen den 
Fachkräftemangel

• Vereinfachung der Anträge für EU-Förderungen

• Gemeinwohlauflagen bei EU-Förderungen;  
Beispiel: Ein Hotel, dessen Renovierung  
gefördert wird, soll alte Möbel an  
Sozialprojekte verschenken

Notizen aus den EU-Zukunftsgesprächen in Vorarlberg

Ein Pressegespräch in Dornbirn bildete den offiziellen Auftakt der EU-
Zukunftstour durch Vorarlberg, wobei Martin Selmayr und Paul Schmidt 

von Schwarzenberg über das Bödele angeradelt kamen. Im Dornbirner 
Rathaus stellten sie sich dann gemeinsam mit der EU-Abgeordneten Clau-
dia Gamon und Bürgermeisterin Andrea Kaufmann Journalistenfragen 
zu aktuellen europäischen Herausforderungen und der EU-Stimmung im 
„Ländle“. Claudia Gamon hatte die EU-Radler bereits vor dem offiziellen 
Start der Vorarlberg-Etappe im Bregenzerwald zum Wandern getroffen, 
wo das EU-Trio gemeinsam Wind und Wetter trotzte. 

Davon, dass sich Vorarlberg auf vielfältige Weise mit Europa auseinan-
dersetzt, zeugt das Projekt „Europaplätze" in Hohenems. Einer davon ist 
die grüne Grenze am Alten Rhein, zu der Hanno Loewy, Direktor des Jü-
dischen Museums in Hohenems, Martin Selmayr und Paul Schmidt be-
gleitete. Im geschichtlichen Kontext hatte der grüne Grenzübergang eine 
große Bedeutung. Er war für viele jüdische Menschen vor und während 
des Zweiten Weltkriegs ein Fluchtpunkt und möglicher Weg in die Frei-
heit – und ins Überleben. Um die Lehren aus der Vergangenheit und wel-
che Handlungen das heutige Europa daraus ableiten sollte, ging es auch 

beim Austausch mit Kulturschaffenden im Jü-
dischen Museum. Kritik ertönte unter anderem 
an der Krise der Rechtsstaatlichkeit in einigen 
EU-Mitgliedstaaten. 

Die Grenzen zu den Nachbarländern, insbe-
sondere zur Schweiz, haben auch gegenwärtig 
einen starken Einfluss auf das Leben in Vorarl-
berg, wie Unternehmer und Wirtschaftsvertreter 
gegenüber Martin Selmayr und Paul Schmidt bei 
einem Treffen am Vetterhof – dem Bio-Bauern-
hof von Simon Vetter – betonten. Sie äußerten 
Sorgen hinsichtlich des Fachkräftemangels und 
Wünsche nach einer Verbesserung des Verhält-
nisses zwischen der EU und der Schweiz, nach 
EU-Handelsabkommen sowie nach einer en-
gagierten europäischen Förderpolitik, die auch 
kleineren Projekten ohne allzu viel Bürokratie 
eine Chance gibt. An welchen Schrauben Vor-
arlberger Unternehmer drehen, um in Europa 
und darüber hinaus erfolgreich zu sein, zeigte 
ein Besuch beim Radhersteller Simplon in Hard. 
Dabei kamen auch die aktuellen Lieferengpäs-
se bei eBikes und Überlegungen, die Produktion 
von Carbon-Fahrradrahmen von Asien nach Eu-
ropa zu verlagern, zur Sprache.

© Vertretung der EU-Kommission/APA-Fotoservice/Mathis © Vertretung der EU-Kommission/APA-Fotoservice/Mathis
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© Land Vorarlberg

© Land Vorarlberg

© Karlheinz Kindler

© Land Vorarlberg © Vertretung der EU-Kommission/APA-Fotoservice/Mathis

Europa auf dem Weg  
zur Klimaneutralität

WAS IST DER EUROPÄISCHE GRÜNE DEAL?
Der europäische Grüne Deal ist der Fahrplan, mit dem die EU bis spätestens 2050 klimaneutral 
werden soll. Um das zu erreichen, haben sich die EU-Mitgliedstaaten dazu verpflichtet, die Netto-
Treibhausgasemissionen bereits bis 2030 um mindestens 55 Prozent gegenüber dem Niveau des 
Jahres 1990 zu senken. Der Grüne Deal ist gleichzeitig Europas Wachstumsstrategie, da er neue 
Geschäftsfelder eröffnet und massive Anreize für Innovation setzt. Er berührt sämtliche Lebens-
bereiche, von der Industrie über Energie und Gebäude bis zu Verkehr und Landwirtschaft. EU-Mittel 
helfen den Mitgliedstaaten und Regionen dabei, den grünen Wandel zu bewerkstelligen. 

WAS BEDEUTET ER FÜR ÖSTERREICH?
Die EU-Mitgliedstaaten – darunter auch Österreich – sind gefordert, auf nationaler Ebene ehrgeizige 
Maßnahmen zu ergreifen, um die gemeinsam gesteckten Klimaziele zu erreichen. Österreich geht 
mit gutem Beispiel voran und plant schon bis 2030 den Umstieg auf 100 Prozent erneuerbaren 
Strom. Die Klimaneutralität soll hierzulande bereits bis 2040 erreicht werden.

WAS HAT DAS KLIMATICKET MIT EUROPA ZU TUN?
Seit dem 26. Oktober 2021 gibt es ein kostengünstiges, österreichweit gültiges Ticket für alle öffent-
lichen Verkehrsmittel. Das „Klimaticket Ö“ ist ein Modellprojekt für Europa und leistet einen Beitrag 
zur Umsetzung des europäischen Grünen Deals. Zudem ist es als wichtige Reform im österreichischen 
Aufbauplan verankert, an dessen Umsetzung 3,5 Milliarden Euro an EU-Zuschüssen geknüpft sind. 

Johanna Edthofer,  
wissenschaftliche Mitarbeiterin, 
Österreichische Gesellschaft  
für Europapolitik 

mit Fahrrädern und Car-Sharing setzt, und ebenso in der Fa-
brik Klarenbrunn in Bludenz. Bis 2015 wurden dort Textilien 
produziert, heute werden auf dem Gelände kreative Ideen 
gesponnen. Zudem ist die ehemalige Fabrik Sitz nachhaltiger 
Unternehmen. Die EU-Radler besuchten die KØje, wo im Rah-
men eines innovativen Arbeitszeitmodells Betten und Möbel 
aus Zirbe hergestellt werden, den Carla Store, der – als Projekt 
der Caritas – Second-Hand- und Vintage-Waren verkauft, und 
SANlight, Spezialist für effiziente LED-Leuchten, um zu hö-
ren, was die Geschäftsführung und die Mitarbeiter von Europa 
erwarten.

Von einem Gespräch mit Vertretern von Umweltverbänden 
und Fridays for Future nahmen Martin Selmayr und Paul 
Schmidt ebenfalls wertvolle Inputs für die EU-Zukunftsdebat-
te mit in den Zug zurück nach Wien – vor allem im Hinblick 
auf den europäischen Grünen Deal, der Europa bis spätestens 
2050 klimaneutral machen soll. Vorarlberg zeigt vor, wie das 
zu schaffen ist: Die Art und Weise, wie viele Menschen und 
Unternehmen in Vorarlberg Nachhaltigkeit und grüne Innova-
tionen in den Alltag integrieren, hat Modellcharakter für die 
grüne Wende in Europa.
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EUROPA GEMEINSAM  
auf Schiene bringen

Von 5. bis 7. September 2021 stand  
für Martin Selmayr und Paul Schmidt 
Oberösterreich auf dem Programm.  
Prominente Themen waren Mobilität  
und Klimaschutz und die Überwindung  
der Corona-Pandemie.

OBERÖSTERREICH

Was wollen die Oberösterreicherinnen 
und Oberösterreicher von Europa?

• Globale Vorreiterrolle beim Kampf  
gegen den Klimawandel

• Ausbau der Wasserstoff-Technologie und mehr 
Förderungen für den öffentlichen Verkehr

• „Made in Europe“: Mehr Autonomie 
im Hinblick auf Lieferketten

• Verringerung des bürokratischen Aufwands 
beim Austauschprogramm Erasmus+

• Entschlossenes Vorgehen zum Schutz der 
Rechtsstaatlichkeit und der Pressefreiheit

Notizen aus den EU-Zukunftsgesprächen in Oberösterreich

Die Oberösterreich-Etappe von Martin Selmayr und 
Paul Schmidt startete mitten im Geschehen: In 

Linz besuchten sie den Informationstag von Europe 
Direct Oberösterreich. Dort tauschten sie sich mit 
Vertretern von Jugendorganisationen und auch mit 
Unternehmern aus, deren Projekte und Innovationen 
EU-Unterstützung erhalten hatten. Eine natürliche 
Anziehungskraft übte „My Esel“, ein Hersteller von 
Holzrädern, auf die EU-Radler aus. Eine Testfahrt war 
natürlich ein Muss.

Auch ein anderes kreatives Gefährt erregte Aufmerk-
samkeit: das „Europa.Cafe". Dabei handelt es sich um 
eine EU-gebrandete Piaggio Ape mit professioneller 
Kaffeemaschine. Die zehn österreichischen Europe-
Direct-Stellen touren während der wärmeren Jahres-
zeiten durch Österreich, schenken an öffentlichen 
Plätzen Kaffee aus und plaudern über Europa – frei 
nach dem Motto: „Europa ist auch Dein Kaffee“. Die 
gute Zusammenarbeit zwischen dem Land Oberöster-
reich und der Europäischen Kommission wurde 2021 
verlängert, was Landeshauptmann Thomas Stelzer, 
Landesrat Markus Achleitner und Martin Selmayr mit 
der Enthüllung einer Tafel am Europe-Direct-Zen-
trum in Linz feierten. Eine spannende Debatte über 
die künftige Gestaltung unseres Kontinents führten 
die beiden EU-Radler auch bei einem gemeinsamen 
Essen mit dem ehemaligen EU-Abgeordneten Josef 
Weidenholzer. 

Nicht mit einem Holzrad von „My Esel“, sondern mit dem eigenen Draht-
esel ging es von Linz entlang der Donau nach Grein, wo sich die EU-Radler 
mit Bürgermeistern und Gemeinderäten austauschten. Dabei kam der Plan 
auf, einer Schulklasse aus der Region einen Besuch der EU-Institutionen in 
Brüssel zu ermöglichen. Die Vertretung der Europäischen Kommission hat 
diesen nun für Juni 2022 organisiert – vorausgesetzt natürlich, die Pande-
mie-Lage lässt dies zu. Ein weiteres Versprechen betraf das Stadttheater 
Grein, das als das älteste weitgehend im Originalzustand erhaltene Stadt-
theater Österreichs gilt. Dieses wird gerade saniert und sobald es seine 
Türen wieder öffnet, wollen die EU-Radler einer Vorstellung beiwohnen. 

Der Besuch in Grein war nicht nur mit europapolitischen, sondern auch 
mit geografischen Ausblicken verbunden: So besuchten Martin Selmayr 
und Paul Schmidt gemeinsam mit EU-Gemeinderat Lothar Pühringer und 
weiteren Europa-Interessierten die Gobelwarte, die einen Rundblick über 
den Strudengau bietet, den Motorikpark für Jung und Alt sowie den Pla-
netenweg, der das Sonnensystem im kleinen Maßstab nachbildet. Diese 
Initiativen erhielten Mittel aus dem EU-Leader-Programm, das die Ent-
wicklung des ländlichen Raums fördert, und sie zeigen, wie wichtig gerade 
kleinere Projekte für die europäische Bewusstseinsbildung vor Ort sind. 
Martin Selmayr betonte, dass es genau aus diesem Grund unerlässlich ist, 
Projekte, in denen EU-Mittel stecken, sichtbar zu kennzeichnen – Stichwort 
Kommunikation statt Diskretion. 

Mobilität und Klimapolitik  
unter den Top-Themen
Auch die Auswirkungen der Corona-Pandemie 
auf das tägliche Leben kamen in Oberösterreich 
oft zur Sprache. Kritik gab es an den von einigen 
Mitgliedstaaten während der Corona-Pandemie 
einseitig angeordneten Grenzkontrollen und Rei-
sebeschränkungen. Viele Menschen berichteten 
im September auch mit Sorge von der im Land 
ungewöhnlich starken Positionierung der Impf-
gegner, die eine Durchimpfung der Bevölkerung 
verlangsamt hat. Die EU-Radler betonten ein-
mal mehr, dass in Europa mehr als genügend 
Impfstoff zur Verfügung steht, um alle Men-
schen zu impfen und so einen starken Schutz zu 
gewährleisten. 

© ÖBB/Andreas Scheiblecker

© Vertretung der EU-Kommission/APA-Fotoservice/Nachtschatt

22 23



OBERÖSTERREICH
©

 E
U

 P
ar

la
m

en
t

Europas Zukunft  
gemeinsam gestalten
WORUM GEHT ES BEI DER EU-ZUKUNFTSDEBATTE?
Die EU-Zukunftsdebatte wird von der Europäischen Kommission, dem Europäischen Parlament und 
den Mitgliedstaaten gemeinsam organisiert. Sie läuft von Mai 2021 bis Mai 2022 und soll die EU 
fit für die großen Herausforderungen machen: vom Klimawandel über die Corona-Pandemie, die 
Migration und den digitalen Wandel bis hin zur Arbeit an einem sozialeren Europa und der Stärkung 
der Rolle Europas in der Welt. Alle EU-Bürgerinnen und -Bürger sind – auch über eine mehrsprachige 
Online-Plattform – eingeladen, ihre Vorstellungen, Projekte und Visionen einzubringen und so den 
abschließenden Bericht mit Empfehlungen zur Zukunft Europas mitzugestalten. 

WIE KANN ICH MICH EINBRINGEN?
Zentrales Element der EU-Zukunftsdebatte ist eine gemeinsame und mehrsprachige Online-Platt-
form, auf der alle Interessierten ihre Ideen einbringen, Veranstaltungen organisieren, sich miteinan-
der austauschen und vernetzen können. Alle Infos auf: https://futureu.europa.eu/?locale=de

WIE TRÄGT DIE RADTOUR DURCH ÖSTERREICH ZUR  
EU-ZUKUNFTSDEBATTE BEI?
Die Europäische Kommission und die Österreichische Gesellschaft für Europapolitik sind seit Mai 
2021 quer durch alle Bundesländer klimafreundlich mit Rad und Zug unterwegs, um mit den Men-
schen vor Ort ins Gespräch zu kommen und Ideen für die Zukunft Europas zu sammeln. Mehr als 650 
persönliche Begegnungen brachten eine Vielzahl an konkreten Anregungen und Wünschen zutage, 
die in die EU-Zukunftsdebatte einfließen werden.

Stefan Schaller, 
wissenschaftlicher Mitarbeiter, 
Österreichische Gesellschaft  
für Europapolitik 

Zu den thematischen Fixstartern der Gesprächsrunden in 
Oberösterreich zählten Mobilität und Klimapolitik, insbeson-
dere auch die Frage nach einer sozial gerechten Ausgestal-
tung der notwendigen Klimawende. Diesbezüglich gab es 
einige Wochen nach der EU-Zukunftstour durch das Bundes-
land zwei gute Nachrichten: Erstens wurde am 26. Oktober 
das „Klimaticket Ö“ eingeführt, das auch im Rahmen des EU-
Aufbauplans unterstützt wird. Zweitens erfolgte im November 
der Spatenstich zur Modernisierung der Bahnstrecke zwischen 
Marchtrenk und Wels. Vier statt bisher zwei Gleise werden zu-
künftig für mehr Kapazitäten und ein schnelleres Reisetem-
po auf der stark ausgelasteten Weststrecke sorgen. Die EU 
fördert das Projekt, das einen erheblichen Engpass auf der 
Rhein-Donau-Achse beseitigen wird – und nicht nur das. Die 
EU will bis spätestens 2050 klimaneutral werden. Auch vor 
diesem Hintergrund ist es höchste Eisenbahn für den Ausbau 
des Schienennetzes, unterstrich Martin Selmayr, der zum Spa-
tenstich nach Wels gekommen war – natürlich mit der Bahn.

© Oberösterreich/Max Mayrhofer
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Bad St. Leonhard

St. Paul im Lavanttal

KlagenfurtVillach
St. Jakob im Rosental

St. Lorenzen im Gitschtal
Weißensee

Hermagor Lavamünd
Dravograd

ERKUNDUNGSTOUR  
rund um das europäische  
Silicon Valley Von 13. bis 17. September 2021 radelten Martin Sel-

mayr und Paul Schmidt durch Kärnten, um vor Ort über 
die Rede zur Lage der Union von EU-Kommissionspräsi-
dentin Ursula von der Leyen zu diskutieren. Die Rede ent-
hielt mit dem EU-Chip-Gesetz eine wichtige Ankündigung 
für das südlichste Bundesland.

KÄRNTEN

Wetterfeste EU-Radler
Dass Europa keine Schönwetterveranstaltung 
ist, stellten Martin Selmayr und Paul Schmidt in 
Oberkärnten unter Beweis: Bei Regen ging es von 
Hermagor bis zum Weißensee – begleitet von 
wetterfesten Mitradlern von Europe Direct und der 
EU-Kommissionsvertretung. In der Gemeinde Wei-
ßensee tauschte sich das Team dann mit Bürger-
meisterin Karoline Turnschek über verschiedene 
Aspekte der EU-Politik aus, insbesondere auch im 
Hinblick auf den nachhaltigen Tourismus und den 
Umweltschutz. 

Was wollen die Kärntnerinnen  
und Kärntner von Europa?

• Einführung eines Europäischen Klimatickets

• EU-Förderung für kleine, grenzüberschrei-
tende Projekte erleichtern, z. B. durch 
Pauschalbeträge

• Kontrollsysteme für EU-Agrarförderungen  
mit notwendiger Flexibilität ausstatten

• Duales Ausbildungssystem auf EU-Ebene 
forcieren

• Stärkere Förderung innovativer Unternehmen 
im IT-Bereich und leichterer Zugang  
zu Risikokapital

Notizen aus den EU-Zukunftsgesprächen in Kärnten

Die EU-Zukunftstour durch Kärnten hatte ei-
nen besonderen Schwerpunkt: die Rede zur 

Lage der Union von EU-Kommissionspräsidentin 
Ursula von der Leyen. Um diese auch verstärkt 

in den Regionen zu thematisieren, diskutierten 
Martin Selmayr und Paul Schmidt gemeinsam 
mit Landeshauptmann Peter Kaiser und Bar-
bara Lesjak, Vizepräsidentin des Europahauses 
Klagenfurt, am 15. September bei einer Presse-
konferenz über aktuelle Herausforderungen und 
Chancen der EU-Mitgliedschaft aus der Sicht 
Kärntens. Der Landeshauptmann betonte, dass 
Kärnten seit dem EU-Beitritt Österreichs rund 

3 Milliarden Euro an EU-Mitteln erhal-
ten hat – mehr als ein Jahresbudget 
des Landes. Im Anschluss an die Ver-
anstaltung haben Landeshauptmann 
Peter Kaiser und Martin Selmayr eine 
neue Tafel am Europe-Direct-Zentrum 
in Klagenfurt enthüllt. 

Eine von der EU-Kommissionsprä-
sidentin in ihrer Rede angekündigte 
Schlüsselinitiative ist für Kärnten von 

besonders großer Relevanz: das europäische Chip-Gesetz zur Stärkung 
der Halbleiterindustrie. Denn das Bundesland entwickelt sich zunehmend 
zum Silicon Valley Europas. Das zeigten zum Beispiel Besuche von Lam 
Research – das Unternehmen optimiert Prozess- und Fertigungsanla-
gen für die Chip-Industrie – und dem Spitzenforschungszentrum Silicon  
Austria Labs. Winzige elektronikbasierte Systeme verkörpern dort Innova-
tion und EU-gefördertes Know-how. Für personellen Nachwuchs sorgt die 
Fachhochschule Kärnten, wo Martin Selmayr und Paul Schmidt mit Leh-
renden und Studierenden debattierten. Ein perfektes Timing ist Infineon 

Austria gelungen: Wenige Tage nach der Ankündigung des Chip-Gesetzes, 
das den Anteil Europas am globalen Halbleiter-Markt von derzeit etwa 
10 Prozent bis 2030 auf 20 Prozent verdoppeln soll, ging am Standort 
Villach eine neue High-Tech-Chipfabrik in Betrieb. Martin Selmayr war bei 
der Eröffnungsfeier dabei und betonte, dass die europäische Chip-Offen-
sive nicht nur die Wettbewerbsfähigkeit, sondern auch die Souveränität 
unseres Kontinents stärken wird.

Auf den anderen Stationen der Kärnten-Etappe wich der Anzug der Rad-
lerhose – etwa auf einer Tour von St. Paul im Lavanttal über Lavamünd 
bis ins slowenische Dravograd, bei der Martin Selmayr und Paul Schmidt 
von den Bürgermeistern Stefan Salzmann und Wolfgang Gallant sowie 
von EU-Gemeinderäten begleitet wurden. Auf der Strecke besichtigten die 
EU-Radler das Koralmtunnel-Projekt und sprachen mit Bauarbeitern über 
deren Anliegen an Europa. Der Tunnel – er wird sowohl aus dem EU-Bud-
get als auch im Rahmen des EU-Aufbauplans gefördert – wird die Bahn-
fahrt zwischen Klagenfurt und Graz auf 45 Minuten verkürzen.

Thematische Baustellen, an denen Europa mit Hochdruck arbeitet, stan-
den im Zentrum vieler weiterer spannender Begegnungen in Kärnten, da-
runter eine Audienz bei Diözesanbischof Josef Marketz, ein Abendessen 
mit Landes- und Regionalpolitikerinnen in Klagenfurt, ein Austausch mit 
Wirtschaftsvertretern und ein Treffen mit der Kärntner Konsensgruppe, 
die Dialog- und Versöhnungsarbeit leistet und entscheidend zur Lösung 
des Ortstafelstreits beigetragen hat. Die Themenpalette reichte von den 
hohen Energiekosten und Leistbarkeit und Finanzierung von Klimaschutz-
maßnahmen über grenzüberschreitende Zusammenarbeit bis zu EU- 

Förderungen. Wie vielfältig und gewinnbringend 
die EU-Subventionen sind, aber auch an welche 
Kontrollen deren Auszahlungen geknüpft sind 
und welcher Aufwand damit gerade für kleinere 
Betriebe verbunden ist, kam bei einem Besuch 
eines Bauernhofes im Gitschtal prominent zur 
Sprache. Ebenso betont wurde die Dringlichkeit 
der Umsetzung einer EU-Richtlinie, die für mehr 
Fairness entlang der Lebensmittelkette sorgt.
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KÄRNTEN
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© Johannes Maier© Marc Germeshausen

© LPD Kärnten/Hannes Krainz

Europa und  
seine Landwirte

WAS HABEN ÖSTERREICHS LANDWIRTE VON DER EU?
In der EU ist die Verantwortung für die Landwirtschaft auf die europäische Ebene übertragen wor-
den, und das mit gutem Grund: Ein geeinter Markt sorgt für faire Bedingungen und verhindert einen 
Wettlauf an Subventionen und gegenseitigen Markthindernissen. Die Gemeinsame Agrarpolitik der 
EU garantiert ein angemessenes Einkommen, effiziente und umweltschonende Produktion und steht 
der Landwirtschaft bei Krisen und Katastrophen zur Seite.

TUT DIE EU ETWAS GEGEN DUMPINGPREISE  
FÜR LANDWIRTSCHAFTLICHE PRODUKTE?
Die EU hat im Rahmen der Welthandelsorganisation (WTO) ein Agrarabkommen abgeschlossen. Es 
beschränkt handelsverzerrende Subventionen für Agrarprodukte wie z. B. Preisstützungen oder Ex-
porterstattungen. In gerechtfertigten Ausnahmefällen dürfen Schutzzölle erhoben werden, sodass 
europäische Landwirte vor Dumping umfassend geschützt sind. Innerhalb der EU gibt es mit der 
EU-Richtlinie zum Verbot unlauterer Handelspraktiken erstmal einen einheitlichen Mindestschutz für 
Landwirte vor unlauteren Vertragsklauseln und Verhaltensweisen. Insbesondere bei Zahlungszielen, 
Rücksendungen, Stornos von Bestellungen und Kostenübernahmen können große gewerbliche und be-
hördliche Käufer ihre Marktmacht gegenüber umsatzmäßig kleineren Lieferanten nicht unbeschränkt 
geltend machen. Österreich hat es allerdings versäumt, diese Richtlinie fristgerecht umzusetzen. 

WIE UNTERSTÜTZT DIE EU DEN LÄNDLICHEN  
RAUM DURCH DAS LEADER-PROGRAMM?
Innovative Projekte im ländlichen Raum können Förderungen aus dem EU-Programm Leader er-
halten. Die Regionen entwickeln Vorhaben, welche die Innovations- und Wirtschaftskraft, die Zu-
sammenarbeit zwischen einzelnen Gebieten und den Tourismus stärken. Die EU hilft bei der Finan-
zierung. Drei von mehr als 100 Projekten, welche die EU in den vergangenen Jahren z. B. in Kärnten 
unterstützt hat, sind die Schokolade-Erlebnis-Manufaktur in Friesach, der Drau-Rad- und Paddelweg 
und ein Lehrlings- und Weiterbildungsprojekt in der Region Radenthein. Von 2014 bis 2020 sind rund 
200 Millionen Euro aus dem Leader-Programm nach Österreich geflossen. 

Hatto Käfer, 
Leiter Wirtschaft & Soziales,  
Vertretung der Europäischen 
Kommission

Die Erfahrung, dass europäische Themen in Kärnten 
sehr präsent sind, machte auch Wolfgang Bogens-
berger, stellvertretender Leiter der Vertretung der 
Europäischen Kommission. Er diskutierte bei einem 
Bürgerdialog in Bad St. Leonhard im Lavanttal Ende 
September gemeinsam mit Landeshauptmann Pe-
ter Kaiser und EU-Parlamentsvizepräsident Othmar 
Karas über die Wünsche der Bürgerinnen und Bür-
ger für Europas Zukunft. Die österreichischen Bun-
desländer nehmen eine wichtige Rolle bei deren Ge-
staltung ein, denn es sind schließlich die Regionen, 
wo Europa im Alltag gelebt wird – egal, ob in Form 
von EU-unterstützter Innovation oder durch den 
Bau eines EU-geförderten Bahntunnels.

© Stadtgemeinde Bad St. Leonhard
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Neusiedl am See
Weiden am See

Podersdorf

St. Andrä am Zicksee
Eisenstadt

Deutschkreutz

Neutal

Stoob
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Oberwart

Bildein

MoschendorfGüssing

Eisenberg

Mörbisch

Fertörakos

EINE EUROPÄISCHE 
Erfolgsgeschichte

Von 27. bis 29. September 2021 ging es auf EU-Zukunftstour ins Burgen-
land. In dem Bundesland zeigen sich die Effekte der EU-Mitgliedschaft auf  
eindrucksvolle Weise.

BURGENLAND

Was wollen die Burgenländerinnen 
und Burgenländer von Europa?

• Förderung der Mobilität durch bessere 
 öffentliche Anbindungen

• EU-weit harmonisierte Ausbildungs- und 
Berufswege in den Gesundheits- und 
Pflegeberufen

• Besseren Informationsfluss zwischen  
Entscheidungsträgern auf europäischer  
Ebene und der Bevölkerung

• Verstärkte Maßnahmen für den Klimaschutz 
und mehr Förderungen für erneuerbare 
Energien

• Besseren Schutz für die Zwergohreule
Notizen aus den EU-Zukunftsgesprächen in Burgenland

Das Burgenland ist zwar vielmehr für Steppenlandschaften denn für alpine 
Höhen bekannt, es war aber dennoch das einzige Bundesland, in dem Martin 

Selmayr und Paul Schmidt auf ihrer Zukunftstour einen Klettergurt benötigten: 
Grund war die „Besteigung“ eines rund 90 Meter hohen Windrads in Weiden. Das 
Burgenland produziert – auch dank EU-Förderungen – mehr Ökostrom, als es 
verbraucht, und spielt damit eine Schlüsselrolle für die Erreichung der österrei-
chischen und gesamteuropäischen Klimaziele, die stark auf eine Ausweitung der 
Erneuerbaren bauen. 

Im Burgenland zeigt sich besonders deutlich, was der EU-Beitritt Österreichs vor 
mehr als 26 Jahren bewirkt hat. Das Bundesland war bis Anfang der 1990er-
Jahre wirtschaftlich weit abgeschlagen, da es jahrzehntelang direkt am Eisernen 

Vorhang lag. Durch den EU-Beitritt wurden Export, Dienstleistungssektor und Tourismus gestärkt und es entstanden neue 
Arbeitsplätze. Heute ist das Burgenland eine boomende Region mit innovativen Start-ups, Technologiezentren, leistungsstar-
ken Windparks und einem breiten Aus- und Weiterbildungsangebot. Martin Selmayr und Paul Schmidt machten sich auf ihrer 
Tour ein umfassendes Bild davon. Sie sprachen im Schulungszentrum Neutal mit Jugendlichen über ihre Hoffnungen, den 
Klimaschutz und Arbeitsplätze der Zukunft, diskutierten mit Studierenden der Fachhochschule Pinkafeld über die Bedeutung 
von Gesundheitsberufen und Biodiversität und wurden in der Höheren Bundeslehranstalt Oberwart mit Drohnen – zwecks 
Bildaufnahmen – und einer sehr schmackhaften Kostprobe des Lehrplans empfangen. In Güssing haben die beiden EU-Rad-
ler innovative Jungunternehmer getroffen, die unter anderem Geschäftsmodelle für eine Garnelenzucht und Olivenöl „made 
in Burgenland“ entwickelt haben. Eine lange Tradition hat im Burgenland indes die Weinwirtschaft: Ein Stopp beim Weingut 
Gesellmann in Deutschkreutz und eine Uhudler-Verkostung im Südburgenland durften demnach im Programm nicht fehlen. 

Die EU-Mitgliedschaft und die vielfältigen Mög-
lichkeiten, die das vereinte Europa gerade für 
Grenzregionen bietet, haben entscheidend zum 
Erfolg des Burgenlands beigetragen, wie Lan-
deshauptmann Hans Peter Doskozil bei einer 
gemeinsamen Pressekonferenz mit Landtags-
präsidentin Verena Dunst und den beiden EU-
Radlern betonte. Er weihte auch das Europe-
Direct-Zentrum in Eisenstadt gemeinsam mit 
Martin Selmayr offiziell ein und gab den beiden 
Besuchern ein Rad-Dress im Burgenland-Design 
mit auf den Weg. Dieses wird jedenfalls zum 
Einsatz kommen, wenn Martin Selmayr und Paul Schmidt abermals – so wie bereits im Mai 2021 – den Neusiedlersee umrun-
den. Weitere Mitglieder der Landesregierung brachten sich ebenfalls in die EU-Zukunftstour ein: Bildungslandesrätin Daniela 
Winkler, Wirtschaftslandesrat Leonhard Schneemann und Verkehrslandesrat Heinrich Dorner waren streckenweise mit dabei.

Orts- und fachkundige Begleitung hatten Martin Selmayr und Paul Schmidt auch auf dem Weg von Eisenberg nach Bildein: 
Walter Temmel, Landtagsabgeordneter und EU-Gemeinderat, radelte mit ihnen entlang des ehemaligen Eisernen Vorhangs. 
Die verwaisten Grenzposten geben eindrucksvoll Zeugnis davon, dass sich der Wert des gemeinsamen Europas bei weitem 
nicht nur in EU-Fördergeldern bemessen lässt. 

Das friedliche Miteinander ist auch das Anliegen der Angehörigen der Volksgruppen, die Martin Selmayr und Paul Schmidt im 
interkulturellen Zentrum in Großwarasdorf getroffen haben. Mit dem über die Jahrzehnte gefundenen Ausgleich mit Ungarn, 
Kroaten und Roma lebt das Burgenland vor, wie man in Europa Einheit, Frieden und Freiheit wirkungsvoll mit der Achtung und 
Förderung kultureller und sprachlicher Vielfalt verbinden kann. 

Trotz des Aufschwungs der vergangenen Jahrzehnte sind die Menschen im Burgenland nach wie vor mit Herausforderungen 
konfrontiert, für deren Bewältigung sie sich Unterstützung von Europa erhoffen. Bei einem Besuch der „Weiberwirtschaft“ in 
Stoob – dabei handelt es sich um ein Kaffeehaus bzw. ein EU-gefördertes Projekt, das Menschen bei der Eingliederung in den 
Arbeitsmarkt hilft – kam das Thema Mobilität prominent zur Sprache. Gerade im Mittelburgenland ist der Weg zur Arbeit für 
viele Menschen sehr aufwendig. Im Hinblick auf grüne Mobilität und Digitalisierung kann das Burgenland mit Förderungen aus 
dem EU-Aufbauinstrument rechnen, das insgesamt 3,5 Milliarden Euro an Zuschüssen für Österreich vorsieht.
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BURGENLAND

Europa unterstützt den 
Aufschwung nach Corona

PROFITIEREN ALLE BUNDESLÄNDER VOM  
EU-AUFBAUINSTRUMENT NEXTGENERATIONEU?
Ja. Um unsere Zukunft nachhaltiger und digitaler zu machen, hilft die Europäische Kommission 
Österreich, auf Basis eines Aufbauplans konkrete Investitionen und Reformen anzugehen: 3,5 Mil-
liarden Euro an EU-Zuschüssen fließen dafür – zum Beispiel in schnelle Internetverbindungen in allen 
Bundesländern und Computer für Schüler. Der EU-Aufbauplan stärkt insbesondere auch den Klima-
schutz und hat geholfen, die Weichen für das Klimaticket zu stellen. 

HILFT EUROPA BEIM KESSELTAUSCH?
Absolut! In Österreich gibt es derzeit noch rund 500.000 Ölheizungen (13 Prozent aller Heizungen) 
und über 900.000 Gasheizungen (23 Prozent). Über den Aufbauplan unterstützt die EU den Aus-
tausch von Öl- und Gasheizungen mit 159 Millionen Euro. Privatpersonen können ihr altes Heizsys-
tem gegen ein effizienteres und klimafreundliches tauschen und dafür bis zu 7500 Euro Förderung 
erhalten. Auch Betriebe und Gebäudeeigentümer profitieren. 

SIND SCHON EU-ZUSCHÜSSE NACH ÖSTERREICH GEFLOSSEN?
Ja. Die Kommission hat Österreich am 28. September 2021 einen ersten Teil, 450 Millionen Euro, 
überwiesen. Insgesamt soll Österreich 3,5 Milliarden Euro bis 2026 für die Erfüllung konkreter Ziele 
bekommen. Auch alle anderen EU-Mitgliedstaaten erhalten EU-Zuschüsse für ein wirtschaftliches 
Fitnessprogramm, das stark auf Digitalisierung und Klimaschutz abzielt. Das kommt wiederum der 
Exportnation Österreich zugute, die von stabilen Nachbarn im europäischen Binnenmarkt profitiert. 

Tim Joris Kaiser, 
wirtschaftspolitischer Berater, 
Vertretung der Europäischen 
Kommission

Kommunikation statt Diskretion
Unterm Strich ist das Burgenland eine europäi-
sche Erfolgsgeschichte, die aber auch erzählt 
werden muss, wie Martin Selmayr mehrfach be-
tonte. Wenn in Projekten Europa – in Form von 
EU-Förderungen – drinsteckt, so müsse auch 
Europa draufstehen, sprich das europäische 
Engagement durch eine EU-Fahne oder Plaket-
te ersichtlich sein. Denn: Um die Menschen von 
Europa zu überzeugen, braucht es Kommunika-
tion statt Diskretion. Die EU-Zukunftstour ist der 
beste Beweis dafür.

© Vertretung der EU-Kommission/APA-Fotoservice/Hautzinger
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GIPFELTREFFEN  
zur Zukunft Europas
Auf ihrer Salzburg-Etappe von 15. bis 18. Oktober 2021 
freuten sich Martin Selmayr und Paul Schmidt über Un-
terstützung von höchster politischer Ebene: Europami-
nisterin Karoline Edtstadler fuhr mit den beiden EU-Rad-
lern in der Europa-Lok nach Salzburg, um gemeinsam mit 
Bürgerinnen und Bürgern auf den Gaisberg zu wandern.

SALZBURG

EU-Bürgerdialog zum Thema Wolf
Die Salzburg-Etappe führte von Pfongau in Neu-
markt am Wallersee über den Gaisberg bis in 
den Pongau. Dort stießen Martin Selmayr und 
Paul Schmidt im Zuge einer Wanderung auf die 
Heinrich-Hackel-Hütte und bei einem Bürger-
dialog im Skimuseum Werfenweng auf einen 
treuen thematischen Begleiter ihrer Tour durch 
die alpinen Bundesländer: den Wolf. Im Ge-
spräch mit Politikern, Landwirten, Tierärzten und 
Jägern erklärten die EU-Radler, dass die von al-
len EU-Mitgliedstaaten gemeinsam beschlosse-
ne Richtlinie, die den Schutz des Wolfes vorsieht, 
den Regionen durchaus Spielraum im Umgang 
mit dem Vierbeiner gewährt. 

Was wollen die Salzburgerinnen  
und Salzburger von der EU?

• Mehr Chancengleichheit  
zwischen Frauen und Männern

• Einrichtung eines Jugend- 
Ausschusses der Regionen

• Digitale Plattform für Modellprojekte  
der EU-Gemeinden

• Einführung einer europäischen Pflegestrategie 
und Erleichterung der Zuwanderung für  
Pflege- und Tourismuskräfte

• Europäische Mobilitätsprogramme für  
Senioren – Stichwort Erasmus

Notizen aus den EU-Zukunftsgesprächen in Salzburg

Ein Gipfeltreffen der besonderen Art bildete 
den sportlichen Auftakt der EU-Zukunfts-

tour durch Salzburg: Um gemeinsam Schwung 
in die EU-Zukunftsdebatte zu bringen, wander-
ten Europaministerin Karoline Edtstadler, selbst 
Salzburgerin aus Elixhausen, Martin Selmayr 
und Paul Schmidt mit rund 80 Bürgerinnen und 
Bürgern auf den Gaisberg – auch Bundesrätin 
Andrea Eder-Gitschthaler und Nationalratsab-
geordneter Peter Haubner hatten die Bergschu-
he geschnürt. Auf dem Weg nach oben wurde 
intensiv darüber diskutiert, welche Schritte es 
braucht, um Europa für die dringlichen Heraus-
forderungen zu rüsten. Die Themenpalette war 
so bunt wie das Herbstlaub: Sie reichte von 
Chancengleichheit und Gesundheitspolitik über 
Rechtsstaatlichkeit und Migration bis zu Land-
wirtschaft und Klimaschutz. Nach einem Zwi-
schenstopp auf der Zistelalm inklusive Brettl-
jause ging es dann zum Gipfel auf 1287 Metern. 

Karoline Edtstadler war auch am Tag zuvor auf der Fahrt von Wien nach 
Salzburg in der Europa-Lok mit an Bord. Ein willkommener Anlass für 
ÖBB-Chef Andreas Matthä, die drei Passagiere am Bahnhof persönlich 
zu verabschieden. Einen Paukenschlag setzte es bei der Ankunft in Salz-
burg: Schüler des Bundesoberstufenrealgymnasiums Gastein begrüßten 
die Reisenden mit einer peppigen Interpretation der Europahymne – mit 
dabei war auch Landtagspräsidentin Brigitta Pallauf.

Ein kulturelles Abendprogramm gab es für 
Martin Selmayr und Paul Schmidt nach der Be-
steigung des Gaisbergs: Beim Austausch mit 
Vertretern der Kunst- und Kulturszene in der 
Salzburger Innenstadt kamen sowohl EU-In-
itiativen wie das Neue Europäische Bauhaus als 
auch die Arbeit am sozialen Europa und Förder-
möglichkeiten für das weltberühmte Salzburger 
Marionettentheater zur Sprache.

Die Erfahrung, dass es sich in Salzburg lebhaft 
über Europa diskutieren lässt, machten Martin 
Selmayr und Paul Schmidt auch bei einem Ka-
mingespräch im Greischbergerhof in Neumarkt 
am Wallersee. Die anwesenden Regional- und 
Lokalpolitiker – darunter Landtagsabgeordnete 
Karin Berger –, Lehrkräfte, Wirtschaftsvertreter, 
Sozialpartner und Jugendlichen äußerten ihre 
Sorgen im Hinblick auf die Wettbewerbsfähigkeit 
Europas und forderten mehr Mitsprache für die 
Jugend sowie eine europäische Pflegestrategie. 
Ein Thema, das die Menschen in Salzburg nach 
wie vor stark beschäftigt, sind die Grenzkontrol-
len und Reisebeschränkungen, die einige Mit-
gliedstaaten während der Pandemie eingeführt 
hatten. Reformüberlegungen, die Rolle der Euro-
päischen Kommission beim Management der 
Binnengrenzen in Krisenzeiten zu stärken, dürf-
ten nach diesen Erfahrungen Aufwind erhalten. 

© Vertretung der EU-Kommission/APA-Fotoservice/Neumayr
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Die EU und  
der Schutz des Wolfes
WARUM MACHT DIE EU REGELN ZUM WOLF?
Der Wolf gehört zu den bedrohten Arten in Europa. Die EU-Mitgliedstaaten einigten sich mit der 
EU-Flora-Fauna-Habitat-Richtlinie auf ein gesetzliches Regelwerk zur Erhaltung der biologischen 
Vielfalt, das auch den Schutz des Wolfes vorsieht. Das Ziel ist, den Schutz von bedrohten Wildtieren 
mit menschlichen Aktivitäten in Einklang zu bringen. 

WELCHEN SPIELRAUM HABEN DIE BUNDESLÄNDER?
Die EU-Richtlinie sieht vor, dass die Mitgliedstaaten ihre Naturschutz-Maßnahmen an die regionalen 
Gegebenheiten anpassen. Dabei müssen alle gesetzten Schritte im Einklang mit der EU-Gesetz-
gebung und wissenschaftlichen Erkenntnissen stehen. Die Europäische Kommission steht den Mit-
gliedstaaten sowohl mit finanziellen Mitteln als auch praktischem Rat zur Seite. Im Hinblick auf das 
Zusammenleben von Mensch und Wolf gibt es bereits eine Vielzahl von positiven und innovativen 
Beispielen in Europa. Wo elektrische Zäune, Nachtgatter oder Wachhunde richtig eingesetzt wurden, 
konnten die Eingriffe von Wölfen wesentlich reduziert werden.

DARF EIN BUNDESLAND EINEN WOLF ZUM ABSCHUSS 
FREIGEBEN?
Das EU-Recht gewährt unter bestimmten Umständen Ausnahmen von den Schutzvorschriften, wie 
zum Beispiel zwecks Verhinderung ernsthafter Schäden an Weidetieren. Das Töten von gefährlichen 
Wölfen ist dann erlaubt, wenn alle Alternativen geprüft und keine andere zufriedenstellende Lösung 
gefunden wurde. Gleichzeitig darf der Erhalt der Wolfspopulation nicht beeinträchtigt werden. 

Petra Polgar,  
politische Referentin,  
Vertretung der Europäischen 
Kommission

Im Hinblick auf die EU-Kommunikation hat Salzburg ein Al-
leinstellungsmerkmal in Österreich: Es ist das einzige Bun-
desland, in dem es zwei Europe-Direct-Zentren gibt, welche 
die Salzburgerinnen und Salzburger vor deren Haustüre über 
Europa informieren. Eines ist beim Land und eines beim Re-
gionalverband Pongau angesiedelt. Da die Zusammenarbeit 
dieses Jahr auf eine neue Basis gestellt wurde, nutzte Martin 
Selmayr den Besuch im Pongau für eine offizielle Einweihung 
von Europe Direct Salzburg Süd – und konnte weitere Ideen 
für die EU-Zukunftsdebatte auf das Fahrrad packen, etwa 
die Einführung eines europäischen Austauschprogramms für 
Senioren. 

Die EU-Zukunftstour per Rad, per Bahn und zu Fuß durch 
Salzburg brachte zahlreiche thematische und geografische 
Höhepunkte, wobei die gemeinsame Wanderung mit Europa-
ministerin Karoline Edtstadler ein besonderes Highlight war. 
Denn nur, wenn europäische, nationale und regionale Ebene 
zusammenwirken, kann es mit Europa bergauf gehen. 
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Tulln, Krems, Bischofstetten, Dürnstein, Wiener Neustadt, Mödling und 
natürlich St. Pölten: Immer wieder sind Martin Selmayr und Paul Schmidt 
nach Niederösterreich geradelt, um vor Ort Schwung in die EU-Zukunfts-
debatte zu bringen.

FÜR EUROPA  
in die Pedale treten

NIEDERÖSTERREICH

Nicht nur eine, sondern mehrere Zukunftstouren haben Martin Selmayr 
und Paul Schmidt durch Niederösterreich unternommen. Am 16. Juni 

2021 radelten sie erst entlang der Donau nach Tulln, um mit Bürgermeis-
ter Peter Eisenschenk und EU-Gemeinderäten über die EU-Impfstrategie, 
Rechtsstaatlichkeit und Zivilschutz zu diskutieren. Danach ging es weiter 

Südwestlich der Landeshauptstadt war das EU-Duo am 7. Juli 2021 auf Einladung des EU-Abgeordneten Alexander Bernhuber 
unterwegs und stellte wieder einmal fest, dass Niederösterreich – anders als der Name suggeriert – durchaus nicht nur nieder 
ist: Nach der Anreise per Rad nach Bischofstetten führte die gemeinsame Tour über den EU-geförderten Radweg Krumpe ent-
lang eines ehemaligen Bahngleises nach Kilb, wo regionale Spezialitäten verkostet wurden. Nächstes Ziel war das Almhaus 
Hochsteinberg. Dort diskutierten Martin Selmayr und Paul Schmidt mit Alexander Bernhuber, Bürgermeistern, Gemeinderäten 
und Landwirten über Glyphosat, EU-Förderungen im Rahmen des Leader-Programms, über eine europäische Strategie für 
Eiweißpflanzen und Möglichkeiten für eine verstärkte Direktvermarktung landwirtschaftlicher Produkte, um die Ertragslage 
heimischer Landwirte zu verbessern. Am Abend tauschten sich die EU-Radler dann in Dürnstein mit Landeshauptfrau-Stellver-
treter Stephan Pernkopf aus und schilderten die Vielzahl ihrer gesammelten Eindrücke.

nach Krems zum Austausch mit EU-Gemein-
deräten sowie Mitarbeitern und Studierenden 
der dort ansässigen Donau-Universität. Eine 
ähnliche Richtung, aber bei wesentlich niedri-
geren Temperaturen, schlugen die EU-Radler 
am 16. November 2021 ein: Über Tulln und 
Traismauer strampelten sie nach St. Pölten, 
um Landeshauptfrau Johanna Mikl-Leitner und 
Landesrat Martin Eichtinger zu treffen – und ge-
meinsam das Europe-Direct-Zentrum an seinem 
neuen Standort im Landhaus zu besuchen. Die 
Gespräche drehten sich um die Zukunft Europas 
ebenso wie um aktuelle Themen wie Belarus 
und die Impfstrategie. Die insgesamt recht kri-
tische EU-Stimmung in Niederösterreich zeigt, 
wie wichtig es gerade jetzt ist, genau zuzuhö-
ren, wo die Menschen der Schuh drückt, und ge-
meinsam mit Gemeinderäten, Bürgermeistern 
und Landespolitikern Europa stärker und sicht-
barer zu machen.

Natürlich ging es auch in den Südosten des 
Bundeslandes: Am 12. Juli 2021 radelten Mar-
tin Selmayr und Paul Schmidt auf Initiative des 
EU-Gemeinderats Peter Kurri nach Wiener Neu-
stadt, um erst mit Bürgermeister Klaus Schnee-
berger und in der Folge mit Bürgerinnen und 
Bürgern am Marktplatz darüber zu sprechen, 
was sie sich von der Zukunft Europas erwarten. 
Den Radweg nach Wiener Neustadt säumt das 
pannonische Steppengras, das ebenso von der 
EU-Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie geschützt ist 
wie einer seiner Bewohner – das Ziesel. Auch 
vor diesem Hintergrund kam im Rahmen der 
Tour durch Niederösterreich oftmals das The-
ma auf, wie der Schutz von Fauna und Flora mit 
dem Ausbau von Verkehrswegen in Einklang ge-
bracht werden kann. Auch am 26. August 2021 
ging es in den Süden von Wien, nach Mödling. 
Auf Einladung von EU-Gemeinderätin Teresa 
Voboril diskutierten Martin Selmayr und Paul 
Schmidt mit Bürgerinnen und Bürgern insbe-
sondere über die Lage in Afghanistan, Migration 
und die Weltpolitikfähigkeit Europas.

Was wollen die Niederösterreicherinnen 
und Niederösterreicher von Europa?

• Stärkere gesundheitspolitische Kompetenzen 
für die EU und mehr grenzüberschreitende  
Zusammenarbeit als Lehre der 
Corona-Pandemie

• Natur- und Artenschutz (Stichwort Ziesel)  
so gestalten, dass sie mit dem erforderlichen 
Ausbau von Verkehrswegen und Wohnmöglich-
keiten vereinbar sind

• Verstärkte Unterstützung für die Direktver-
marktung landwirtschaftlicher Produkte

• Entwicklung einer europäischen Strategie  
zur Förderung von Eiweißpflanzen

• Europatag im Stadtbad Mödling
Notizen aus den EU-Zukunftsgesprächen in Niederösterreich
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Dr. Alois Mock-Europa-Preis für Martin Selmayr
Martin Selmayr legte noch einige Sonderetappen in Niederösterreich ein: Am 4. Mai nahm der EU-Botschafter am Europatag 
des Landes Niederösterreich in der Burg Perchtoldsdorf teil – und erhielt dort den Dr. Alois Mock-Europa-Preis. Und am 9. Mai 
2021 war er auf Einladung von Bäcker- und Konditormeister Karl Piaty in Waidhofen an der Ybbs unterwegs.

Auch in großer Runde besuchte die Vertretung der Europäischen Kommission dieses Jahr Niederösterreich: In der für ihre 
Windmühle bekannten Stadt Retz beriet das Team darüber, worum sich die Schwerpunkte seiner Arbeit im Jahr 2022 drehen 
sollen. Fix ist, dass der EU-Aufbauplan, der Zuschüsse in Höhe von 3,5 Milliarden Euro für Österreich vorsieht, der europäische 
Grüne Deal und die gemeinsame Bekämpfung der Pandemie und ihrer Folgen eine zentrale Rolle spielen werden. Und ebenso 
klar ist, dass Martin Selmayr und Paul Schmidt auch 2022 regelmäßig in Niederösterreich unterwegs sein werden, um mit den 
Menschen vor Ort über Europa zu diskutieren. 

EUROPE DIRECT –  
Europa vor Ort 
WELCHE AUFGABEN HAT EUROPE DIRECT?
Europe Direct ist das Informations- und Aktionsnetzwerk der Europäischen Kommission. EU-weit 
gibt es 424 Stellen, zehn davon in Österreich. Das Netzwerk bietet einen einfachen, kostenlosen 
und persönlichen Zugang zu Informationen rund um die Union, über EU-Bürgerrechte und über das 
Leben, Arbeiten, Reisen oder Studieren in einem anderen EU-Land. Experten beantworten Fragen zu 
politischen Maßnahmen, Programmen und Prioritäten der EU und stellen Informationsmaterialien 
zur Verfügung. 

GIBT ES EUROPE DIRECT IN JEDEM BUNDESLAND?
Ja, Europe Direct gibt es in jedem Bundesland, in Salzburg sogar zweimal. Alle fünf Jahre werden 
über eine öffentliche, EU-weite Ausschreibung starke lokale Partner gesucht, die sich als Europe- 
Direct-Stelle einbringen wollen. In Österreich sind die Stellen größtenteils in den Landesregierungen 
angesiedelt. Hauptaufgabe ist es, aktiv auf die Menschen zuzugehen. Besonders gelungene Kom-
munikationsmaßnahmen, wie beispielsweise ein Rap-Video-Wettbewerb und die Initiative „Europa.
Cafe“, wurden bereits mit dem Europa-Staatspreis der österreichischen Bundesregierung ausge-
zeichnet. Die Initiative #EUROPAgegenCovid19 / #EUmythbusters erhielt den Kaiser-Maximilian-
Preis von Land Tirol und Stadt Innsbruck sowie den Preis der zivilgesellschaftlichen Solidarität des 
Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses. 

WIE KANN ICH MICH AN EUROPE DIRECT WENDEN?
Europe Direct steht telefonisch, per E-Mail und persönlich für Fragen zur Verfügung. Informatio-
nen sind unter www.europainfo.at abrufbar. Man kann sich über bevorstehende Veranstaltungen 
informieren und mit den EU-Experten bei einem ihrer zahlreichen Events in Kontakt treten. So bei-
spielsweise bei der Österreich-Tour des „Europa.Cafe“, einer EU-gebrandeten Piaggio Ape, mit der 
die zehn Europe-Direct-Stellen während der wärmeren Jahreszeiten an öffentlichen Plätzen Kaffee 
ausschenken und über Europa plaudern. 

Adina Hoffmann-Reumüller, 
stv. Leiterin Presse &  
Kommunikation,  
Europäische Kommission
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VOR DER HAUSTÜRE  
für Europa Flagge zeigen
In der Bundeshauptstadt organisierten die 
Vertretung der Europäischen Kommission 
und die Österreichische Gesellschaft für 
Europapolitik 2021 zahlreiche europapoli-
tische Diskussionen und Veranstaltungen – 
zuletzt natürlich verstärkt online.

WIEN

Was wollen die Wienerinnen  
und Wiener von Europa?

• EU-Kofinanzierung des „grünen“ Aufbaus  
des zweiten Turms des Stephansdoms  
nach den Plänen des Künstlers Mario Terzic

• Renovierung und Aktualisierung des  
anlässlich der EU-Erweiterung 2014  
im Sigmund-Freud-Park errichteten  
PAN-Tisches (gemeinsam mit PAN, dem Dach-
verband aller Auslandsgesellschaften) und des 
EU-Baumkreises

• Mehr internationale Steuergerechtigkeit und 
verstärkte Regulierung von Internetkonzernen

• Stärkung der sozialen Dimension des  
europäischen Grünen Deals

• Entemotionalisierung der Asyl-  
und Migrationspolitik und Start eines  
österreichischen Resettlement-Programms  
zur Aufnahme von Facharbeitern

Notizen aus den EU-Zukunftsgesprächen in Wien

Ebenfalls um die Schiene ging es am 10. Mai 
2021: Alexandra Reinagl, Geschäftsführerin 
der Wiener Linien, Wiens Bürgermeister Michael 
Ludwig und Martin Selmayr luden Medienver-
treter zum Otto-Wagner-Pavillon am Wiener 
Karlsplatz. Anlass war, dass 400 „Bims“ im Mai 
mit EU-Fahnen ausgestattet wurden. Die Stra-
ßenbahn erfüllt wichtige Funktionen, die auch 
Europa ein großes Anliegen sind, betonte Martin 
Selmayr: Sie bringt Menschen zusammen und 
sie tut das auf klimafreundliche Weise. Flagge 
zeigen für Europa war auch das Motto eines 
Treffens von Nationalratspräsident Wolfgang 
Sobotka und Martin Selmayr auf dem Dach des 
Parlaments, bei dem der EU-Botschafter eine 
Europafahne überreichte. Diese wird nach Ab-
schluss der Sanierung als Zeichen für ein ge-
meinsames Europa wehen. 

Bei einem Pressegespräch am 26. Mai 2021 
stellten Martin Selmayr und Paul Schmidt ihr 
Konzept für die Zukunftstour durch alle öster-
reichischen Bundesländer vor. Danach radelten 
sie vom Haus der EU über den Donaukanal zu 

Europe Direct Wien in den 2. Bezirk. Dort dis-
kutierten die beiden mit Jugend- und Studieren-
denvertretern. Die Erfahrungen zeigen, dass die 
europaweiten Austauschprogramme im Rah-
men von Erasmus+ Vorurteile abbauen und das 
grenzüberschreitende Verständnis füreinan-
der stärken. Diese Möglichkeiten sollten daher 
weiterhin massiv unterstützt und ausgeweitet 
werden. Auch das Simulieren der Arbeitsweise 
auf europäischer Ebene in Form von Modell-
konferenzen ist eine wichtige Chance für junge 
Menschen, um Europa besser zu verstehen und 
die Zukunft mitgestalten zu können. 

© Vertretung der EU-Kommission/APA-Fotoservice/Tesarek
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Was tun Martin Selmayr und Paul Schmidt, wenn sie nicht 
gerade in den österreichischen Bundesländern unter-

wegs sind? Sie diskutieren mit Vorliebe in Wien über Europa. So 
geschehen zum Beispiel am 15. Dezember 2020. Gemeinsam 
mit Europaministerin Karoline Edtstadler, Klimaschutzministe-
rin Leonore Gewessler, Bürgermeister Michael Ludwig und der 
EU-Abgeordneten Claudia Gamon thematisierten sie in einem 
Europa Club, welche Reformen Europa jetzt braucht – quasi 
als Teaser für die EU-Zukunftsdebatte, die am 9. Mai 2021 
offiziell gestartet ist.

2021 war nicht nur von der EU-Zukunftsdebatte geprägt, es 
war auch das Europäische Jahr der Schiene mit dem Ziel, die Bahn als nachhaltiges und klimafreundliches Verkehrsmittel 
ins Rampenlicht zu rücken. Aus diesem Anlass weihten Klimaschutzministerin Leonore Gewessler, EU-Botschafter Martin 
Selmayr und ÖBB-Chef Andreas Matthä im Februar 2021 die Europa-Lok im neuen Design ein. Sie ist seitdem als Botschaf-
terin des Europäischen Jahres der Schiene in Österreich und den Nachbarländern unterwegs – und ist natürlich auch bei der  
EU-Zukunftstour im Einsatz.
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Sichere Impfstoffe für 
Europa und die Welt 
WARUM IST DIE IMPFSTOFFBESCHAFFUNG  
ÜBER DIE EU GELAUFEN?
Eine gemeinsame, europäische Vorgehensweise bei der Beschaffung von Covid-19-Impfstoffen war 
sowohl eine Frage der Wirtschaftlichkeit als auch der Fairness. Die Verträge, welche die Europäische 
Kommission mit den Herstellern ausgehandelt hat, sichern allen EU-Mitgliedstaaten einen gleich-
berechtigten Zugang zu Impfstoffen – sowohl was den Zeitpunkt als auch die Preise anbelangt. Die 
EU-Impfstoffstrategie unterstützte die rasche Entwicklung von Impfstoffen für Europa und die Welt, 
beugte einem nationalen Wettlauf um Impfstoffe vor und sorgte dafür, dass die EU gemeinsam 
optimale Konditionen erhielt. 

WIE WERDEN DIE IMPFSTOFFE ZUGELASSEN?
Die Europäische Arzneimittelagentur bewertet die Sicherheit, Wirksamkeit und Qualität eines Impf-
stoffs, wenn ein Hersteller dies bei ihr beantragt. Spricht sie eine Empfehlung für den Impfstoff aus, 
gibt die Europäische Kommission nach Zustimmung einer qualifizierten Mehrheit der EU-Mitglied-
staaten grünes Licht. Um auf Nummer sicher zu gehen und auch das notwendige Vertrauen in die 
neuen Impfstoffe zu schaffen, ist eine bedingte Zulassung für die gesamte EU einer nationalen Not-
zulassung vorzuziehen. Die bedingte EU-Zulassung gewährleistet auch eine umfassende Haftung 
der Hersteller.

WAS IST DAS DIGITALE COVID-ZERTIFIKAT DER EU?
Das digitale Covid-Zertifikat der EU, hierzulande oft als „Grüner Pass“ bezeichnet, wurde von der 
Europäischen Kommission initiiert und weist Testergebnisse, Impfungen und Genesungen im Zu-
sammenhang mit Covid-19 nach. Es wird in der gesamten EU anerkannt und erleichtert sichere 
Mobilität in Pandemiezeiten. Darüber, welche Corona-Schutzbestimmungen in einzelnen Ländern vor 
Ort gelten, informiert die Plattform https://reopen.europa.eu.

Peter Kurri, 
wissenschaftlicher Mitarbeiter, 
Österreichische Gesellschaft  
für Europapolitik

Hohe Besucher und viele Zukunftsideen
Apropos Zukunft: Um Investitionen und Reformen zu Gunsten von Nachhaltigkeit und Digitalisierung zu unterstützen, hat die 
Europäische Kommission das EU-Aufbauinstrument NextGenerationEU initiiert. Österreich erhält daraus Zuschüsse in Höhe von  
3,5 Milliarden Euro. Die Auszahlung ist an die Umsetzung eines nationalen Aufbauplans geknüpft. Anlässlich des grünen 
Lichts der Kommission für Österreichs Plan kam EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen im Juni 2021 persönlich 
nach Wien, um sich über die österreichischen Vorhaben zu informieren und sich beim Institut für Quantenoptik und Quanten-
information in der Boltzmanngasse ein Bild von Spitzenforschung „made in Austria“ zu machen. Auch der ehemalige EU-Kom-
missionspräsident Jean-Claude Juncker besuchte Wien wieder einmal – und hat seitdem ein rares Souvenir: Bürgermeister 
Michael Ludwig überreichte dem „großen Europäer und großen Freund der Stadt Wien“ am 19. Oktober 2021 das Große 
Goldene Ehrenzeichen für Verdienste um das Land Wien mit dem Stern.

Die Liste der Veranstaltungen, welche die EU-Kommissionsvertretung und die Österreichische Gesellschaft für Europapolitik 
im Rahmen der EU-Zukunftsdebatte in Wien initiiert haben, ist lang. Ein Highlight: Ende Mai 2021 diskutierten Bundespräsi-
dent Alexander Van der Bellen und die damalige estnische Präsidentin Kersti Kaljulaid im Haus der EU über ihre Vorstellungen 
für die Zukunft Europas. Die beiden Präsidenten erläuterten, dass auch scheinbar kleine Staaten mt guter Arbeit und kons-
truktiven Ideen viel in der Europäischen Union bewirken können, zum Beispiel beim Klimaschutz und bei der Digitalisierung.

Spannende Ideen zur weiteren Gestaltung unseres Kontinents gibt es viele, wie auch das Buch „30 Ideen für Europa“ zeigt, 
welches die Österreischische Gesellschaft für Europapolitik im Oktober präsentiert hat – eingerahmt von einem Impulsvor-
trag von Arbeitsminister Martin Kocher. Danach diskutierten Antonella Mei-Pochtler, Strategieberaterin im Bundeskanzleramt, 
EU-Abgeordneter Andreas Schieder und Martin Selmayr, der ein Kapitel zu dem Buch beisteuerte, über die Umsetzbarkeit der 
unterschiedlichen Ideen. Nicht alles wird sich von heute auf morgen realisieren lassen. Aber: „Ideelles Crowdfunding“ und eine 
offene Debatte über die Zukunft unseres Kontinents sind das Fundament, um Europa Schritt für Schritt besser zu machen.
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Das EU-Meinungsbild in den österreichischen Bundesländern
Welche Themen sind für die EU am dringlichsten? Klima- und Umweltschutz? Die Verringerung der Kluft zwischen Reich und 
Arm? Die Stärkung der Rolle Europas in der Welt? Wie steht es um das Vertrauen in die EU? Martin Selmayr und Paul Schmidt 
sind diesen Fragen nicht nur in rund 650 persönlichen Gesprächen während ihrer Zukunftstour durch alle österreichischen 
Bundesländer nachgegangen. Um dem Meinungsbild der Bevölkerung auch demoskopisch auf den Grund zu gehen, haben 
die Europäische Kommission und die Österreichische Gesellschaft für Europapolitik im Zeitraum Juni bis Oktober 2021 ins-
gesamt neun repräsentative Bundesländer-Umfragen in Auftrag gegeben. Unterstützt wurden sie dabei vom Zukunftsfonds 
der Republik Österreich. 

Junge und Urbane sehen EU-Mitgliedschaft positiver
Die Befragten in Wien geben am häufigsten an, dass sie durch die Mitgliedschaft Österreichs in der Europäischen Union „vor 
allem Positives“ für das eigene Bundesland bemerken. In Niederösterreich und Tirol ist die Zahl jener, die diesem Befund zu-
stimmen, am geringsten. In Tirol sieht fast ein Drittel die negativen Seiten überwiegen. Bis zu 39 Prozent der Befragten in 
Niederösterreich und der Steiermark sagen, dass es für ihr Bundesland keinen Unterschied macht, ob Österreich Mitglied der 
EU ist oder nicht. In nahezu allen anderen Bundesländern teilt mindestens ein Drittel diese Meinung. Lediglich in Wien ist nur 
ein Viertel dieser Auffassung.

Die kumulierten Österreich-Ergebnisse lassen erkennen, dass Männer deutlich häufiger als Frauen positive Effekte der EU-
Mitgliedschaft auf ihr Bundesland wahrnehmen. Je jünger die Befragten sind, desto eher werden die Vorteile registriert. Am 
stärksten assoziieren Personen mit hohem Ausbildungsgrad (Matura/Universität) die EU-Mitgliedschaft mit positiven Auswir-
kungen auf das eigene Bundesland, und in Großstädten (ab 100.000 Einwohnern) wird dies öfter so gesehen als in kleineren 
Städten und Gemeinden.

Top-Themen: Corona-Pandemie und Klimaschutz
Die Eindämmung der Corona-Pandemie und der Klima- und Umweltschutz sind jene Themen, denen sich die EU nach Ansicht 
der Österreicherinnen und Österreicher vordringlich annehmen soll. Eine Stärkung der Regionen sowie ein selbstbewussteres 
Auftreten der EU in der Welt werden, bei vorgegebenen Antwortkategorien, als eher weniger dringlich erachtet.

Zwischen den einzelnen Bundesländern gibt es wenig Unterschiede bei der Beurteilung der Dringlichkeit der jeweiligen The-
menbereiche. Ein Blick auf die Gesamtergebnisse für ganz Österreich zeigt jedoch, dass die genannten Schwerpunkte durch-
aus differenziert eingestuft werden.

Dass sich die EU in der Bekämpfung von Corona und den Folgen besonders einbringt, wird österreichweit am stärksten 
in Großstädten (ab 100.000 Einwohnern) sowie von Befragten ab 50 Jahren gewünscht. 16- bis 29-Jährige sehen dies am 
seltensten als wichtige Priorität für die EU. Im Bundesländervergleich wird das EU-Engagement gegen die Pandemie in Wien 
am stärksten eingefordert, gefolgt vom Trio Burgenland, Salzburg und Niederösterreich. Etwas weniger stark präsent ist das 
Thema in Oberösterreich, Tirol, Kärnten und der Steiermark, in Vorarlberg wird es am seltensten erwähnt.

Frauen sind deutlich häufiger als Männer der Ansicht, dass der Klima- und Umweltschutz für die EU an erster Stelle stehen 
sollte. Das Thema ist auch Österreicherinnen und Österreichern mit Matura/Universitätsausbildung sehr wichtig, ebenso den 
Menschen in Großstädten. Zwischen den einzelnen Altersgruppen gibt es kaum Unterschiede im Meinungsbild. Für Wienerinnen 
und Wiener nimmt dieser Bereich eine besonders wichtige Stellung ein. Oberösterreich und Salzburg folgen, während dieses 
Thema im Burgenland, in Tirol, Niederösterreich, Kärnten, Vorarlberg und der Steiermark seltener die Pole-Position auf der 
Prioritätenliste besetzt. 

Die Verringerung der Kluft zwischen Arm und Reich wird von Befragten ab 50 häufig unter die wichtigsten Prioritäten der EU 
gereiht. Ähnlich ist das Meinungsbild auch bei Menschen mit Lehr- oder Pflichtschulabschluss und in Großstädten. In Kärnten 
und Tirol wird diese Herausforderung etwas häufiger als oberste Priorität für die EU gesehen als in anderen Bundesländern. 
Befragte in Niederösterreich sagen am seltensten, dass die EU diesen Bereich mit besonderer Dringlichkeit angehen sollte. Die 
anderen Bundesländer sehen dieses Thema als mittlere Priorität.

Mit höherem Alter treten die Befragten häufiger für eine gemeinsame EU-Asyl- und Migrationspolitik ein. Männer sehen 
eine solche öfter als Priorität für die Union an als Frauen. Bürgerinnen und Bürger mit Pflichtschulabschluss (ohne weitere 
Ausbildung) halten diesen Punkt seltener für vordringlich als andere Bildungsgruppen. Befragte im Burgenland sind am häu-
figsten dafür, dass dies ein Top-Thema für die EU sein sollte. Mit geringem Abstand folgen die anderen Bundesländer, wobei 
Menschen in Vorarlberg und Salzburg dieses Thema am seltensten als prioritär für die Union einstufen.

© Oberösterreich/Max Mayrhofer© Vertretung der EU-Kommission/APA-Fotoservice/Mathis
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Mehrheit für gemeinsames europäisches Handeln
Wienerinnen und Wiener sind am häufigsten der Ansicht, dass es angesichts der Herausforderungen, denen die EU gegenüber-
steht, mehr gemeinsames Handeln auf europäischer Ebene braucht. Die Meinung, die EU-Mitgliedstaaten sollten öfter für sich 
selbst entscheiden, ist indes im Burgenland und in Niederösterreich am stärksten ausgeprägt.

Die Gesamtergebnisse zeigen, dass Männer häufiger als Frauen für mehr gemeinsames Handeln auf EU-Ebene plädieren. Von 
Jüngeren wird diese Ansicht öfter geäußert, Befragte mit Matura und Universitätsausbildung sind häufiger dafür als andere 
Bildungsgruppen, Bewohnerinnen und Bewohner von Großstädten (ab 100.000 Einwohnern) treten ebenfalls oftmals dafür 
ein. Für mehr nationalstaatliches Handeln sind am ehesten Österreicherinnen und Österreicher ab 50 Jahren, Befragte mit 
Lehre/weiterführender Schule ohne Matura sowie jene, die in kleinen/mittelgroßen Städten und am Land leben.

Vertrauen in politische Entscheidungsträger – je näher, desto größer
Wenn es um Entscheidungen geht, die die persönliche Zukunft betreffen, vertrauen die Österreicherinnen und Österreicher am 
ehesten der regionalen Ebene. Der Bund und die EU-Institutionen werden im Vergleich eher selten genannt. Das Vertrauen in 
regionale Strukturen ist besonders bei Menschen, die am Land und in kleineren Städten wohnen, hoch. Ebenso bei Befragten 
mit Lehre oder Pflichtschulabschluss. Personen mit Matura oder Universitätsausbildung sowie junge Menschen bis 29 Jahre 
reihen in dieser Frage noch am ehesten die EU-Institutionen an die erste Stelle.

 Bereitschaft zur Beteiligung an der EU-Zukunftsdebatte
Die Bereitschaft, sich persönlich an der Debatte über die Zukunft der Europäischen Union zu beteiligen, erweist sich in den 
einzelnen Bundesländern als einheitlich. 

 

Maximal ein Drittel der Befragten, etwa im Burgenland und in der Steiermark, gibt an, sich „sicher“ aktiv einbringen zu wollen. 
Eine weitere Gruppe, die je nach Bundesland bis zu 51 Prozent der Bevölkerung umfasst, kann sich dies unter der Bedingung 
vorstellen, dass „die Debatten zu konkreten Ergebnissen und Reformen führen“. Ein Fünftel der Niederösterreicherinnen und 
Niederösterreicher schließt es hingegen aus, bei der EU-Zukunftsdebatte mitzumachen, in Wien sind es indes nur 8 Prozent. 

Die Ergebnisse für ganz Österreich zeigen, dass Männer häufiger als Frauen sicher an der Debatte teilnehmen wollen. Diese 
Absicht ist auch umso stärker ausgeprägt, je jünger die Person und je höher der Ausbildungsgrad ist.

Zur Studie
Die Umfragen wurden in Form von Online-Erhebungen von market (www.market.at) durchgeführt, wobei bei jeder Einzel-
umfrage 600 Personen befragt wurden. Sie sind repräsentativ für die Bevölkerung des jeweiligen Bundeslandes nach Alter  
(16 bis 79 Jahre), Geschlecht, Region und Bildung (maximale statistische Schwankungsbreite +/- 4,1 Prozent). Die Bundeslän-
der-Ergebnisse wurden zudem zu einer Gesamtauswertung für ganz Österreich kumuliert (5400 Befragte, max. statistische 
Schwankungsbreite +/- 1,36 Prozent).

© BKA/Andreas Wenzel
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Tiroler Politik
kurz notiert

§Überschuss in
Innsbruck: Schulden
tilgen oder lieber
Bauboom starten?
§Neos Innsbruck
nach Seidls Sprung
vor demUmbau

Lange Liste an Ideen
Soll Innsbruck nun einen
Teil seines Schulden-

berges von rund 190 Mil-
lionen Euro abtragen oder
doch den Überschuss in-
vestieren? Die Für-Inns-
bruck-Fraktion spricht sich
dafür aus, zumindest die
Hälfte der 43 Millionen
Euro Überschuss zur
Schuldentilgung zu ver-
wenden. „Das Investitions-
programm von 80 Millio-
nen Euro bleibt ja unab-
hängig davon bestehen“,
erläutert FI-GR Markus
Stoll, Obmann des Finanz-
ausschusses. Die Grünen
äußerten sich zu dieser Idee
bislang skeptisch. Groß-
projekte wie etwa die 50-
Meter-Schwimmhalle, der
Recyclinghof West oder
die Bustiefgarage beim
Hofgarten lehnen sie ab.
Es bliebe aber auch so ei-
niges auf der To-do-Liste
übrig. „Die Pflasterung der
Altstadt könnte vorgezo-
gen werden oder die Neu-
gestaltung Vorplatz des
Landestheaters bzw. Haus
der Musik, wo fertige Pro-
jekte in den Schubladen lie-

Springt Neos-GR Seidl ab? FI-Wirtschaftssprecher Stoll

gen“, erklärt Neos-GR Julia
Seidl. Ihr fällt jede Menge
an Projekten ein: „Riesen-
rundgemälde oder alte Tal-
station Patscherkofelbahn
harren ihrer Wiederbele-
bung. Innsbruck an den Inn
wäre ebenso ein Thema wie
ein mögliches Strandbad in
Kranebitten. Auch die von
uns geforderte Stadtseil-
bahn in Innsbruck wäre
eine nähere Betrachtung
wert“, meint Seidl. BM
GeorgWilli könnte seine im
Wahlkampf gewünschte
Innbrücke beim Markt-
platz konkretisieren. Geld
wäre vorhanden, allein: Es
geht nichts weiter . . .

Seidls Sprung in den Na-
tionalrat war natürlich

Tagesgespräch im Gemein-
derat. Die Kernfrage: Be-
hält sie ihr Gemeinderats-
mandat in Innsbruck?
„Eine Doppelfunktion wä-
re möglich, es gibt auch
Bürgermeister, die zugleich
Landtagsabgeordnete sind.
Wir beraten noch!“, will
sich Seidl nicht in die Kar-
ten blicken lassen.

§Wissen über die Europaregion ausgezeichnet§ 300 €

Im Rahmen von „Euregio macht
Schule“ absolvierten Schulklassen
zehn Lerneinheiten über die Geschich-
te oder Sprache der Europaregion Ti-

„Euregio-Scheck“ für zwei
Osttiroler Mittelschulen

Die Schüler der ersten
Klasse der Mittelschulen
Sillian und Abfaltersbach
sind die ersten Euregio-
Experten in Tirol. Sie lern-
ten in zehn Einheiten die
Europaregion kennen und
setzten ihr Wissen in krea-
tiver Art und Weise um.
Dafür wurden sie nun am
Donnerstag auf der Burg
Heinfels mit dem 300-
Euro-Euregio-Scheck von

LH Platter ausgezeichnet:
„Ich freue mich, dass die
anwesenden Schülerinnen
und Schüler auf diesem
Weg ihre Heimat und die
gesamte Europaregion
besser kennenlernten.“
Prinzipiell sei es wichtig,
die Europaregion in ihren
Facetten zu erkunden.
Im Zuge seiner Osttirol-
Reise besuchte LH Platter
auch das Eisenbahnmu-

seum in Lienz und verwies
auf das Euregio-Museums-
jahr, das die Schwerpunkte
der Euregio behandelt:
„Mehr als 60 Museen zei-
gen interessante und viel-
fältige Aspekte zum The-
ma Mobilität.“ Er über-
reichte dem Museum den
„Stäkkkn“, einen Wander-
stock, der als Symbol für
die insgesamt 60 teilneh-
mendenMuseen steht.

rol, Südtirol und Trentino. Euregio-
Präsident und LH Günther Platter
überreichte den Schulklassen die Aus-
zeichnung in derHöhe von 300 Euro.

Durch alle Bundesländer
radeln Martin Selmayr und
Paul Schmidt, unterstützt
von Pressebetreuerin Sabine
Berger, die früher Triathle-
tin war. Auf das Tempo
kommt es bei der Tour je-
doch nicht an. Es geht da-
rum, direkt mit den Men-
schen vor Ort in Kontakt zu
kommen und deren Ideen
für ein vereintes Europa der
Zukunft zu sammeln.
Erste Station nach der
Ankunft am Hauptbahnhof
mit dem blauen Europa-
Railjet war die „Krone“-Re-
daktion. Im Gepäck hatten
die Radler aus dem Flach-

land eine druckfrische Stu-
die über das Stimmungsbild
der Tiroler zum Thema EU.
Die Ergebnisse zeigen: Das
Vertrauen in politische Ent-
scheidungsträger auf regio-
naler Ebene ist fünfmal (!) so
hoch wie das Vertrauen in
EU-Institutionen (600 On-
line-Befragte, sieheGrafik).

Verhältnis zur EU ist
in Tirol zwiegespalten
Daraus geht aber auch
hervor, dass sich 80% der
Befragten aktiv in die Debat-
te über die Zukunft der
Europäischen Union ein-
bringen wollen, wobei die

Hälfte nur dann mitmachen
will, „wenn diese Debatten
zu konkreten Ergebnissen
und Reformen führen“, sagt
der Stimmungsbarometer.
13% sagen, „auf keinen
Fall“ teilnehmen zu wollen:
„Solche Debatten sind über-
flüssige Scheinveranstaltun-
gen, bei denen noch nie et-
was herausgekommen ist.“
55 bzw. 21% sind „eher“
bzw. „sehr interessiert“ an
Vorgängen und Ereignissen
in der europäischen Politik,
57% der Befragten treten für
mehr gemeinsames Handeln
auf europäischer Ebene ein.

Fußball mit LH Platter
und Tobias Moretti
Am Freitag konnte Mar-
tin Selmayr schon eine erste
Zwischenbilanz ziehen über
das in Tirol Erlebte: „Gro-
ßes Thema sind offene
Grenzen. Vor allem die jun-
gen Leute glauben, die EU
brauche in Notsituationen
mehr Befugnisse. Zusam-
menhängende Wirtschafts-
regionen sollten nicht durch
künstliche Grenzen getrennt
werden. Es gibt wenig Ver-
ständnis, wenn sich Nach-
barn nicht abstimmen“, lau-
tet einer der ersten Eindrü-
cke Selmayrs, der heute üb-
rigens gemeinsam mit LH
Platter und Schauspieler
Tobias Moretti das „Spiel
der Spiele“ in Zams verfolgt.

Brenner Basistunnel
als Synonym für Europa
Italien und Österreich
arbeiten beim Brenner
Basistunnel gemeinsam an
einem historischen Projekt,
betonte Selmayr nach Be-
such einer Baustelle im Ah-
rental: „Der BBT ist wie
Europa: Eine Riesenbaustel-
le, für die eine gigantische
Kraftanstrengung notwen-
dig ist, und an der man stän-
dig weiterarbeitenmuss.“
Die Tour dauert bis Sonn-
tag, die EU-Kommission
wird viele neue Eindrücke
bekommen! Philipp Neuner

Brüssel sucht die Bürgernähe, zwei Jahre lang horcht
die EU – wie berichtet – ins Volk hinein: In Österreich
erledigen dies Martin Selmayr, Vertreter der EU-Kom-
mission in Österreich, und Paul Schmidt, Generalsek-
retär der Gesellschaft für Europapolitik. Im Elektrobus,
mit der Bahn und per Fahrrad reisend wollen sie mit den
Menschen vor Ort ins Gespräch kommen. Die EU-
Skepsis ist in Tirol hoch, wie aus einer beim Besuch in
der „Tiroler Krone“ präsentierten Studie hervorgeht.

Strampeln für
§KommissionsvertreterMartinSelmayr

ein besseres Image der EU
radelt durchTirol§ Ziel: Mit Menschen über die Zukunft ins Gespräch kommen

Martin Selmayr, PR-Chefin Berger und Paul Schmidt (v. links)
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Verhältnis zur EU ist
in Tirol zwiegespalten
Daraus geht aber auch
hervor, dass sich 80% der
Befragten aktiv in die Debat-
te über die Zukunft der
Europäischen Union ein-
bringen wollen, wobei die

Hälfte nur dann mitmachen
will, „wenn diese Debatten
zu konkreten Ergebnissen
und Reformen führen“, sagt
der Stimmungsbarometer.
13% sagen, „auf keinen
Fall“ teilnehmen zu wollen:
„Solche Debatten sind über-
flüssige Scheinveranstaltun-
gen, bei denen noch nie et-
was herausgekommen ist.“
55 bzw. 21% sind „eher“
bzw. „sehr interessiert“ an
Vorgängen und Ereignissen
in der europäischen Politik,
57% der Befragten treten für
mehr gemeinsames Handeln
auf europäischer Ebene ein.

Fußball mit LH Platter
und Tobias Moretti
Am Freitag konnte Mar-
tin Selmayr schon eine erste
Zwischenbilanz ziehen über
das in Tirol Erlebte: „Gro-
ßes Thema sind offene
Grenzen. Vor allem die jun-
gen Leute glauben, die EU
brauche in Notsituationen
mehr Befugnisse. Zusam-
menhängende Wirtschafts-
regionen sollten nicht durch
künstliche Grenzen getrennt
werden. Es gibt wenig Ver-
ständnis, wenn sich Nach-
barn nicht abstimmen“, lau-
tet einer der ersten Eindrü-
cke Selmayrs, der heute üb-
rigens gemeinsam mit LH
Platter und Schauspieler
Tobias Moretti das „Spiel
der Spiele“ in Zams verfolgt.

Brenner Basistunnel
als Synonym für Europa
Italien und Österreich
arbeiten beim Brenner
Basistunnel gemeinsam an
einem historischen Projekt,
betonte Selmayr nach Be-
such einer Baustelle im Ah-
rental: „Der BBT ist wie
Europa: Eine Riesenbaustel-
le, für die eine gigantische
Kraftanstrengung notwen-
dig ist, und an der man stän-
dig weiterarbeitenmuss.“
Die Tour dauert bis Sonn-
tag, die EU-Kommission
wird viele neue Eindrücke
bekommen! Philipp Neuner

Brüssel sucht die Bürgernähe, zwei Jahre lang horcht
die EU – wie berichtet – ins Volk hinein: In Österreich
erledigen dies Martin Selmayr, Vertreter der EU-Kom-
mission in Österreich, und Paul Schmidt, Generalsek-
retär der Gesellschaft für Europapolitik. Im Elektrobus,
mit der Bahn und per Fahrrad reisend wollen sie mit den
Menschen vor Ort ins Gespräch kommen. Die EU-
Skepsis ist in Tirol hoch, wie aus einer beim Besuch in
der „Tiroler Krone“ präsentierten Studie hervorgeht.

Strampeln für
§KommissionsvertreterMartinSelmayr

ein besseres Image der EU
radelt durchTirol§ Ziel: Mit Menschen über die Zukunft ins Gespräch kommen

Martin Selmayr, PR-Chefin Berger und Paul Schmidt (v. links)
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Meinungsbild der 
Tirolerinnen und Tiroler 
zur EU-Zukunftsdebatte

Wie interessiert sind Sie generell an Vorgängen und 
Ereignissen in der EU und in der europäischen Politik?

  Haben Sie persönlich vor, 
  sich in die EU-Debatte über 
die Zukunft aktiv einzubringen?

  Braucht es eher mehr 
  gemeinsames Handeln 
auf europäischer Ebene?

  Bei politischen Entscheidungen, 
  die meine Zukunft betreffen, 
vertraue ich am meisten . . 
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Kanzler Kurz skizzierte seine Pläne, mit denen er die vierte Corona-Welle im Herbst eindämmen will.

Foto: ORF
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A2  Politik

Großes Interesse an EU-Themen

Umfrage zur Zu-kunftskonferenz: Vertrauen in die lo-kale Ebene. Klima-schutz zentral.
DORNBIRN Die Menschen in Vor-
arlberg interessieren sich sehr für 
die Europäische Union und die eu-
ropäische Politik. Allerdings sieht 
auch ein hoher Prozentsatz für 
Vorarlberg keinen Unterschied, 
ob Österreich Teil der EU ist oder 
nicht. Das sind Ergebnisse einer 
Umfrage unter 600 befragten Vor-
arlbergerinnen und Vorarlbergern, 
die vom Market-Institut anlässlich 
der EU-Zukunftsdebatte im Juli 
durchgeführt wurde und auf einer 
Pressekonferenz mit dem Leiter 
der Europäischen Kommission in 
Österreich, Martin Selmayr, der 
EU-Europaabgeordneten Claudia 
Gamon (Neos), dem Generalse-
kretär der Österreichischen Gesell-
schaft für Europapolitik (ÖGfE), 
Paul Schmidt und Bürgermeisterin 
Andrea Kaufmann (ÖVP) am Mon-
tag im Dornbirner Rathaus präsen-
tiert wurde.

Folge der PandemieDas Interesse an Europa sei ver-
gleichsweise hoch und wohl eine 
Auswirkung der Coronakrise, sagt 
Schmidt, der derzeit mit Selmayr 
im Rahmen der Zukunftsdebatte 
per Bahn und Fahrrad durch die 
Bundesländer tourt. Mit der Pan-
demie hätten Kritik und Sorgen 
zugenommen und für ein stärkeres 

Bewusstsein für europäische The-
men gesorgt. „Eine Krise ist eine 
Chance, stärker miteinander ins 
Gespräch zu kommen.“ Das un-
terstrich auch Selmayr. „Über die 
Zukunft Europas müssen wir vor 
Ort diskutieren.“ Die Ergebnisse 
der Veranstaltungen und Debatten 
mit den Bürgern sollen letztlich in 
einen gemeinsamen Bericht ein-
fließen. Die Umfragen in den Bun-
desländern erlauben bereits Rück-
schlüsse auf das Stimmungsbild 
vor Ort. 69 Prozent der Menschen 
interessieren sich für Vorgänge und 
Ereignisse in der EU und in der eu-
ropäischen Politik: 46 Prozent sind 
eher interessiert, 23 Prozent sogar 
sehr interessiert. Fast die Hälfte, 
46 Prozent, merken an der EU-Mit-
gliedschaft vor allem positive, 19 
Prozent negative Aspekte. 35 Pro-
zent sehen für Vorarlberg keinen 
Unterschied, ob Österreich Teil der 
EU ist oder nicht. Mit Blick auf die 
Coronapandemie halten 37 Prozent 
die Mitgliedschaft für eine eher 
vorteilhafte Sache, 23 Prozent orten 
eher einen Nachteil, 32 Prozent se-
hen keinen Unterschied.Konkrete Ergebnisse gewünscht

28 Prozent der befragten Vorarlber-
ger wollen sich in die Debatte über 
die Zukunft der EU einbringen, 
17 Prozent keinesfalls. 44 Prozent 
wollen das nur tun, wenn die Dis-
kussion zu konkreten Ergebnissen 
und Reformen führt. Die meisten 
Befragten messen dem Thema Kli-
ma- und Umweltschutz die höchste 
Priorität zu, gefolgt von der Ver-
ringerung der Kluft zwischen Arm 

und Reich, einer einheitlichen Mi-
grations- und Asylpolitik und der 
Eindämmung der Pandemie und 
ihrer Folgen. Über die Hälfte, also 
53 Prozent, spricht sich für mehr 
gemeinsames Handeln auf euro-
päischer Ebene aus, 40 Prozent 
meinen, die Mitgliedsstaaten soll-
ten öfters selbst entscheiden. Be-
sonders auffällig in Vorarlberg: Auf 
die Frage, welchen politischen Ent-
scheidungsträgern die Befragten 
bei Entscheidungen zur eigenen 
Zukunft das größte Vertrauen ent-
gegenbringen, nennen 58 Prozent 
die regionale Ebene, also die Lan-
desregierung und den Landtag, nur 
elf Prozent die Bundesebene und 
neun Prozent die EU-Institutionen.Bedeutung der GrenzregionSelmayr hob besonders das hohe 

Interesse für das Thema Klima-
politik hervor. Das habe sich mit 
der Pandemie sogar verstärkt. Der 
Leiter der Kommissionsvertretung 
verwies in diesem Zusammenhang 
auf das kürzlich vorgestellte Klima-
paket der Brüsseler Behörde. Euro-
pa-Abgeordnete Gamon unterstrich 
Vorarlbergs Position als Grenzre-
gion. „Wir sind stark eingebettet 
in die wesentlichen Freiheiten der 
EU.“ Das zeige sich etwa an der 
täglichen Fahrt zur Arbeit, die bei 
vielen hierzulande über eine Gren-
ze stattfindet. „Vorarlberg mag ein 
kleines Bundesland sein, aber Eu-
ropa macht uns alle sehr groß.“

MAGDALENA RAOSmagdalena.raos@vn.at05572 501-187

S 18-Turbulenzen im Nationalrat

WIEN, BREGENZ, LUSTENAU Die 
Gegner der CP-Variante als Stra-
ßenentlastungslösung für das unte-
re Rheintal haben Lunte gerochen. 

In einem Entschließungsantrag im 
Nationalrat auf Initiative der Grü-
nen wird Verkehrsministerin Leo-
nore Gewessler (Grüne) ersucht, 
„hinsichtlich der S 18 ... eine not-
wendige Verbindung der A14 mit 
der Schweizer N13 unter Berück-
sichtigung einer möglichen Verbin-
dung auf der Höhe Hohenems-Die-
poldsau-Widnau/Balgach (siehe 
Agglomerationsprogramm Rhein-
tal, S. 80) zu prüfen.“ Eingebracht 
wurde der Antrag nicht nur von den 
Grünen-Abgeordneten Hermann 
Weratschnig, Sigrid Maurer und 
Nina Tomaselli, sondern auch von 
den türkisen Mandataren August 
Wöginger und Andreas Ottenschlä-
ger. Pikant: Für die Annahme des 
Antrages sorgten auch die beiden 
Vorarlberger ÖVP-Nationalräte 
Karlheinz Kopf und Norbert Sieber.Aufregung in der HeimatDiese bundespolitischen Vorgänge 

rund um die S 18 sorgen in Vorarl-
berg erwartungsgemäß für eini-
ge Aufregung. Während sich der 
Grünen-Klubobmann Daniel Zadra 
darüber freut, „dass die von Klima-

Entschließungsantrag über Prüfung einer Alternative sorgt für emotionale Reaktionen.

schutzministerin Leonore Gewes-
sler angekündigte Evaluierung der 
Straßenbauprojekte der Asfinag 
nun auch von der ÖVP unterstützt 
wird“, beurteilen die Parteikollegen 
der schwarzen Nationalräte Nor-
bert Sieber und Karlheinz Kopf den 
Entschließungsantrag anders.Für Tittler keine S 18-Alternative

Bei Wirtschafts- und Verkehrslan-
desrat Marco Tittler (ÖVP) stößt 
der Antrag zur Prüfung einer Tun-
nelvariante zwischen der Schwei-
zer N13 und der A14 Rheintalauto-
bahn auf völliges Unverständnis. 
„Genanntes Tunnelprojekt ist eine 
punktuelle Entlastung der Anrai-
nergemeinden, aber keinesfalls ein 
Ersatz für die S 18. Die nun verein-
barte Analyse dieses Vorhabens 
bezeichnet er als „politisches Spiel 
im Nationalrat. Darauf möchte ich 
mich gar nicht einlassen.“Aus Sicht des Landesrates sind 

diese Vorgänge äußerst unfair. 
„Damit soll den Leuten wohl etwas 
vorgegaukelt werden. Wenn die S 18 
evaluiert wird, dann stehen die Fak-

ten jetzt schon fest. Weil man das 
Projekt nämlich schon viele Jahre 
geprüft und entwickelt hat und dar-
über Bescheid weiß. Eigentlich gibt 
es da nichts mehr zu evaluieren.“

Mit einer Portion Galgenhumor 
kommentiert der Lustenauer Bür-
germeister Kurt Fischer (ÖVP) die 
Ereignisse. „Man kann es ja auch 
positiv sehen, dass der Nationalrat 

die Problematik um das Sanierungs-
gebiet IG Luft mit anstehendem 
EU-Vertragsverletzungsverfahren 
endlich ernst nimmt.“ Weniger 
humorvoll findet Fischer, dass aus 
seiner Sicht der Planungsprozess 
seit der Trassenentscheidung stän-
dig beschädigt wird. „Wir haben in 
Lustenau eine unerträgliche Situa-
tion. Mir fehlen ob dieser Vorgänge 
eigentlich die Worte“, ergänzt der 
Bürgermeister der hauptbetroffe-
nen Kommune.

Trassenentscheidung im November
Im November hatte die Asfinag als 
Trassenentscheidung für die Auto-
bahnverbindung die CP-Variante 
(Ostumfahrung Lustenau) präsen-
tiert. Und das obwohl die Z-Varian-
te als Favorit und gewünschter Kor-
ridor im Schlussdokument „Mobil 
im Rheintal“ angegeben wurde. 
Begründung für die Entscheidung 
zugunsten der CP: Sie hat geringe-
re Auswirkung auf den Naturraum 
und daher eine Chance auf Geneh-
migungsfähigkeit im Verfahren. 

VN-HK

„Genanntes Projekt ist eine punktuelle Entlas-tung, aber keine Alter-native zur S 18.“
Marco TittlerVerkehrslandesrat

„Der Antrag wurde der ÖVP abgenötigt“

WIEN Die S18 wurde längst zum Politikum. Langsam 

aber bräuchte es eine Steigerungsform dafür. Der 

Nationalrat segnete am Montag mit einer Mehrheit 

von ÖVP und Grünen einen Antrag ab, wonach Ver-

kehrsministerin Leonore Gewessler (Grüne) eine 

Alternative zur Bodenseeschnellstraße prüfen soll. 

Die Vorarlberger Mandatare Karlheinz Kopf und 

Norbert Sieber (beide ÖVP) stimmten zu, erhoben 

sich aber als letzte und sichtlich schweren Herzens. 

„Der Antrag wurde der ÖVP von den Grünen regel-

recht abgenötigt in Zusammenhang mit dem Miss-

trauensantrag gegen Finanzminister Gernot Blümel 

in derselben Sitzung“, erklärt Kopf auf VN-Anfrage. 

Der Misstrauensantrag der Opposition scheiterte 

auch mangels Unterstützung der Grünen. Allerdings 

scheint auch Bundesrätin Christine Schwarz-Fuchs 

ausschlaggebend für den Grünen-Antrag im Natio-

nalrat, eine Alternative zur S18 zu prüfen, zu sein. 

Sie hatte einem Oppositionsantrag zum Evaluie-

rungstopp der Asfinag-Projekte vergangene Woche 

zu einer Mehrheit verholfen und somit Koalitions-

bruch begangen. „Man kann das Grüne-Verhalten 

durchaus als Retourkutsche für das Abstimmungs-

verhalten der Kollegin Schwarz-Fuchs im Bundesrat 

werten“, erklärt Kopf, dessen Unmut sich aber vor 

allem gegen den Koalitionspartner richtete.

Sieber berichtet, man sei zwar dem Grünen-

Wunsch nachgekommen, die Prüfung zu erweitern. 

Die Antwort wäre aber klar: Die S18 sei die vielver-

sprechendste Variante und nur sie könne Entlastung 

bringen. Er erwarte sich ein klares Ergebnis. Das tut 

auch Kopf: Es gebe kein Straßenbauprojekt, das mit 

all seinen Varianten umfassender geprüft worden 

sei. „Das ist eine völlig unnötige Übung.“ VN-EBI

Der Unmut über den Koalitionspartner war 

Kopf (oben) anzumerken. Auch Sieber stimmte 

dem Antrag zu. 
KNOPP/PARLAMENTSDIREKTION
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OTTENTHAL. Großer Erfolg für 
das Weingut Pennerstorfer. Der 
Traditionsbetrieb, bestehend 
seit 1869 als der Hof in den Be-
sitz der Familie kam, darf sich 
als Landessieger feiern lassen. 
Und dies als einziger Winzer in 
der weit über seine Grenzen be-
kannten Weinregion Wagram. 
„Für uns ist das eine große Aus-
zeichnung“, freut sich Franz Pen-
nerstorfer, über den höchsten 

Erfolg, den das Weingut jemals 
erreicht hat. Der Erfolg kommt 
nicht von ungefähr. „Der Boden 
und die Riede sind perfekt“, so 
der Winzer. Franz und Maria 
Pennerstorfer, die in fünfter Ge-
neration für ein einzigartiges 
Qualitätsprodukt sorgen, holten 
sich überraschend, aber völlig 
verdient, eine prestigeträchtige 
Trophäe. Die Familie Pennerstor-
fer ist stolzer Landessieger 2021.

Die Otthenthaler Maria, Franziska, Simon und Franz Pennerstorfer sind in 

diesem Jahr die Landessieger.

Foto: Privat

Die Familie Pennerstorfer 
ist heuer der Landessieger

KÖNIGSTETTEN. Bei der Blasmu-
sik gibt es einige Veränderun-
gen. Rainer Peyer übernimmt 

den Posten des Obmanns von 
Gerhard Stadler. Johannes Dorn 
ist der neue Stabführer.

Foto: Blasmusik Königstetten

Eine Übergabe an die nächste Generation

TULLN. Im Rahmen ihrer Radtour 
fanden sich Martin Selmayr, Ver-
treter der Europäischen Kommis-

sion und Paul Schmidt, Generalse-
kretär der Österr. Gesellschaft für 
Europapolitik, in der Stadt ein.

Foto: Privat

Europa macht Station in der Stadt Tulln

GROSSRIEDENTHAL. „Wir sind 
gespannt auf das Stück und 
finden die Initiative großartig“, 
erzählen Katharina Bartl und 
Martin Tragschitz aus Kirch-
berg. Beide hatten bereits im 
Vorfeld mit dem Lösshof-Team 
zu tun und betreuten das Pro-
jekt als Sponsor. „Kulturelle 
Veranstaltungen aus der Regi-
on unterstützen wir sehr ger-
ne. Wir wünschen dem Löss-
hof alles Gute und viel Erfolg“, 
so Martin Tragschitz weiter.Spannung & ErlösungNicht nur das Lösshof-Team, 

mit Anna Eva-Köck und Gre-

gor Schindler samt Team, 
fieberten dem großen Abend 
entgegen. Auch die Gäste, die 
teilweise aus anderen Bundes-
ländern zum Premierenabend 
gekommen sind, waren aufge-
regt: „Endlich ist es soweit! Wir 
freuen uns sehr und schauen 
voller Respekt auf diese be-
achtliche Leistung“, warteten 
Andrea und Gerhard Jäger 

mit Regina Aujesky auf den 
Beginn der Uraufführung. Das HerzstückNeben verschiedenen Festi-

val-Highlights strahlt wohl 
ein Stück besonders hell, die 
märchenhafte Tragödie „Kö-
nigstöchter“ zeigt das von Ab-
lenkungen geprägte Warten 
dreier Schwestern auf ihre Vor-

bestimmung. Inspiriert vom 
Grimm-Märchen „Die zertanz-
ten Schuhe“ zeigen die Dar-
stellerinnen Rina Juniku, Lin-
da Pichler, Sophie Prusa und 
Phoebe Violet ein mutiges 
Sommertheater. So feierten 
alle Anwesenden die Eigenpro-
duktion im Garten des alten, 
aber doch neuen, Lösshofs und 
ließen sich von der modernen 

Inszenierung des Stücks, unter 
der Regie von Luca Pályi, über-
raschen. Unter ihnen auch 
Jürgen Weber, Martin Seidl 
und Regina Fuchs, die es sich 
bei einem Achterl gut gehen 
ließen: „Großartige Location, 
guter Wein und schönes Ambi-
ente“, lobten die drei Gäste aus 
Wien die gebotene Kulinarik 
und das Projekt Lösshof.

Alter Charme und    neuer Pep!

Gerhard und Andrea Jäger waren mit Regina Aujesky in den Lösshof ge-

kommen und genossen den Theaterabend.
Fotos (3): Raidl

Das Sommerfestival der Kulturinitiative Lösshof feierte Pre-miere und genießt höchsten Zuspruch.

Das Lösshof-Team mit Klara Rabl 
und zwei Königstöchtern.

Katharina Bartl und Martin Trag-
schitz gratulierten zur Premiere.

von claudia raidl
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SALZBURG. Eine ge-meinsame Wanderung mit Europaministerin Karoline Edtstadler auf ihrem Lieblingsberg. Vom Treffpunkt Ludwig-Schmederer-Platz aus gingen etwa 50 Teilnehmer den Waldweg zum ersten Rast-platz auf die Zistelalm. Nach einer zünftigen Brettljause machte sich die Hälfte der EU-interessierten Wanderer weiter auf den Weg zum Gipfelkreuz. Trotz teilweise steiler und meist steiniger Waldwege gab Frau Edtstadler ausreichend Antwor-ten auf immer wieder gestellte Fragen: „Was sind die wichtigen Themen für die Zukunft der EU? Hat die EU noch eine Zu-kunft?“ Eine beruhigende Ant-wort konnte ich mitnehmen. Die Europaministerin empfin-det trotz der schwerwiegenden Krise innerhalb der EU mehr 

Zusammenhalt. Im warmen „Goasn“-Wirtshaus am Gais-bergspitz gab es weiter ausrei-chend Gelegenheit, über die Zu-kunft Europas zu diskutieren. An diesem höchsten Punkt der EU-Zukunftswanderung verab-

schiedete sich die Europaminis-terin Karoline Edtstadler und überließ es dem EU-Kommis-sionsvertreter Martin Selmayr, die Diskussionen alleine weiter-zuführen. Martin Selmayr be-gleitete am späten Nachmittag die immer kleiner gewordene Gruppe den Waldweg hinab wieder zum Ludwig-Schmede-rer-Platz und sammelte Wün-sche und Vorschläge für die Zukunft der EU, die er in Brüssel behandeln wird. 

Von unserem Regionauten Gebhard Fritz

Man packte den Rucksack und schnürte die Wanderstiefel. Foto: Fritz

REGIONAUT DER WOCHE

Gemeinsame Gaisbergwanderung Mit Europaministerin Edtstadler für die EU-Zukunft zum Gaisbergspitz

MeinBezirk.at/regionaut

„Der Tod ist keine Krankheit. Man darf auch ohne Arzt ster-ben, der Tod nimmt einem das nicht krumm.“ Dr. Karl Cer-nic, Dr. Thomas Frühwald, Dr. Rudolf Likar, Dr. Georg Pinter und Dr. Herbert Janig beschäf-tigen sich in „Es lebe der Tod“ auf humorvolle, medizinische, rechtliche, wissenschaftliche, religiöse und gesellschaftskri-tische Weise mit dem Tabuthe-ma Sterben. „Der Tod ist nicht so schrecklich, wie alle meinen. Er gehört zum Leben...!“ Ueber-reuter, 192 S., 25,00€

Über das Leben mit dem Sterben

BUCH-TIPP

©Ueberreuter
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DerSchutzs
tatus

desWolfes ist

nicht sohoc
h

Werfenweng
. Martin Selmayer,

der Leiter der Vertretung der Eu-

ropäischen Kommission in Öster-

reich, und Paul Schmidt, der Ge-

neralsekretär der Österreichi-

schen Gesellschaft für Europapo-

litik, sind derzeit mit dem Rad

quer durch Österreich unter-

wegs. Ihr Ziel: In persönlichen

Gesprächen direkt bei den Bür-

gern von deren Anliegen zu hö-

ren. Am Sonntagabend stoppten

sie auf Einladung des Regional-

verbandes Pongau im Landesski-

museum in Werfenweng. In der

Sepp-Forcher-Stube traf man

sich mit Betroffenen zu einem

Dialog zum Thema Wolf.

Hubert Stock, der Wolfsbeauf-

tragte des Landes, hielt gleich zu

Beginn fest, dass Brüssel und die

EU für die Almbauern „zum

Wolfsthema sehr weit weg sind“.

Vor allem, wenn ein zuständiger

EU-Kommissar erkläre, dass am

strengen Schutzstatus des Wolfes

durch die Fauna-Flora-Habitat-

Richtlinie (FFH) festgehalten

werde. „Obwohl der Wolf nicht

mehr vom Aussterben bedroht

ist.“ Stock widersprach einmal

mehr auch den Aussagen der

NGOs, dass nichts zum Thema

Herdenschutz getan werde: „In

Salzburg wurde seit 2018 eine

halbe Mio. Euro in hofnahe Her-

denschutzmaßnahmen inves-

tiert. Herdenschutz im hochalpi-

nen Bereich bereitet enorme Pro-

bleme, es gibt keine Hirten und

Hunde und eine großflächige

Einzäunung ist im felsdurchsetz-

ten Gelände nicht möglich.“

Vertreter der NGOs würden

immer wieder Entscheide beein-

spruchen und die Perspektiven

für Almbauern zunehmend

schlechter werden.

ImmermehrAlmenbleiben

unbewirtsc
haftet

Die von Wolfsrissen betroffenen

Bauern aus Großarl und Rauris

schilderten den EU-Vertretern

drastisch ihre Situation. Wie sie

ihren Schafen beim Verenden zu-

schauen mussten – „bei einem

Schaf lief das Wasser beim Trin-

ken aus der Gurgel heraus“, so

Horst Fletzberger, Landwirt aus

Rauris, der selbst 39 Schafe in

kürzester Zeit durch Wolfsrisse

verlor. Auch Gerhard Huttegger,

der Obmann der Tofernalm im

Großarltal, erzählte von den Ris-

sen im Jahr 2019: „Es ist ja kein

Trotz des st
rengen Sch

utzes auf EU
-Ebene kön

ne

durch lokal
e Verordnu

ngen längs
t agiert wer

den,

betonten h
ochrangige

EU-Vertrete
r.

Problem, wenn der Wolf ein

Schaf reißt. Aber das passiert zu-

meist nicht, weil er hetzt die Her-

de und gerät in einen sogenann-

ten Blutrausch, wo er in kürzester

Zeit viele Schafe tötet. Es waren

auch drei gut 350 kg schwere Käl-

ber dabei, die er zu Tode hetzte.

Eines fraß er dann bei lebendi-

gem Leib auf.“

Hettegger vermittelte den

enormen Arbeitsaufwand, auch

um nötige DNA-Nachweise zu er-

bringen: „Wir hatten schon zuvor

Hirten, die täglich nachschauten.

Aber der zusätzliche Arbeitsauf-

wand durch den Wolf, der rech-

net sich für uns nicht mehr. Wir

haben nicht mehr aufgetrieben,

die Schafe blieben im Tal.“

Fletzberger und andere Bauern

in Rauris holten genauso alle

Schafe vom Berg, „immer mehr

geben auf. Ich habe mir das alles

schwer erarbeitet und jetzt ist

meine Alm in kürzester Zeit wert-

los geworden.“

„Für die Schafe ist die Hitze im

Sommer auf der Heimweide im

Tal unnatürlich und ein Stress“,

schilderte Tierärztin Gabi Fidler:

„Dadurch bekommen die Tiere

Durchfall und leiden unter Ma-

denbefall. Sie brauchen Antibio-

tika und andere Medikamente.“

Verschwänden die bewirt-

schafteten Almen, so wachse die-

ser Lebensraum zu, das wirke

sich negativ auf die Biodiversität

aus, betonte man einhellig:

Durch den vom Wolf verursach-

ten Rückgang der Weidehaltung

gehe mehr Biodiversität verloren,

als durch dieses Tier je gewonnen

werden könne, das hätten Studi-

en bereits erwiesen. Die Wolfspo-

pulation wachse derzeit stark,

man rechne mit einer Verzehnfa-

chung in den nächsten zehn Jah-

ren. Daher brauche es eine drin-

gende Abänderung der FFH-

Richtlinie und Sonderlösungen

für Almen: „Das sind gefährdete

Kultur- und Schutzgebiete. Wir

brauchen Weideschutzgebiete

und eine wildökologische Raum-

planung, so wie es auch beim Rot-

wild funktioniert“, erklärte

Wolfsbeauftragter Stock.

Den „Schwarzen Peter“, den

wolle man zurückspielen, meinte

EU-Vertreter Martin Selmayer:

„Die Gesetze dazu werden auf

Länder- bzw. Bundesebene ge-

macht. Die Zuständigkeit liegt

beim Landwirtschaftsministeri-

um.“ Zum Thema Wolf hätte es

aus Österreich überhaupt noch

keinen Antrag gegeben, es gebe

bislang auch noch keinen Wolfs-

bericht auf nationaler Ebene:

„Die EU selbst kann keinen An-

trag stellen. Auch Zahlen müssen

geliefert werden, um Änderun-

gen zu bewirken.“

Selmayr riet den Betroffenen,

lokal mit den vorhandenen Richt-

linien zu handeln; Salzburg sei

mit seiner letzten Verordnung

dabei schon auf einem guten

Weg. Die FFH-Richtlinien abzu-

ändern, „das ist eine langwierige

politische Entscheidung, die zu-

erst auf nationalen Ebenen dis-

kutiert werden muss. Notwendi-

ge Mehrheiten müssen gesucht

und so Entscheidungen getroffen

werden. Auch in Brüssel sind

93 Prozent der Beschlüsse nicht

einstimmig, sondern Mehrheits-

entscheidungen.“
MariaRiedler
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 Salzburg
in 24 Stunden

nien vor“, erklärt der EU-Vertreter. Die jeweilige Re-gelung müsse dann auf re-gionaler Ebene gefundenwerden. Deshalb begrüßtSelmayr auch die jüngsteSalzburger Wolf-Verord-nung. „Ich bin stolz auf diePolitiker, dass sie sich da ge-einigt haben“, sagt er.
Denn wer immer nur aufdie EU zeige, mache es sichzu einfach. „Wenn man sichnicht einigen kann auf dienächste Ebene zu verweisen,das ist zu billig“, pflichtetSchmidt bei.
Das passiere gerade in derPolitik immer noch zu häu-fig. „Erfolge werden natio-nalisiert, Misserfolge euro-päisiert“, meint Selmayr.Auch das hätten die Gesprä-che gezeigt: Die Schuldfrageinteressiert die Bevölkerungnicht. „Die Leute wollen Er-gebnisse sehen“, sagtSchmidt. M. Nagl/F. Roittner

auch in die „Krone“-Redak-tion. Dabei berichtete das„EU-Radler-Duo“ von 1900bisher absolvierten Kilome-tern mit vielen Stimmungs-bildern. „Wir versuchen zuden Leuten zu kommen, diesich sonst nicht aktiv mit derEU beschäftigen“, erklärtSelmayr.
Absoluten Schutz fürden Wolf gibt es nicht
Die Stimmung gegenüberder EU sei quer durch dieBevölkerung grundsätzlichpositiv, sagt Selmayr. Vorallem in Salzburg und Tirolgab es bei den Gesprächenaber ein dominierendes The-ma: den Wolf. Dabei räumteSelmayr ein Missverständ-nis aus. Die EU verbietettrotz des strengen Schutzesnicht den Eingriff in denWolfbestand. „Es gibt kei-nen absoluten Schutz. DieKommission gibt nur Leitli-

630 Gespräche hat Martin Selmayr, Vertreter der EU-Kommission in Wien, seit dem Sommer quer durch Ös-terreich im Rahmen einer Radtour geführt. Diese führteihn und Paul Schmidt von der Gesellschaft für Europa-politik zum Abschluss nach Salzburg. In der Landes-hauptstadt war auch Zeit für einen „Krone“-Besuch.Zwei Jahre lang will die EUim Rahmen ihres Zukunfts-prozesses die Stimmunggegenüber dem Staatenbundbis in den letztenWinkel derUnion einholen. Der Kom-missionsvertreter in Öster-reich, der Deutsche MartinSelmayr, hat sich deshalb für

eine Tour quer durchs Landauf das Rad gesetzt, um mitden Österreichern ins Ge-spräch zu kommen.
Ein Stopp der Salzburg-Etappe führte Selmayr undseinen Begleiter PaulSchmidt von der Gesell-schaft für Europapolitik

Mit dem Rad zu den Gesprächen

Vertreterder EU-Kommission radeltedurchSalzburg, umStimmenzur EUeinzufangen

Aufnahmen
digitalisiert
330Magnettonbän-der sowie 850Video-aufnahmen aus demFestspielarchiv wur-den in den vergange-nen Monaten digita-lisiert und gesichert.Viele sind abrufbar.

10.500 Euro für
IT-Schulungen
Als eines von 45 Pro-jekten zum 45-Jahr-Jubiläum unterstütztdie Drogeriemarkt-kette dm das Diako-niewerk mit 10.500Euro für IT-Schulun-gen ältererMenschen.Fo
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In Salzburg drehten sich viele Gespräche umdenWolf EU-VertreterSelmayr (l.) radelte inBegleitungdurchSalzburg
Persönliches Exemplar für AOM-Benutzer eukomm-dimitrova - (C) APA-DeFacto GmbH. Alle Rechte vorbehalten.Kronen Zeitung

Von Alois Vahrner

Innsbruck – In den letzten Ta-

gen hat Selmayr, der seit ein-

einhalb Jahren die Vertretung 

der EU-Kommission in Wien 

leitet, ein umfangreiches Be-

suchsprogramm in Tirol als 

Auftakt einer Österreich-Tour 

abgespult. Nach der Pande-

mie wolle man jetzt im Rah-

men einer „Zukunftsdebatte“ 

Lehren aus der Krise ziehen. 

In allen 27 EU-Mitgliedslän-

dern wolle man in Gesprä-

chen gerade auch mit der Be-

völkerung die Lektion daraus 

ziehen, was gut gelaufen ist 

und was nicht, sagt Selmayr 

in einem TT-Doppelinterview 

mit Tirols LH Günther Platter.

„Klare Informationen, was 

die Bevölkerung wirklich be-

wegt und wo sie Lob oder 

Beschwerden hat, bekommt 

man nicht in Konferenzsä-

len, sondern direkt vor Ort, 

im Gespräch mit Beschäf-

tigten, Lehrlingen, Landwir-

ten, sprich den ganz norma-

len Menschen“, so Selmayr. 

Deshalb sei man mit dem 

 Fahrrad, dem Zug und teil-

weise mit einem E-Auto un-

terwegs gewesen, um „kein 

unnötiges Gramm CO2 zu 

produzieren“.
In Österreich wird die EU 

bei verschiedenen Umfra-

gen kritischer gesehen als in 

vielen anderen Mitgliedslän-

dern. Für Selmayr sind die 

Österreicher nicht gegen die 

EU, die Zustimmungswer-

te seien mit über 66 Prozent 

auch höher als zum Zeitpunkt 

des EU-Beitritts 1995. Die Be-

völkerung sehe aber einiges 

mit Skepsis, was ja grundsätz-

lich gut sei. Und genau des-

halb gelte es hier besonders 

genau zuzuhören, betont Sel-

mayr. Gerade die Tirolerin-

nen und Tiroler hätten „auch 

durch die Lage im Herzen Eu-

ropas einen sehr klaren Blick 

auf die EU“.
Die EU sei bei Corona nach 

anfänglichen Problemen bes-

ser als einst bei der Finanz- 

und der Migrationskrise zu-

sammengerückt, etwa durch 

die gemeinsamen Aufbau-

programme (800 Mrd. Euro 

sollen rollen) – das sorge auch 

für höhere Zustimmung bei 

den Menschen in fast allen 

Mitgliedsländern.

Für Platter ist es gerade 

durch die EU gelungen, sehr 

frühzeitig Impfstoffe zu ent-

wickeln und etwa den Be-

zirk Schwaz mit 100.000 zu-

sätzlichen Impfdosen als 

„einzigartiges Projekt“ mit 

BioNTech durchzuimpfen. 

Besonders problematisch 

seien für Tirol hingegen die 

De-facto-Grenzschließungen 

gewesen, durch die Familien 

auseinandergerissen worden 

und Arbeiten und selbst eine 

Gesundheitsversorgung über 

die Grenze nahezu zum Erlie-

gen gekommen seien.
Auch in der Zusammen-

arbeit der Regionen gebe es 

noch „Luft nach oben“, ver-

weist Platter auf die jüngste 

Grenzproblematik. Tirol habe 

gute Beziehungen zu Bayern, 

manch unschöne und defti-

ge Töne der letzten Monate 

(„Gerade auch Worte können 

verletzen“), etwa mit stän-

digen Schuldzuweisungen 

im Fall Ischgl, habe er aber 

nicht ständig kommentiert. 

Laut Selmayr ist die EU nur 

Vermittler. Er regt vergleich-

bar etwa ähnlichen Verein-

barungen Deutschlands mit 

Frankreich, Belgien oder 

den Niederlanden „einen 

deutsch-österreichischen 

Freundschaftsvertrag“ an.
Er sei ein Verfechter von 

Subsidiarität und damit mög-

lichst vieler Entscheidungen 

vor Ort, sagt Platter. In sol-

chen Krisensituationen ge-

he es aber auch darum, „die 

Grenzen der Nationalstaaten 

aufzuzeigen“, sagt Platter. 

Europa solle – und das wolle 

auch die Bevölkerung – die 

Unterschiedlichkeit etwa in 

der Mentalität, der Kultur, 

den Sprachen leben und bei-

behalten. Bei einer solchen 

Pandemie, bei Finanzkri-

sen oder bei internationalen 

Standort- und Handelsthe-

men brauche es aber ein star-

kes, zentrales EU-Auftreten.

Dem stimmt Selmayr zu. In 

Krisen wie bei Corona müss-

ten Entscheidungen zen-

traler und rascher fallen, „in 

drei Tagen statt in sechs Wo-

chen“. Es müsse auch klar 

sein, wann Grenzen offen 

bleiben müssen und unter 

welchen allgemeingültigen 

Rahmenbedingungen even-

tuell Beschränkungen vor-

genommen werden können. 

„Die EU ist eine Verfechterin 

offener Grenzen.“ Mit der 

Verordnung für den Grü-

nen Pass mit QR-Code habe 

Kommissions-Chefin Ursula 

von der Leyen auch statt ei-

nes drohenden Fleckerltep-

pichs einen echten Rechtsan-

spruch fürs Reisen in diesem 

Sommer und darüber hinaus 

geschaffen.

Europa sei der schönste 

und lebenswerteste Konti-

nent, so Selmayr. Um das 

zu bleiben, brauche es aber 

auch international ein ent-

schiedeneres politisches 

Auftreten („Das ist auch eine 

Lehre der Ära Trump“) und 

im Sinne des Wohlstands 

eine Stärkung der eigenen 

Wirtschaft, von der Gesund-

heitsbranche über weitere 

strategische Bereiche bis hin 

zur Digitalisierung. Die EU 

müsse sich wie bei Corona 

auch für andere Krisen wie 

Cyberattacken oder den Kli-

mawandel wappnen. Europa 

habe zwar Luft nach oben, sei 

aber in vielem (so komme ein 

Großteil der Impfstoffe aus 

Europa) besser als von man-

chen ange nommen. Europa 

werde neben den USA der 

erste Kontinent sein, in dem 

die Bevölkerung im Sommer 

durchgeimpft sei.
Einig sind sich Platter und 

Selmayr, dass „Europa keine 

Schönwetter-Veranstaltung 

ist, sondern sich alle stärker 

einbringen müssen“. Brüssel 

ist laut Selmayr keine „ferne 

Besatzungsmacht und hat 

keine Zentralgewalt wie Wa-

shington“. Europa lebe von 

der Beteiligung aller Regio-

nen. Die Krise sei ein Weck-

ruf für ein echtes Zusammen-

rücken gewesen. Aus diesem 

Geist, der nach gemeinsa-

mer Überwindung der Krise  

durchaus spürbar sei, gelte 

es jetzt Europa stärker für die 

Zukunft zu machen, betonen 

Platter und Selmayr.

„Krise war Weckruf für Europa“
Die EU sei durch Corona zusammengewachsen, sagen der EU-Vertreter in Österreich, Martin Selmayr, und 

LH Günther Platter. Stichwort Grenzen und Gesundheit: In Krisen müssten Entscheidungen zentraler fallen.

Europa und gleichzeitig die Regionen stärken: LH Günther Platter (links) mit dem Vertreter der Europäischen Kommission in Österreich, Martin Selmayr. Foto: Land Tirol/Angerer

Martin Selmayr 
(EU-Vertreter in Österreich)

„Landeshauptmann 
Platter ist, wenn er 

von einer Sache über-
zeugt ist, ein Dickschä-
del. Das mögen wir.“

Günther Platter 
(Landeshauptmann) 

„ In Krisen wie bei 
Corona geht es 

auch darum, die Gren-
zen der Nationalstaaten 
aufzuzeigen.“

Innsbruck – Bei ihrer mehrtä-

gigen Diskussions- und Infor-

mationstour durch Tirol prä-

sentierten Martin Selmayr, 

Vertreter der Europäischen 

Kommission in Österreich, 

und Paul Schmidt, General-

sekretär der Österreichischen 

Gesellschaft für Europapoli-

tik, auch eine aktuelle Mei-

nungsumfrage zur EU-Stim-

mung der Tirolerinnen und 

Tiroler.
„Eine Mehrheit der Tiro-

lerinnen und Tiroler hält die 

Debatte über die Zukunft Eu-

ropas für sinnvoll, viele wollen 

sich auch aktiv daran beteili-

gen – trotz oder gerade wegen 

ihrer kritischen EU-Haltung“, 

fasst Selmayr zusammen. Da-

bei sehen es die Tirolerinnen 

und Tiroler aktuell als die 

wichtigste Aufgabe der EU, 

die soziale Kluft zu verringern 

und sich für Klima- und Um-

weltschutz einzusetzen“, so 

Schmidt. Für knapp zwei Drit-

tel der Befragten in Tirol (63 

Prozent) solle die EU das Loch 

zwischen Arm und Reich ver-

ringern. Sechs von zehn Be-

fragten reihen auch den Kli-

ma- und Umweltschutz ganz 

oben auf der europäischen 

To-do-Liste der EU ein.
Drei Viertel der befragten 

Tirolerinnen und Tiroler zei-

gen sich an „Vorgängen und 

Ereignissen in der Europäi-

schen Union und der euro-

päischen Politik interessiert“. 

Acht von zehn Befragten in 

Tirol haben Interesse an der 

EU-Zukunftsdebatte: 29 Pro-

zent wollen sich demnach 

„auf jeden Fall“ einbringen 

und stimmen der Aussage 

zu, dass es „viel mehr Debat-

ten mit den Bürgerinnen und 

Bürgern über die Richtung 

Europas geben sollte“. 51 

Prozent antworten, dass sie 

sich eine Beteiligung an der 

Zukunftsdebatte vorstellen 

könnten, „wenn diese zu kon-

kreten Reformen und Ergeb-

nissen führen würde“.
Die Stärkung der Demokra-

tie auf EU-Ebene hat für 45 

Prozent der Befragten „hohe 

Priorität“. Für 38 Prozent der 

Tirolerinnen und Tiroler wä-

re es zudem sehr dringlich, 

die Rolle der Regionen in der 

EU zu stärken. Relativ größtes 

Vertrauen in die Politik haben 

58 Prozent auf regionaler Ebe-

ne, aber nur 18 Prozent in den 

Staat und gar nur 10 Prozent 

in die EU-Institutionen. 

Wenn es um die Auswirkun-

gen der EU-Mitgliedschaft 

auf Tirol geht, so ist das Mei-

nungsbild ambivalent. 35 Pro-

zent antworten, dass sie durch 

die EU-Mitgliedschaft in Tirol 

vor allem Positives bemerken, 

für 32 Prozent überwiegt das 

Negative. Für ein weiteres 

Drittel (33 Prozent) „macht es 

keinen Unterschied für Tirol, 

ob Österreich Mitglied der EU 

ist oder nicht“. 39 Prozent sa-

gen, dass es „in Zeiten der Co-

rona-Pandemie für Österreich 

ein Vorteil ist, Mitglied der EU 

zu sein“. Für 23 Prozent ist es 

eher ein Nachteil.
„Die Transitproblematik ist 

sicherlich ein entscheidender 

Faktor für das Stimmungs-

bild. Wir müssen den Verkehr 

dringend von der Straße auf 

die Schiene verlagern“, un-

terstreicht Selmayr. (va)

Soziales und Klima als große Aufgaben für EU
EU-Kommission und Österreichische Gesellschaft für Europapolitik erhoben mittels Umfrage die EU-Stimmung in Tirol.

Martin Selmayr begab sich per Zug, Rad oder im Basistunnel auf Werbe- und Info-Tour für die EU. Foto: EU/Jan Hetfleisch
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STEFAN VÖGEL

Vögels
Lexikon

„Spaghetti alle vongo
le“

sind mit

A Muscheln

B Sardellen

C Kalamari

D Sardinen

Auflösung imAnzeigenteil

an Veigel ha
Redewendung
Sprachen und Dialekte

dieser Welt zeichnen sich

darin aus, dass ihr Wort-

schatz ausgerechnet b
ei Ta-

buthemen besonders
reich-

haltig ist (Sigmund Freud

wusste warum, aber das

führte hier zu weit). B
eson-

ders augenscheinlich ist

diese Vielfalt bei brach
ialen

Schimpfwörtern für Mit-

menschen, bildgewaltigen

Beschreibungen des Ge-

schlechtsakts sowie be
i den

unzähligen Synonyme
n und

Redewendungen für die

Trunkenheit. Bei letzt
erem

bildet auch das Alemanni-

sche keine Ausnahme: Je

nach Grad der menschli-

chen Beeinträchtigung

durch Alkohol kann der

Voradelberger an (lichta)

Stüber ha, s’(körig) s
püra,

(a klä) zua si oder (s
cho a

biz) oan sitza ha, was sich

mit Fortgang des Abends

und jedem Schluck weiter

steigert bis hin zu: a Voll-

blatt ha, a Knella ha, an

Nagel ha, an Schnall din-

na ha, a Knülle ha oder

auch knülledicht si oder

tuttazua. Diese Aufzä
hlung

ist bei weitem nicht voll-

ständig, und selbst das
Aus-

maß des Suffs, welcher mit

den einzelnen Ausdrücken

beschrieben und gemeint

ist, variiert subjektiv von

Sprecher zu Sprecher (Ist

die Knella schlimmer als

das Vollblatt? Oder wäre

man am Morgen danach

tags zuvor doch lieber nur

tuttenzua gewesen? K
einer

kann es mit Gewissheit sa-

gen.) Fest steht: Zu den

ausgeprägteren Formen

von Alkohol im Blut zählt

auch die Redewendung an

Veigel ha - und falls de
r Be-

einträchtigungsgrad
noch

etwas stärker akzentuiert

werden soll: an köriga
Vei-

gel ha („Komisch - nur
zeha

Schnäps geschtert, ab
er an

körigaVeigel gha!“)

Seinen 80. Geburtstag feierte gestern der Bregenzer

Alt-Bürgermeister Siegi Gasser, de
r auch Glückwünsche

von Landeshauptmann Markus Wallner und Landtags-

präsident Harald Sonderegger entgegennahm. Beide

Gratulanten würdigten Gassers Verdienste um Vorarl-

berg, insbesondere sein Wirken als Landesrat, Landes
-

statthalter und Landtagspräsident. Im
mer hätte er das

„Wohl der Gemeinschaft“ zu seinem Ziel erklärt.

EU-Botschafter Martin
Selmayr und

Vorarlberg und
Ein Widerspruch, de

r sich nicht so leicht
auflösen lässt:

ObwohlVorarlbergw
ie kaumeine andereR

egion von der

EU profitiert, ist au
ch hierzulande die E

U-Skepsis ge-

stiegen. Umso dringl
icher sei es, denMen

schen die Vor-

teile derMitgliedsch
aft näherzubringen, b

etontEU-Bot-

schafterMartinSelm
ayr,derderzeitdurch

sLändle tourt.

Laut einer Studie
der Uni-

versität Sussex verdankt

Vorarlbergs Hande
l der EU-

Mitgliedschaft ein
e jährli-

che Steigerung der
Brutto-

wertschöpfung von
knapp

3,8 Prozent – unter
den 283

untersuchten europäischen

Regionen nimmt da
s Ländle

damit den ersten P
latz ein.

Für Wirtschaftslandesra
t

Marco Tittler ist d
ieses Er-

gebnis nicht sonderlich

überraschend: „Ka
um ein

Wirtschaftsraum ist derart

international verflechtet,

folglich profitieren wir

enorm von offenen
Grenzen

und freiemHandel.
“

In diesem Licht sch
eint es

durchaus überrasch
end, dass

die EU-Skepsis im L
ändle in

den vergangenen Jahren

zwar langsam aber
dennoch

kontinuierlich zuge
nommen

hat. Wobei sich d
ie Mehr-

heit der Vorarlber
ger sehr

wohl der Vorzüge e
iner Mit-

gliedschaft bewusst
ist: Ge-

mäß einer aktuell
en Mei-

nungsumfrage, die
gestern

in Dornbirn von
Selmayr

und Paul Schmidt,
Genera-

lsekretär der Ös
terreichi-

schen Gesellschaft
für Euro-

papolitik (ÖGfE), vorge-

stellt wurde, überw
iegen für

46 Prozent die Vor
teile, nur

19 Prozent sind der
Ansicht,

dass die EU-Mitgl
iedschaft

vor allem Negatives
mit sich

bringe. Über ein D
rittel der

Befragten findet,
dass „es

keinen Unterschied
für Vor-

arlberg macht, ob Ö
sterreich

Mitglied der EU
ist oder

nicht“. „Im Rahme
n unserer

Tour durch Österreichs

Bundesländer sehen
wir tag-

täglich, dass der Ge
sprächs-

bedarf über die ans
tehenden

Herausforderungen
drin-

gend ist. Das Ländl
e ist hier

keine Ausnahme“, fast

Schmidt die Ergeb
nisse zu-

sammen. Und was
sind nun

die Herausforderun
gen, wel-

che die Vorarlberge
r als am

dringlichsten erachten?

Auch darüber gibt
die Um-

frage Aufschluss:
Umwelt-

und Klimaschutz, d
ie wach-

sende soziale Ung
leichheit,

die Bekämpfung d
er Coro-

na-Folgen sowie
die Not-

wendigkeit einer g
emeinsa-

men Asyl- und Mi
grations-

politik.

Interesse an EU-Themen

ist durchaus gegeben

Auch wenn Selm
ayr und

Schmidt auf ihrer T
our bis-

lang bei weitem nich
t nur auf

glühende Europäe
r getrof-

fen sind, so hat sic
h zumin-

dest eines gezeigt: D
as Inte-

resse in Vorarlberg
an EU-

Themen ist durcha
us gege-

ben. Das belegen
auch die

Umfrageergebnisse
: Immer-

hin zwei Drittel de
r Befrag-

ten gaben an, die „V
orgänge

und Ereignisse in d
er Euro-

päischen Union und der

europäischen Poli
tik inte-

ressiert“ zu verfolg
en. Fast

jeder dritte (28
Prozent)

würde sich „auf jed
en Fall“

an der seit 9. Mai l
aufenden

Debatte zur Zuk
unft der

Europäischen Unio
n, in wel-

che ganz gezielt auc
h Bürge-

rinnen und Bürger
einbezo-

gen werden sollen
, beteili-

gen, weitere 44
Prozent

könnten sich eine
Beteili-

gung zumindest v
orstellen.

Für die Vorarlber
ger EU-

Abgeordnete Clau
dia Ga-

mon (Neos) ist da
mit auch

ein klarer Auftrag
verbun-

den: „Wir müssen
auch in

Vorarlberg Möglichkeiten

bieten, damit sich
die Men-

schen aktiv in die Z
ukunfts-

debatte einbringen k
önnen.“

die EU: Kritik und Profit
ÖGfE-Generalsekretär

PaulSchmidt tourende
rzeitdurchs Ländle

Nächste Hürde für das
Megaprojekt

Die S18 bleibt eine u
nendliche Geschicht

e: AmMon-

tag hat der Nationa
lrat mit den Stimme

n der Regie-

rungsparteien einen
Antrag der Grünen

unterstützt,

wonach Infrastruktu
rministerin Leonore

Gewessler

eine Tunnelverbindu
ng zwischen Diepold

sau und Ho-

henems als Alternati
ve zur S18 prüfen sol

l.

S18: Nationalrat will
Alternative prüfen

Grünen-Verkehrssp
recher

Hermann Weratsch
nig be-

gründet das Ansin
nen da-

mit, dass das 3,5 Ki
lometer

lange und größtenteils

untertunnelte Teilstück,

welches zuletzt in
einer

Machbarkeitsstudie
des

Kantons St. Gallen
geprüft

wurde, deutlich kür
zer wä-

re als das Projekt
der Bo-

densee-Schnellstraß
e, zu-

dem sei diese Alt
ernative

auch schneller um
setzbar.

Die Tunnelverbind
ung wä-

re theoretisch binne
n sechs

Jahren zu realisier
en, die

derzeit von der
Asfinag

präferierte und et
wa 1,5

Milliarden Euro teu
re S18-

Variante, die im
Grunde

einer Autobahnum
fahrung

Lustenaus gleichkommt,

könnte hingegen
erst in

rund 20 Jahren f
ertigge-

stellt sein. Lande
shaupt-

mann Markus Wallner

dürfte mit dieser E
ntwick-

lung überhaupt nic
ht hap-

py sein. Was ihn g
anz be-

sonders ärgern wir
d: Auch

die beiden Vorarlberger

ÖVP-Nationalräte,
also

Karlheinz Kopf un
d Nor-

bert Sieber, haben d
en An-

trag unterstützt –
wenn-

gleich mit nicht al
lzu gro-

ßer Begeisterung.

Wallner hatte berei
ts vor

gut einer Woche
klarge-

macht, dass er „nu
ll Ver-

ständnis“dafürhab
e,würde

das S18-Projekt nu
n noch

einmal evaluiert
werden.

Eines hat die gestr
ige Ent-

scheidung ebenfall
s deut-

lich gemacht: So wi
chtig ist

der Bundes-VP das
Projekt

offenbar nicht, als
dass sie

dafür einen Krach mit

ihrem Koalitionspa
rtner in

Kauf nehmenwürde
.

28 - 01 - 57
Glückssymbol „Klee“

Im Rahmen unserer Tour

sehenwir tagtäglich, d
ass

das Interesse an Europ
a bei

den Menschen hoch u
nd

der Gesprächsbedarf

dringend ist.

Paul Schmidt

KRONEQUIZ
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Zwei glühende

Europäer touren derze
it

mit Bahn, Bike und per
pedes durch
Vorarlberg:

EU-Botschafter Marti
n

Selmayr (rechts) und

ÖGfE-Generalsekretä
r

Paul Schmidt.
Ob die S18 irgendwan

n einmal Realität werdenwir
d?
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Gesunde Naturkraft

BALLAST-UNDVITALSTOFFEAm besten nimmt man rohesSauerkraut um die Mittagszeitoder am Nachmittag zu sich.Dafür reichen ein paar Esslöffelvoll. So bekommt der Darm diewichtigen Ballaststoffe geliefert

und der ganze Körper die Vital-stoffe, die er zur täglichen Rege-nerierung braucht. Wer es je-doch nur schlecht verträgt,sollte sparsam damit umgehen.Beim Einkauf ruhig auf eine bio-logische Herstellung achten.

Hing’schaut und
g’sund g’lebt

KRÄUTERPFARRER BENEDIKTfacebook.com/kraeuterpfarrer       kraeuterpfarrer.at  

Alle hier beschriebenenAnwendungen sollen und können in keinem Falleine medizinische oder ärztliche Behandlung ersetzen.
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Ungewöhnliche Ermittlungsmethode nach Brandstiftung bei Klagenfurter Supermarkt

Handyjagd auf den FeuerteufelEinen derart großen „Lauschangriff“gibt es in Klagenfurt wohl nur selten: Beiihren Ermittlungen nach einer Serie vonBränden hat die Staatsanwaltschaft be-schlossen, sich modernster Technik zu

bedienen und alle Handyverbindungennahe des Haupttatortes in der Schlacht-hofstraße auswerten zu lassen. „Wir er-hoffen uns dadurch brauchbare Hinweiseauf einen Tatverdächtigen“, heißt es.
Die Rufdatenauswertung ist
aufwändig und wird wohl
mehrere Wochen dauern:
„Es geht darum, herauszufil-
tern, welche Nummern rund
um die Tatzeit in dem Sen-
degebiet bei der Hofer-Filia-
le eingeloggt waren“, erklärt
Sprecherin Tina Frimmel-
Hesse auf „Krone“-Anfrage.
Auch weitere Tatorte in

Klagenfurt werden auf diese
Weise untersucht. Die Er-
mittler erhoffen sich Auf-
schlüsse über Personen, die
sich in zeitlicher und räumli-
cher Nähe der Brandstiftun-

gen aufgehalten haben. „Na-
türlich geht es bei der Aus-
wertung um Auffälligkei-
ten“, beruhigt Frimmel-
Hesse.Wer also nur kurz zu-
fällig beim Sendemasten re-
gistriert war, habe nichts zu
befürchten.
Immerhin geht es bei den

Ermittlungen ja auch um
viel: Waren es zunächst eini-
ge Müllcontainer-Brände,
die die Feuerwehr in Atem
hielten, wurde in der Nacht
zum 14. Juli eine ganze
Hofer-Filiale abgefackelt.
Der Schaden ist enorm, die
Abbrucharbeiten sind be-
reits abgeschlossen – und
der Wiederaufbau, den
Hofer bereits bekannt gege-
ben hat, läuft auch schon.

KerstinWassermann

InZeiten, in denen Roh-
stoffe entweder teurerwerden oder bei deren Be-schaffung Lieferengpässe auf-treten, muss überall der Re-chenstift angesetzt werden.Schließlich soll ein geschick-tes Wirtschaften das Überle-ben von Betrieben sichern.Das kommt auch dem Erhaltder Arbeitsplätze zugute.Aber Geld, Kapital und An-lagen dürfen immer in Rela-tion zu allen anderen Wirk-lichkeiten der Welt gesehenwerden. So ist es allemalwichtiger, für eine gute Ge-sundheit vorzusorgen.

Sauerkraut als Fitmacher
Im Sauerkraut mag dereine oder die andere eine will-kommene Abwechslung aufdem Esstisch entdecken. Es

steckt aber viel mehr in
dieser Reserve aus dem
Fass. Früher war es ei-
gentlich selbstverständ-
lich, dass viele Haushal-
te in Eigenregie dafür
sorgten, im Herbst das
Kraut einzuschneiden,
es einzustampfen und
sich nach vollzogener
Gärung nach und nach
des bekömmlichen

SPRUCHDES TAGES:
Es ist erfreulich, sich einer glückli-chen Zeit zu erinnern.

Ovid
Ă

Ă

Ă Ă Ă Ă Ă Ă Ă Ă Ă Ă Ă Ă Ă Ă Ă Ă Ă Ă Ă Ă Ă Ă Ă Ă Ă Ă Ă Ă Ă Ă Ă Ă Ă Ă Ă Ă Ă Ă Ă Ă Ă Ă Ă Ă Ă Ă Ă Ă Ă Ă

NAMENSTAG: Hildegard, Lam-bert, Ariadne, Columba

Am 14. Juli stand die Filiale der Diskontkette inVollbrand Mittlerweile sindArbeiten für denWiederaufbau imGange

Von einem Baum getrof-
fen und dabei tödlich ver-
letzt wurde am Mittwoch-
vormittag ein 47-jähriger
Forstarbeiter im Walcher-
wald in Kartitsch.Weil der
Osttiroler am Abend nicht
nach Hause gekommen

Von Baum erschlagen
Familie fand 47-Jährigen leblos inWaldstück

war, begaben sich seine
Familienangehörigen auf
die Suche. Gegen 18.30
Uhr haben sie den Mann
oberhalb eines Forstweges
mit schweren Verletzun-
gen aufgefunden. Für ihn
kam jedeHilfe zu spät.

Gegen das Auto einer 21-
Jährigen gekracht ist Don-
nerstag ein Villacher (33)
mit seinem Klein-Lkw auf
der Südautobahn bei Pört-
schach. Er dürfte wohl zu
spät bemerkt haben, dass
sich dort ein Stau gebildet

Mit Lkw in Stau gekracht
Drei Fahrzeuge in Unfall auf „Süd“ verwickelt

hatte. DerWagen der Frau
prallte in den vor ihr ste-
henden Pkw eines Mannes
(21), der gegen die Beton-
leitwand krachte und am
Dach liegend zum Still-
stand kam. Die 21-Jährige
wurde dabei verletzt.

Hören, was sich die Menschen erwarten:

Mit Bauern, Arbeitern, Schülern, Bürgermeistern, mitdem Landeschef und dem Bischof haben sich die „EU-Radler“ Martin Selmayr und Paul Schmidt in Kärntenbereits getroffen. Ihr Fazit: Die Kärntner sähen in derEU-Mitgliedschaft mehr Vorteile, auch weil bisher 3,2Milliarden Euro in ihr Bundesland geflossen seien.

Zwei „EU-Radler“
auf Kärnten-Tour

Nicht in Anzug und Krawat-
te zwischen Vorträgen, son-
dern in Radlerhosen und
Helm auf dem Fahrrad zu
Bäurinnen, Tunnelarbeitern
und Berufsschülern sind
Martin Selmayr, der Leiter
der Vertretung der Europäi-
schen Kommission in Öster-
reich, und Paul Schmidt, der
Generalsekretär der Öster-
reichischen Gesellschaft für
Europapolitik, unterwegs.
„Manchmal sind 20, 30

Leute eine Etappe mit uns
gefahren“, so die „EU-Rad-
ler“, die quer durch Öster-
reich bereits 1800 Kilometer
zurückgelegt haben. Vier
Tage haben sie sich auf ihrer

EU-Zukunftstour für Kärn-
ten Zeit genommen, um zu
hören, wie Europas Zukunft
im Sinne der Kärntnerinnen
und Kärntner gestaltet wer-
den könnte.
„Wir hören von lokalen

Problemen wie dem Transit
in Lavamünd. Aus St. Paul
kam der Vorschlag, das Kli-
maticket europaweit anzu-
bieten. Landwirte fürchten
um Dieseltraktoren, leistba-
rer Klimaschutz ist ein The-
ma. Pflegekräfte vermissen
Wertschätzung – eine euro-
päische Herausforderung“,
nennt dasDuo nur einige der
vielen Themen, die weiter-
verfolgt werden. Ch.N.Kogler

Pause der EU-Radler Schmidt und Selmayr bei der „Krone“

KÄRNTEN
INFO

Sauerkrautes je nach Bedarfzu bedienen. Mit dessen Ver-zehr steht nämlich auch dieAufnahme von verschiedens-ten Inhaltsstoffen in Verbin-

dung, die der Körper je neubenötigt. Dazu zählen vor al-lem eine Reihe von Vitami-nen, Mineralstoffe und zu-demAntioxidantien.
Ein zusätzlicher Vorteil, derin dem aufbereiteten Krautsteckt, ist die Tatsache, dasses praktisch frei von Fett ist.In Zeiten, in der nach wie vordie Berichterstattung überansteckende Krankheiten dieSchlagzeilen bestimmt, ist esumso wichtiger, die guteFunktion des Darmes nachMöglichkeit zu fördern. Dennin ihm befindet sich der Sitzeines starken und ausgewo-genen Immunsystems.

; CORONA-SELBSTTESTEinErklär-VideozumRegistrierungs-ablaufgibtesaufderWebsite selbst-test.ktn.gv.at:
§ Registrieren Sie sich auf der Websiteselbsttest.ktn.gv.at.
§ Nach der Registrierung erhalten SieeinenCode, diesermuss auf demSelbst-test notiert werden.
§ Den Selbsttest lt. Anleitung durch-führen und das Ergebnis abwarten.
§ Sobald das negative Ergebnis ersicht-lich ist,wirdderTestsamtlesbaremCodefotografiert – ganz unkompliziert mitdemSmartphone. Dieses Fotomuss an-schließend auf der Plattform hochgela-denwerden.
§ Nun den Code am Test unkenntlichmachen und auch davon ein Foto hoch-laden.
§ Anschließend erhalten Sie ein PDF-Dokument, das Sie beim Wirt ausge-druckt oder amHandy vorweisen.
; INFORMATIONSABEND
MÖRTSCHACH, Kultbox: um 19 Uhr,Borkenkäfer, alleswaswir jetzt über denSchutz unsererWälder wissen sollten.

; FLOHMÄRKTE
KLAGENFURT: Feschnig, EingangParkplatz Suppanstraße: von 9 bis 18Uhr, Infos: S 0650/6810289 (auch 18.und 19.9.).
WOLFSBERG, Emmerlinghof (Pizze-ria zum Italiener): heute um 14 Uhr,
Flohmarkt, Info: S 0680/ 3201495.
; LANDMARKT
SEEBODEN, Hauptplatz: um 17 Uhr,Verkauf von regionalen, landwirtschaft-lichen Produkten und Kunsthandwerk.
; NOTRUFNUMMERN
DieRettungshundestaffel ist rund umdieUhr unterS 130 erreichbar.
; RK-BLUTSPENDEN
KLAGENFURT, Messe, von 10 bis18 Uhr.

; TIERRETTUNG
Die Tierrettung ist kärntenweit imEinsatz und Montag bis Sonntag von 0bis 24 Uhr unter S 0463/ 43541-21 er-reichbar.

Kräuterpfarrer-Zentrum, 3822 Karlstein/Thaya, Tel. 02844/7070-11
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WAS, WANN, WO?
Die wichtigsten Termine

MITTWOCH, 30. 6.
LIEZEN. Art Prints – Kunstdrucke auf
Papier. Authentische, qualitative und
leistbare Kunst von verschiedenen
Künstlern. Arkade (Galerie im 1. Stock).
Es gelten die Arkade-Öffnungszeiten.

LIEZEN. Familienberatung. Beratung
bei Partnerschafts- und Erziehungsfra-
gen. Telefonische Terminvereinbarung
und Journaldienst. PSN, Fronleich-
namsweg 15, von 16 bis 19 Uhr.
Tel. (03612) 263 22-10.

LIEZEN. Frauen- und Mädchenbera-
tung Philomena. Telefonische Termin-
vereinbarung und Journaldienst. PSN,
Fronleichnamsweg 15, von 16 bis 19 Uhr.
Tel. (03612) 263 22-10.

LIEZEN. Sucht- und Drogenberatung.
Terminvereinbarung Journaldienst.
PSN, Fronleichnamsweg 15, von 16 bis 19
Uhr. Tel. (03612) 263 22-10.

ADMONT.Wir Friedrich III. & Maximili-
an I. – Ihre Welt und ihre Zeit. Eine Go-
tik-Sonderausstellung. Benediktiner-
stift, Di. bis So. von 10.30 bis 15.30 Uhr.

BAD AUSSEE. Kammerhofmuseum. Ge-
schichte und Volkskultur des Ausseer-
landes und Sonderausstellungen.
Kammerhofmuseum, Chlumeckyplatz
1, Di. bis Fr. und So., 10 bis 13 Uhr sowie
Sa., 11 bis 17 Uhr. Tel. 0676-83 62 25 20.

BADMITTERNDORF. Geführte Wande-
rung. Über die Tauplitzalm durch die
wildromantische Grimmingbach-
schlucht zur Gnanitzalm.Mit Hermann
Gattermaier. Anmeldung erbeten!
Mautstelle Tauplitzalmbergstraße, 9
Uhr. Tel. 0664-341 49 42.

GRÖBMING. Suchtberatung. Behand-
lungseinrichtung für Suchtfragen für
Betroffene und Angehörige. b.a.s. Stei-
rische Gesellschaft für Suchtfragen,
Poststraße 700, von 10 bis 18 Uhr.
Tel. 0664-853 88 53.

GROSSREIFLING. Forstmuseum Silva-
num. Mit Sonderausstellung, Kinobe-
such im Nationalpark Gesäuse und
Zeitreise durchs Schaudepot. Forstmu-
seum Silvanum, Mi. bis So. von 10 bis 17
Uhr. Tel. (03633) 22 01-40.

GROSSSÖLK. Klimagewinner! Klima-
verlierer? Wie geht’s unseren Tieren
und Pflanzen im Klimawandel? Aus-
stellung mit Führungen und spannen-
den Entdecker- und Erlebnisstationen
zur Klimawandelanpassung für Kinder
von 5 bis 12 Jahren. Naturparkhaus
Schloss Großsölk, von 10 bis 17 Uhr.
Tel. (03685) 209 03.

JOHNSBACH. Besuch der Odelsteinhöh-
le. Anmeldung erforderlich! Gasthof
Kölbl, von 9 bis 13 Uhr. Tel. (03611) 216.

STAINACH. Familienberatungsstelle.
Terminvereinbarung: Montag bis Frei-
tag von9bis 19Uhr. Journaldienst,Mitt-
woch, Beratung ohne Voranmeldung
möglich. Beratungsstelle Stainach,
Bahnhofstraße 106.
Tel. 0676-87 42 26 13.

Digital eine richtig frische Lust auf
das Erlebnis Musikkapelle wecken
Weil Instrumentenvorstellungen und Konzerte rar g

esät sind, gehen

Jugendverantwortliche des Musikbezirkes Gröbmin
g ins Internet.

„Hier erfährt man, wie ein Mu-

sikheim von innen aussieht,

welche verschiedenen Instru-

mente es in einer Blaskapelle

gibt und vor allem, wie sie klin-

gen“, führt Krammer aus.
Der mit Instrumenten gefüll-

te Proberaum einer Blasmusik-

kapelle wurde dafür mit einer

3D-Kamera fotografiert. Klickt

man auf ein Instrument, er-

scheint ein drei- bis vierminüti-

ges Vorstellungsvideo. Inner-

halb eines Monats haben die

Initiatoren die Idee zum Leben

erweckt: Dafür spielten Musi-

ker des Bezirkes die Tonaufnah-

men ein, danach wurden Videos

geschnitten und die Website

konzipiert. Auf www.musi-

spuin.at gibt es weiterführende

Links. Veronika Höflehner

Marie Krammer sowie Martin

Kohlweis, Wahlmitterberger

und Teil des „Blechreiz Brass-

quintetts“, hat man neue Wege

gesucht und gefunden. Auf der

Website www.musispuin.at

können Interessierte seit Don-

nerstag virtuell in ein Musik-

heim, also der Heimstätte einer

Kapelle, hineinschnuppern.

Auch wenn das Leben lang-
sam wieder Fahrt auf-

nimmt, hat die Corona-Krise

überall ihre Spuren hinterlas-

sen. Das bemerken auch die 16

Musikkapellen des Musikbezir-

kes Gröbming, der sich vom

Schladminger Ortsteil Pichl bis

nach Pürgg erstreckt.
Sie haben kaum Möglichkeit,

junge Menschen für die Blas-

musik zu begeistern: „Instru-

mentenvorstellungen und Kon-

zerte in Schulen sind bis dato

nicht erlaubt, Vorspielstunden

nur im kleinsten Rahmen mög-

lich. Konzerte, Frühschoppen

oder Dämmerschoppen gab es

gar nicht“, erklärt Bezirksju-

gendreferent Günther Hir-

schegger. Gemeinsam mit An-

ton Gröller, Kapellmeisterin

GRÖBMING

Die EU-Vertreter
Martin Selmayr und
Paul Schmidt sind
auf Erkundungstour,
um die Stimmung
der Bevölkerung aus-
zuloten. Erste Station
in der Steiermark: das
Ennstal.

Von Gerhard Pliem

Sie sind mit Rad und Bahn in
Österreich unterwegs,
wollen die aktuelle Stim-

mung zur EU direkt bei den

Bürgern in vielen persönlichen

Gesprächen ausloten, erklären

die Hintergründe von Entschei-

dungen und fordern auf, kri-

Die Europäische

tisch zu sein: Martin Selmayr ist

der Leiter der Vertretung der

Europäischen Kommission in

Österreich, Paul Schmidt der

Generalsekretär der Österrei-

chischen Gesellschaft für Euro-

papolitik. Erste Station in der

Steiermark war Schloss Trau-

tenfels in der Gemeinde Stai-

nach-Pürgg mit einem Ge-

spräch mit Vertretern von Poli-

tik, Wirtschaft, Kultur und Pä-

dagogik aus der Region. Natio-

nalrätin Corinna Scharzenber-

ger war gekommen, ebenso

Landtagsabgeordneter Armin

Forstner, als Hausherren be-

grüßten Katharina Krenn und

der Bürgermeister von Stai-

nach-Pürgg, Roland Raninger.

Die Gesprächsteilnehmer im Hof von Schloss Trautenfels TRAUTENFELS (2)

A. Gröller, G. Hirschegger, M. Kram-

mer, M. Kohlweis GEIEREGGER
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NOTDIENSTE
Hier finden Sie Hilfe

Bergrettung: 140
Wasserrettung: 130

Kinder-Notruf: 147

Vergiftungszentrale (AKH):
Tel. (01)406 43 43.

KRANKENTRANSPORT
Krankentransporte oder Rückholungen
aus dem In- und Ausland
unter Tel. 148 44.

KRANKENHÄUSER
LKH Rottenmann, Tel. (03614)24 31-0.

LKH Bad Aussee, Tel. (03622)52 5 55-0.

Klinik Diakonissen Schladming, Tel.
(03687)20 20-0.

GESUNDHEITSTELEFON
Das steirische Gesundheitstelefon ist un-
ter Tel. 1450 kostenlos und 24 Stunden er-

reichbar. Beratung bei akuten gesundheit-

lichen Anliegen und Verständigung des
Bereitschaftsarztes.

TELEFONSEELSORGE
Rat & Hilfe. Die Telefonseelsorge ist unter
der Kurzwahl 142 kostenlos erreichbar. Im

Internet: www.telefonseelsorge.at

FRAUENHAUS
Frauenschutzzentrum Kapfenberg: Tel.
(03862) 279 99.
Frauenhaus Graz: Tel. (0 31 6) 42 99 00.

OPFER-NOTRUF
Anonyme Hilfe für Opfer von Straftaten
rund um die Uhr unter Tel. 0800-112 112.

CORONA: WIE VERHALTE ICH
MICH RICHTIG?

Bei Erkältungssymptomen, zusätzlich Fie-

ber oder Verschlechterung des Zustands,

kontaktieren Sie das Gesundheitstelefon
1450. Bei allgemeinen Fragen wählen Sie
bitte die Infoline Coronavirus der AGES:
Tel. 0800 555 621.
Es gilt: Zuerst immer telefonisch anfragen,

niemals selbstständig mit einem Corona-
Verdacht in Arztpraxis oder Krankenhaus
gehen!
KOSTENLOSE CORONA-TESTS

TESTSTRASSEN

Kur- und Congresshaus, Bad Aussee

Congress, Schladming

Ennstalhalle, Liezen

Montag bis Samstag von 8 bis 18 Uhr. Vor-

anmeldung im Internet unter

oesterreich-testet.at oder unter

Tel. 0800-220 330. Ein Lichtbildausweis ist
mitzubringen.

APOTHEKEN.Eine Listemit Apotheken, die
kostenlose Corona-Antigentests durchfüh-

ren ist im Internet unterwww.apotheker-
kammer.at ersichtlich.

NOTRUFNUMMERN
Feuerwehr: 122

Polizei: 133

Rettung: 144

Euro-Notruf: 112

Union und der Wolf
nügen kleine Änderungen, um

einfachere Regelungen zu er-

zielen. Aber dazu braucht es

Gespräche, Gespräche und

nochmals Gespräche“, berich-

tet Michael Pöltler, gemeinsam

mit Stefan Börger für das Land

organisatorisch tätig.
Tags darauf ging es zur

HBLFA Raumberg-Gumpen-

stein, wo die Schülerinnen und

Schüler Selmayr und Schmidt

mit perfekt vorbereiteten, ver-

sierten Fragen zum Staunen

brachten. „Von der Flüchtlings-

thematik bis zum Auftreten der

EU gegenüber China. Auf blitz-

gescheite Fragen kamen pro-

funde Antworten. Die beiden

EU-Experten sind Vollprofis“,

so Direktor Anton Hausleitner.

Diese Woche setzen Selmayr

und Schmidt ihre Tour fort.

bei den Rahmenbedingungen,

Abbau der Bürokratie und vor

allem über den Umgang mit

dem vermehrten Auftreten des

Wolfes: ein Spezialthema auch

von Alminspektor Franz Berg-

ler.
„Wir haben sehr viele Hinter-

grundinformationen über Ab-

läufe in der EU erhalten. Oft ge-

Ebenfalls mit dabei: Wolfgang

Bogensberger, stellvertretender

Leiter der Vertretung der EU in

Österreich.

Am Tisch von Landwirtschafts-

kammer-Präsident Franz Tit-

schenbacher, Landarbeiterkam-

mer-Präsident Eduard Zentner

und Anton Hausleitner, Direk-

tor der HBLFA Raumberg-

Gumpenstein, Herbert Gugga-

nig, Bürgermeister von Irdning-

Donnersbachtal, Markus Ger-

harter, Vorstandsvorsitzender

der Landgenossenschaft Enns-

tal sowie Sportartikelhändler

und Wirtschaftskammer-Ver-

treter Harald Scherz entwickel-

te sich bald eine lebhafte Debat-

te über vergleichbare Tierwohl-

Richtlinien in der EU, wirt-

schaftliche Chancengleichheit

C. Scharzenberger und P. Schmidt

BAD AUSSEE, SCHLADMING

730 beziehungsweise 530
Suchanfragen auf Google –
diese Werte haben Bad Aus-
see und Schladming 2020 im
Schnitt pro Monat erzielt.
Und sind in den Top 10 der
meistgesuchten Kleinstädte
Österreichs gelandet: Bad
Aussee auf Rang 6, Schlad-
ming auf Platz 10. Ermittelt
wurden die bei Google-Nut-
zern zehn gefragtesten
Kleinstädte von Holidu.at,
einer Suchmaschine für Feri-
enhäuser. Betrachtet wurden
„Suchanfragen zu den Orten
in Zusammenhang mit den
Schlagwörtern Sehenswür-
digkeiten und Aktivitäten.“
An der Spitze liegt Hallstadt
mit 2510 Suchanfragen, da-
hinter folgen Zell am See
(1480) und Bad Ischl (1010).

Zwei Mal ganz
an der Spitze

IHRE AUFGABEN

· Laufende selbständige
Buchhaltung

· Meldungen an Behörden

· Zahlungsverkehr und Mahnwesen

· Vorbereitungsarbeiten für den

jeweiligen Jahresabschluss

· Monitoring finanzieller
Zielvorgaben und Erstellung
betriebswirtschaftlicher Analysen

· Vorbereitungsarbeiten für die Lohn-

verrechnung

IHR PROFIL

· Abgeschlossene kaufmännische

Ausbildung (Bilanzbuchhalterprü-

fung von Vorteil)

· Mindestens 3 bis 5-jährige

Berufserfahrung als BuchhalterIn

· Ausgezeichnete Deutschkenntnisse

und sehr gute Englischkenntnisse

· Hohe IT-Anität
(MS Oce-Kenntnisse)

BUCHHALTUNG (M/W/X)

Aus gesetzlichen Gründen weisen wir darauf hin, dass ein KV-Mindestgehalt von EUR

1.904 gilt. Wir bieten Ihnen jedoch selbstverständlich eine deutliche Überbezahlung je

nachQualifikation undErfahrung.

Für Auskünfte steht Ihnen Herr Martin Zeiringer

unter +43 664 965 99 26 gerne zur Verfügung

Ihre aussagekräftige Bewerbung schicken Sie bitte an:

BUBEN&ZÖRWEG GmbH, Hauptstraße 515, 8962 Gröbming

martin.zeiringer@buben-zorweg.com, www.buben-zorweg.com

(VOLLZE IT / TE ILZE IT )

Das Haus BUBEN&ZÖRWEG ist als Marktführer für Luxus-

Safes, Uhrenbeweger, luxuriöse Zeitobjekte und Großuhren mit

Tourbillon in über 100 Ländern weltweit tätig. Die spannende

Entwicklung unseres Hauses erfordert eine Verstärkung unseres

Teams in Gröbming. Wir besetzen daher bei frühestmöglichem Eintritt fol-

gende Position:
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Wiener Neus
tadt 11

SPÖ-Stadtra
t Norberth H

orvath mit

ÖVP-Stadtra
t Franz Dinh

obl.

Foto: St
adt Wie

ner Neu
stadt

Baumkonventi
on

für die St
adt

WIENER NEUS
TADT | Die Stadt

 hat

dieser Ta
ge die „Ö

sterreichi
sche

Baumkonventio
n“ unterzeic

h-

net und 
bekennt 

sich dam
it zu

einem sensiblen
, differen

zierten

und vor 
allem möglichst s

cho-

nenden 
Umgang mit Wäldern

und Baum
beständen

. Die Öster-

reichische
 Baumkonventio

n

wurde vo
n der Pl

attform „Zu-

kunft mit Bäumen – Bäum
e mit

Zukunft“
 verfasst.

Postler gr
iff in die

Geldsend
ungen

Gericht | Fa
st drei Jahre

 lang soll si
ch Amtsleite

r an

Geld, Münze
n, Schmuck

 und Co. ber
eichert hab

en.

BEZIRK | „Sie hab
en einen

 so

gut bezah
lten Beru

f und ich
 nur

eine Mindestpen
sion. Wissen

Sie, wie 
weh da 2

00 Euro, 
die

fehlen, tu
n?“, fragt

e ein erbo
stes

Opfer den Angeklag
ten. Der

stand we
gen Veru

ntreuung
 vor

Gericht. 
Die Staat

sanwaltsc
haft

warf ihm
 vor, als 

Postamtsleiter

einer Fili
ale in de

r Region 
über

einen Ze
itraum von fas

t drei

Jahren in
 zahlreich

en Fällen
, zu-

mindest zw
eimal wöche

ntlich,

Briefsend
ungen geöffnet 

und

daraus Ba
rgeld, Sch

muckstücke
,

Münzen un
d Gutsche

ine im Ge-

samtwert von
 fast 10.0

00 Euro

gestohlen
 zu haben

.

Der Mann beka
nnte sich

 vor

Gericht u
mfassend sc

huldig: „E
s

tut mir wahnsi
nnig leid

!“ War-

um genau 
er das g

etan hat
,

konnte e
r vor Ger

icht nich
t er-

klären, er
 habe abe

r private 
Sor-

gen geha
bt. „Ich 

weiß wir
klich

nicht, wa
s mir da eing

efallen ist
,

ich bin s
eit 30 Ja

hren bei 
der

Post,“ so 
der Angek

lagte.

Die anwe
senden b

estohlene
n

Opfer zeigt
en ihren 

Unmut vor

Gericht 
offen und auch die

Richterin
 redete d

em Angeklag
-

ten ins Ge
wissen, d

enn „die 
Post

ist eine V
ertrauens

sache und
 Sie

schauen 
einfach i

n die Br
iefe

rein“.
Ertappt w

urde der 
Mann übri-

gens, wei
l in der G

eschäftsst
elle

auffiel, da
ss ungew

öhnlich v
iele

Briefe wie
der zugek

lebt wurd
en.

Daraufhin
 wurden 

präparier
te

Briefsend
ungen ve

rschickt 
und

der Postle
r tappte in

 die Falle.

Der Scha
den wurd

e teilweis
e

von der P
ost und d

er Rest vo
m

Angeklag
ten berei

ts wieder
 gut-

gemacht.

Der Ange
klagte wu

rde – nic
ht

rechtskrä
ftig – zu e

inem Jahr be-

dingt veru
rteilt.

Europäisc
he Rad-T

our

Zukunft der 
Union | EU-G

emeinderat
 Peter Kurri

 organisiert
e einen

Besuch von
 Kommissio

nsvertreter 
Martin Selm

ayr in der S
tadt.

Von Philipp
 Hacker-Wa

lton

WIENER NEU
STADT | In ganz 

Ös-

terreich 
sind Martin Sel

mayr,

Vertreter 
der Europäisc

hen

Kommission in 
Österreich,

 und

Paul Schmidt, Generalse
kretär

der Österreichi
schen Gesell-

schaft für
 Europap

olitik, in 
die-

sen Wochen un
terwegs. S

ie sam-

meln Ideen
, die sie 

in die EU
-

Zukunfts
konferenz

 einbringe
n,

die am 9. Mai gestarte
t wurde.

„Wir möchten m
it so viel

en

Leuten wie möglich ins Ge-

spräch ko
mmen und e

rfahren,

was die M
enschen 

in Bezug 
auf

die EU be
wegt“, so

 Selmayr.

Am Montag machten di
e bei-

den in d
er Stadt 

Station: 
Mit

dem Rad fuh
ren sie v

on Wien

nach Neu
stadt, wo

 sie u.a. 
von

EU-Gemeinderat 
Peter Kurri

(SPÖ) empfangen 
wurden. 

Vor

Bürgerges
prächen b

ei der Würs-

telboutiq
ue Wilczek ga

b es ei-

nen Term
in bei B

ürgermeister

Klaus Sch
neeberger

 (ÖVP). D
a-

bei ging 
es u.a. u

m die Frag
e,

wie das 
Bewusstse

in dafür 
ge-

schärft w
erden kan

n, dass W
ie-

ner Neus
tadt Euro

pa-Stadt 
ist.

Ein konk
retes Erge

bnis: Wie bei

den anderen 
Stadt-Einf

ahrten

sollen au
ch am Eurovelo

 9 Hin-

weistafeln
 montiert w

erden.

Martin Selm
ayr

(3.v.l.) und P
aul

Schmidt (2.v
.r.) ra-

delten von W
ien

nach Neusta
dt, Julia

Marx-Kurri, 
SPÖ-

EU-Gemeind
erat Pe-

ter Kurri und
 SPÖ-

Gemeinderä
tin Eli-

sabeth Wall
ner fuh-

ren ihnen en
tgegen.

Foto: Ha
cker-Wa

lton
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Niederösterreichische Nachrichten

Wer sich an die türkis-blaue
Regierung zurückerinnert, wird
noch wissen, mit welcher Empö-
rung so ziemlich jede meiner
damaligen Asylverschärfungen
als Innenminister kritisiert
wurden. Ein Sturm der Entrüs-
tung brach los, als ich mich,
nachdem ein Asylberechtigter ein
junges Mädchen ermordet hatte,
mit der EU, mit der Judikatur und
mit internationalen Regelungen
anlegte, um endlich einen Para-
digmenwechsel in der Asylpolitik
einzuleiten. Weil mir nämlich die
Österreicher wichtiger waren –
und sind! – als illegale Einwande-
rer und Sozialmigranten.Ich habe damals klar gesagt: „Die

größte Gefahr für den Rechtsstaat
ist, dass er missbraucht und
gegen sich selbst zur Anwendung
gebracht wird, dass man über die
eigenen Gesetze stolpert und
handlungsunfähig ist. Und das ist
die Situation, vor der wir jetzt
stehen: Da brennt das Haus, dort
liegt der Schlauch. Wir wissen
genau, dass wir den Schlauch
nehmen müssen, um das Feuer
zu löschen. Aber dazwischen gibt
es irgendwelche seltsamenrechtlichen Konstruktionen,

teilweise viele, viele Jahre alt,
aus ganz anderen Situationen

heraus entstanden, und die
hindern uns daran, das zu tun,
was notwendig ist.“Heute, nach dem grausamen

Mord an der 13-jährigen Leoni,
mutmaßlich begangen von afgha-
nischen Asylanten, sind Medien
wie Opposition und Regierung
voll der Empörung, wie so etwas
passieren kann. Ich kann ihnen
sagen, warum:Seit dem Endevon Türkis-Blau hat

keiner mehrdiesen Para-digmenwech-sel vorange-trieben, sichmit der EUangelegt undinternationaleRegelungenhinterfragt. Keiner hat der Perver-
tierung des Schutzgedankens den
Kampf angesagt. Keiner hat dem
Missbrauch von Asyl und Men-
schenrechten durch Kriminelle
zulasten unserer Bevölkerung
Einhalt geboten. Aber vieleVerschärfungen im Asylwesen,

die wir umgesetzt hatten, wurden
zurückgenommen. StarkenWorten der Regierung über ein

restriktives Asylsystem folgten

keine Taten. Bis heute nicht.
Wir Freiheitliche haben deshalb
im Parlament einen 10-Punkte-
Plan zur Abwehr von Gewalttaten
durch Asylwerber beziehungswei-
se Asylberechtigte eingebracht.
Entscheiden Sie selbst, ob Sie
diese Punkte für sinnvoll halten:
1. Aussetzen der Asylanträge auf
österreichischem Boden.

2. Maßnahmenzur De-Attrak-tivierung des„Asylstand-orts“ Öster-reich, etwadurch dieWiedereinfüh-rung von
Ausreisezent-ren.

3. Ein klaresBekenntnis
der gesamten Bundesregierung
zu Abschiebungen auch nach
Afghanistan und Syrien und eine
Abschiebungsoffensive insbeson-
dere in diese beiden Staaten.
4. Sofortiger Abbruch der Asyl-
verfahren von straffälligenAsylwerbern bei jeder Form einer

Straftat und sofortige Außerlan-
desbringung.5. Aberkennung des Asylstatus

beziehungsweise sonstiger

Schutztitel bei jeder Form einer
Straftat und sofortige Außerlan-
desbringung.6. Schwerpunktaktionen zur

Überprüfung der Aktualität der
Fluchtgründe von Asylberechtig-
ten.
7. Einführung der Sicherungshaft
für gefährliche Asylwerber.
8. Umsetzung von Rückführungs-
zentren in Drittstaaten.9. Vorstoß Österreichs auf inter-

nationaler Ebene in Richtung
eines Paradigmenwechsels in der
Asyl- und Fremdenpolitik: keine
Asylanträge mehr auf europäi-
schem Boden, außer von Perso-
nen, die aus unmittelbarenNachbarländern stammen.10. Keine Staatsbürgerschaft für

Asylberechtigte.Die ÖVP hat großen Worten keine
Taten folgen lassen und unsere
Initiative abgelehnt. Das ist
entlarvend. Beschämend ist, dass
bei der von uns angeregtenTrauerminute im Parlament für

Leonie und all die anderen Opfer
von Gewalttaten durch Asylwer-
ber beziehungsweise Asylberech-
tigte bis auf die FPÖ-Mandatare
und ein paar SPÖ-Abgeordnete
alle anderen sitzen blieben und
diese Geste der Trauer und des
Respekts verweigert haben.

Eine effektive Asylpolitik geht nur mit der FPÖ

gastkommentar@wienerzeitung.at

Parlament
von Herbert Kickl

Der Autor istKlubobmann der FPÖ.
Jeden Dienstag lesen Siean dieser Stelle denKommentar eines Vertreters

einer Parlamentspartei.

Es mussten erstbrutale Mordepassieren, damitunser Asylsystemhinterfragt wird.

Seit 9. Mai läuft in der gesamten
Europäischen Union die Debatte
über die Zukunft Europas. Sie ist
gerade nach der Pandemie auch
dringend notwendig geworden,
benötigt aber noch eine gehörige
Portion Schwung, um ordentlich
in die Gänge zu kommen. Deswe-
gen haben wir uns entschlossen,
die kommenden Wochen und Mo-
nate per Rad, per Bahn und zu
Fuß klimafreundlich in den öster-
reichischen Bundesländern unter-
wegs zu sein und das Gespräch

über Europa zu suchen.Nach dem gesellschaftlichen
Stillstand der vergangenen Mona-
te braucht es jetzt umso mehr Be-
wegung und insbesondere direkte
Kontakte. Unser Ziel ist es zuzu-
hören, Ideen zu sammeln, ge-
meinsam die richtigen Lehren aus
der Krise zu ziehen und die EU
schlussendlich zu stärken. Als
Teil unserer EU-Zukunftstour or-
ganisieren wir überdies in allen
Bundesländern Meinungsumfra-
gen, um die jeweilige EU-Stim-
mung und die Hauptanliegen der
Bevölkerung auch demoskopisch
noch besser einordnen zu kön-
nen.

Nach Radtouren um den Neu-

siedler See und Abstechern unter
anderem nach Tulln, Krems, Bi-
schofstetten und Wiener Neustadt
stand Ende Juni die erste Lang-
strecke nach Tirol und in die Stei-
ermark an.
Letztlich sind wir alle Europa

In beiden Bundesländern waren
die Aufbruchstimmung, die The-
menvielfalt, die Kritik aber auch
das große Interesse an Europa zu
spüren. Bemerkenswert waren
zudem die Kreativität regionaler
Projekte und das persönliche wie
politische Engagement. Egal ob
auf dem Marktplatz, in Gasthöfen,
an Schulen oder in Dialogen mit
zukünftigen Krankenpflegern,

hoch motivierten Lehrern und
Kunstschaffenden in Graz, an der
Universität Innsbruck, auf den Ti-
roler Almen und Bergen oder am
Grenztisch zwischen steirischen
Weinreben, in Buschenschanken
oder im Brenner-Basistunnel – die
Themenpalette war so bunt wie
die Almwiesen: Sie reichte vom
Transitverkehr über den Klima-
schutz bis zur Rechtsstaatlichkeit,
von Fragen der herausfordernden,
aber zugleich lohnenden grenz-
überschreitenden Zusammenar-
beit bis zur Impfstrategie, von der
Asyl- und Migrationsthematik bis
zu Regionalisierungs-, Nachhaltig-
keits- und landwirtschaftlichen
Förderfragen oder dem regional

unterschiedlichem Umgang mit
dem Wolf.

An Diskussionsstoff mangelt es
jedenfalls nirgendwo und an en-
gagierten Bürgermeistern und Ge-
meinderäten schon gar nicht.
Aber auch das muss gesagt wer-
den: Wenn es in Krisenzeiten für
viele keinen Unterschied macht,
ob Österreich in der EU ist oder
nicht, dann zeigt dies die beson-
dere Verantwortung auch aller re-
gionalen und lokalen Entschei-
dungsträger, im Alltag gelegent-
lich darauf hinzuweisen, dass ein
Forschungsprojekt, eine Almwirt-
schaft, ein Nationalpark, eine
Markthalle, eine Solaranlage oder
ein Schüleraustausch ganz we-
sentlich mit EU-Mitteln zustande
gekommen sind. Denn letztlich
sind wir alle Europa.Wir setzen unsere EU-Zu-

kunftstour durch dieses beeindru-
ckend schöne und ideenreiche
Land erst einmal fort. Und am En-
de fahren wir per Nachtzug von
Wien nach Brüssel – mit einem
Rucksack voller Eindrücke und
gesammelter Erkenntnisse im Ge-
päck, den wir den Spitzen der
EU-Institutionen übergeben wer-
den. Europa ist wie ein Fahrrad –
steht es still, fällt es um. Also,
und ganz im Sinne des ehemali-
gen Kommissionspräsidenten
Jacques Delors, halten wir es in
Bewegung und gestalten gemein-
sam unsere Zukunft.Gute Ideen? Bitte hier entlang:

https://futureu.europa.eu. �

Europa ist wie ein Fahrrad –steht es still, fällt es umEindrücke einer EU-Zukunftstour quer durch Österreich.

Gastkommentarvon Martin Selmayrund Paul Schmidt

Martin Selmayr war von 2014
bis 2018 Kabinettschef von
EU-Kommissionspräsident
Jean-Claude Juncker und
danach Generalsekretär der
EU-Kommission. Seit 2019
leitet er die Vertretung der
EU-Kommission in Österreich.Paul Schmidt ist General-

sekretär der Österreichischen
Gesellschaft für Europapolitik
und koordiniert das EU-Projekt
„WB2EU“ (www.wb2eu.eu).

Zu den Autoren

EU-Vertreter MartinSelmayr (r.) radeltdurch Österreich.Foto: David Giessler
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AUFTAKT    5

Am 12. Oktober waren 20 

Schüler der HLT3A und 

HLT3B der Hofgasteiner 

Tourismusschule auf Exkursion. 

Sie besuchten das Jugendhotel 

Mauser-Mühltaler, das sich im 

Ortskern von Mauterndorf be-

findet. Chef Christian Mauser, 

selbst Absolvent der Hofgas-

teiner Tourismusschule, zeigte 

den Schülern das 1.000 Jahr alte, 

denkmalgeschütze Haus, in dem 

sich früher eine Brauerei befand, 

das er mit seiner Familie in das 

Jugendhotel von heute verwan-

delte. Daher auch die Idee für 

das Mühltaler Bier und der Ne-

benberuf als Braumeister. 

Mit Fleiß zum Familienbetrieb

Dazu erklärte er uns das Kon-

zept, das hinter seinem Betrieb 

steckt. Mit viel Eigenarbeit der 

Kinder, die Selbständigkeit und 

das Arbeiten im Team, ersparen 

sie sich einige Arbeitskräfte und 

können somit die Gäste fast nur 

mit ihrer eigenen Familie versor-

gen. Nach der Besichtigung wur-

de die gesamte Klasse zu einer 

Bierverkostung eingeladen. Zu-

dem verkosteten die Schüler ver-

schiedenste regionale Käsesor-

ten. Nur die wenigsten konnten 

sich eine Harmonie zwischen 

Bier und Käse vorstellen, jedoch 

wurden sie durch die tolle Prä-

sentation und den geschmack-

vollen hausgebrauten Biersor-

ten, eines Besseren belehrt. 

Abschluss in Lessach

Es folgte ein Besuch beim Bau-

ernhof und Bio-Schlachthof 

Tromörthof in Lessach. Dort 

wurden die Schüler über regio-

nale Produkte und über die da-

hintersteckende Veränderung 

der Klimaerwärmung und Wich-

tigkeit der Umwelt informiert. 

Der Betrieb arbeitet mit einigen 

Gastronomiebetrieben zusam-

men und beliefert sie mit ihren 

hochwertigen Fleischstücken. 

Zum krönenden Abschluss der 

Führung und der Exkursion hat 

der begeisterte Landwirt einen 

leckeren Burger mit selbst kre-

ierten Patties zubereitet.

Eine tolle Exkursion mit fach-

kundiger Begleitung der beiden 

Fachlehrer: Claudia Tscherne 

und Franz Winter von der Tou-

rismusschule Bad Hofgastein.

Von unserer Regionautin 

Maria Wiesinger

Christian Mauser stellte das Duett 

aus Käse und Bier vor. Foto: Wiesinger

Tourismusschule auf Exkursion

20 Schüler im Rahmen des fachpraktischen Ausflugs zu Gast im Lungau.

BISCHOFSHOFEN. Zum konstruk-

tiven Austausch trafen sich Bür-

germeister des Regionalverbands 

Pongau und das Team von Europe 

Direct Salzburg Süd bei einem „Eu-

ropa-Frühstück“ in Bischofshofen. 

Zu Gast waren Martin Selmayr, 

Leiter der Vertretung der Europä-

ischen Kommission in Österreich, 

und Paul Schmidt, GF der Österrei-

chischen Gesellschaft für Europa-

politik. Im Zuge dessen enthüllten 

Regionalverbandsvorsitzender 

Peter Brandauer und Professor 

Selmayr (im Bild) das neue Schild 

beim Europe-Direct-Informati-

onszentrum am Bahnhof Bischof-

shofen. Brandauer zeigte sich über 

Besuch der Delegation erfreut und 

betonte die Wichtigkeit dieser Eu-

ropainformationsstelle für den 

ländlichen Raum. 

Foto: Europe Direct Salzburg Süd

Erste Anlaufstelle 

für Europa-Themen
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Steiermark Samstag, 3. Juli 2021

Asien importiert werden muss,ist es laut Rath immer noch auflange Sicht nachhaltiger:„Bambus kann extrem viel CO2speichern, das deckt die Trans-portkosten.“ Und die Ökobi-lanz sei bei einem Holz- stattAluschild in der Produktionpositiver.

Bis zu 400 Tonnen CO2möchte die Asfinag so proJahr einsparen, wenn das Pilot-projekt erfolgreich ist. „Wirevaluieren nun bis Sommer2022, ob die Schilder den Wit-terungen standhalten“, soRath. Sollte alles klappen, willman ab dann auf die Schilderaus Holz setzen. Das würde aufrund 2000 Verkehrsschilderzutreffen, welche die Asfinagim Schnitt jährlich in ganz Ös-terreich austauschen muss.Während die Schilder nungetestet werden, bastelt Rathschon an den nächsten Ideen.Eigentlich ist der 37-jährigeProjekt- und Produktmanagerder Asfinag für die Weiterent-wicklung der Videodetektionzuständig, um Geisterfahrer,Langsamfahrer oder Stausrechtzeitig zu erkennen. Aberauch Lärmschutz interessiertihn. „Wir arbeiten gerade an ei-nem Prototyp mit speziellenMaterialien, wie wir das Prin-zip von Noice-Canceling-Kopfhörern auf Lärmschutz-wände übertragen können“,erzählt der Wiener, dessenWurzeln im steirischen Fürs-tenfeld liegen.

Die Affinität zur Technikhatte er schon als Kind. Mit12 Jahren besaß er seinen ers-ten Computer. In seiner Frei-zeit geht er gerne laufen, Fuß-ball spielen oder wandern:„Die besten Ideen kommen mirauch gerade dann, wenn ichnicht darüber nachdenke.“

Auf dem richtigen HolzwegAsfinag-Mitarbeiter Peter Rath (37) hatte die Idee zu Verkehrsschildern aus Holz.
Nunwerden diese in einem Pilotprojekt getestet.Von Verena Schaupp

kehrsschilder aus Holz wur-den kürzlich montiert – 29 inder Steiermark auf der A 2beim Rastplatz Hainersdorfnahe Bad Blumau sowie achtTafeln in Tirol auf der A 12 beiImst. Sie sind aus Bambus,die Steher aus Kiefernholz.Obwohl das Material aus

Stopp. Wer beim Autofahrenanhält und auf ein Ver-kehrsschild blickt, blickt auchauf Aluminium. Aus diesemMaterial sind die Tafeln meistgefertigt. Die Asfinag will dasnun ändern und Autofahrer aufden Holzweg führen. Denndank der Idee von Asfinag-Mitarbeiter Peter Rath werdenin einem Pilotprojekt Ver-kehrsschilder aus Holz getes-tet. Das Ziel: CO2 einsparen.„Ich interessiere mich für In-novationen, mir fällt ständigetwas ein. Ich habe die Idee beiunserem jährlichen Innovati-onstag im Betrieb eingereicht.Jetzt wird sie umgesetzt.Es ist schön, wenn wert-geschätzt wird, was Mit-arbeiter einbringen“, sagtRath. Die ersten Ver-

STEIRER DES TAGES

Im Vergleich allerBundesländer sinddie Steirerinnen undSteirer am zufrie-densten mit der
Europäischen Union.

Von Katrin Schwarz

N icht in schwarzer Limou-sine und Anzug, sondernper Fahrrad und in Rad-lerhosen kurvten Martin Sel-mayr, Vertreter der EU-Kom-mission in Österreich, und PaulSchmid, Generalsekretär derGesellschaft für Europapolitik,diese Woche bewusst klima-freundlich durch die Steier-mark. Das Ziel der Tour? Erwar-tungen und Wünsche der Stei-rerinnen und Steirer abzuholen,denn das Image der Europäi-schen Union hat durch die Co-rona-Pandemie stark gelitten.Lediglich 34 Prozent der Ös-terreicherinnen und Österrei-cher und damit 14 Prozent weni-ger als im EU-Schnitt beurteilendie EU positiv. „Österreich istkritisch, aber es ist vollkommenaußer Frage, dass die EU-Mit-gliedschaft als solche positivgesehen wird. Es gibt eine Kri-tik im Hinblick auf die Funkti-onsweise der EU, da erwartetman sich mehr“, erklärt Schmid.

Peter Rath, geb. 1984 inWien,durchseinenPapa (einFürsten-felder) hat er steirischeWur-zeln. BesuchteeineFachschulefür IT-Technik, holte die HTLnach und studierte „Manage-ment und IT“. Projekt- und Pro-duktmanager bei der Asfinag,wo er seit 2009 angestellt ist.

Zur Person

Peter Rathmit
dem von ihm
entwickelten
Verkehrszei-
chen aus Holz,
das in einem
Pilotprojekt
getestet wird
ASFINAG

Quelle: EU-Kommission, Zukunftsfonds,Österreichiche Gesellschaft für EU-Politik

Bis ins Frühjahr 2022 läuft dieDebatte über die ZukunftEuropas. Eine Meinungsumfrageerfasste das Stimmungsbild derSteirerinnen und Steirer zur EU.

EU-Zukunftsdebatte

Prozentwollen sich an einerumfassenden Debatte über dieZukunft der EU beteiligen. Abernur, wenn diese Debatten zukonkreten Ergebnissen führen.

45

Prozentwollen sich auf alleFälle einbringen und wünschensich viel mehr solcher Debattenüber die Richtung Europas.

33
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AUFWECKER

Katrin Schwarzkatrin.schwarz@kleinezeitung.at

Europaregional
mehr spüren
Die Mehrheit der Steirerin-nen und Steirer (43 Pro-zent) bemerkt laut einer ak-tuellen Studie von der EU-Mitgliedschaft vor allem Po-sitives. Bei 19 Prozent über-wiegtdasNegativeundfür39Prozent macht es keinen Un-terschied für die Steiermark,ob Österreich Mitglied derEU ist oder nicht. 39 Prozentsind dann doch viele.
Also, was haben wir vonEuropa? Freiheit und Friedenzum Beispiel. Aber die Sachemit der Freiheit und demFrieden ist wie jene mit derGesundheit. Wenn es nichtmehr ganz so rund läuft,merkt man, was man hatte.Das zeigt sich auch jetzt inder Pandemie.

Die Steiermark ist mit ei-nerForschungsquotevonrund 5 Prozent der Wirt-schaftsleistung unter denführenden Regionen in Euro-pa. EU-Gelder fließen innamhafte Projekte. Aberauch regional fließen EU-Mittel inGemeindehallenbishin zu Solaranlagen.
Studierende haben mitErasmus+ die Chance, über-all in Europa zu studieren,EU-Bürger können wohnenund arbeiten, wo auch immersie in Europa wollen, keineRoaming-Gebührenundeinegemeinsame Währung in 19Mitgliedsstaaten.

Kritik ist erlaubt, Verbes-serungspotenzial ist da: Ent-scheidungen dauern zu lange– oft fehlt es an einheitlichenLinien. Aber die gelebte Ideevon Europa macht in vielenBelangen einen Unterschied.

Drei Viertel der Steirerwollen EU mitgestalten
ler. Die Steiermark ist aber inder Forschung, dem wichtigs-ten Bereich, in dem sie EU-Gel-der bezieht, Nettogewinner.“Der Forschungsbereich sei eingroßer Multiplikator: „Da fliegtplötzlich ein Helikopter aufdem Mars und da steht auchGrazer Technologie dahinter.Das wird weltweit gesehen undUnternehmen investieren indiese Zukunfts- und Klimatech-nologien.“ 43 Prozent der Stei-rerinnen und Steirer geben an,dass sie vor allem Positives vonder EU-Mitgliedschaft merken,19 Prozent bemerken vor allemNegatives und 39 Prozent sagen,„es macht keinen Unterschiedfür die Steiermark, ob Öster-reich Mitglied der EU ist“. „Eswerden zu wenig die Geschich-ten darüber erzählt, wo Europadrin steckt und inwieweit dieSteiermark profitiert“, meintSchmidt. Bei den prioritärenThemen rangieren laut StudieFlüchtlingspolitik, Klimawan-del, Eindämmung der Pandemieund die soziale Frage ganz oben.

siert“, 21 Prozent sogar „sehr“(siehe Grafik). Drei Viertel derSteirerinnen und Steirer wollensich an der Debatte über die Zu-kunft der EU beteiligen, derGroßteil aber nur, wenn dieseauch zu konkreten Ergebnissenführt.
Das größte Vertrauen genie-ßen politische Entscheidungs-träger auf regionaler Ebene, de-nen aber auch eine europapoli-tische Verantwortung zukom-me. „Wenn die regionale Ebenebeim EU-Bashing mitmacht,dann ist das besonders fatal“,mahnt Martin Selmayr. „Öster-reich sieht sich oft als Nettozah-

Im Bundesländervergleichzeigen sich die Steirerinnen undSteirer mit der EU zufriedenerals andere Bundesländer, wiedie brandaktuelle Umfrage derÖGfE und der EuropäischenKommission zeigt. „Die Steier-mark macht viel in der Europa-kommunikation, das zeigt sichauch. Es gibt eine Europastrate-gie, es gibt engagierte Lehrerin-nen und Lehrer, vier EU-Abge-ordnete, das Rederecht der EU-Abgeordneten im Landtag unddie EU-Gemeinderäte“, erläu-tert Schmidt. 54 Prozent der Be-fragten sind an den Vorgängenund Ereignissen „eher interes-

Paul Schmid
(Gesellschaft
für Europapoli-
tik) undMartin
Selmayr (Ver-
treter der EU-
Kommission in
Österreich)
sammeln Ide-
en für Europa
STEFAN PAJMAN

Umfrage market, online, 8. – 20. Juni 2021, n=600. Steirische Bevölkerung 16 bis 79 Jahre. Repräsentativ für Alter, Geschlecht, Region

und Bildung. Maximale statistische Schwankungsbreite: +/- 4,1 Prozent. Differenz auf 100 Prozent aufgrund gerundeter Werte.

Wie interessiert sind Siegenerell an Vorgängen undEreignissen in der EU und inder europäischen Politik?

Bei politischen Entscheidungen,die meine Zukunft betreffen,habe ich das größte Vertrauenin die Entscheidungsträger ...sehr
interessiert

... auf regionaler
Ebene in der
Steiermark

... auf Bundes-
ebene in Wien

... in den
EU-Institutionen

eher
interessiert

eher nicht interessiert
gar nicht interessiert

Weiß nicht/
Keine Angabe

Merken Sie hier in der
Steiermark etwas von derMitgliedschaft Österreichsin der EU?

Ja, und zwar
vor allem
Positives.

Ja, und zwar
vor allem
Negatives.

Nein, es macht
keinen Unterschied
für die Steiermark

21%

48%

18%

11%
23%

43%

19%

39%

54%

18%6%

Weiß nicht/Keine Angabe
1%
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Meinung der Vorarlberger zur      EU erforscht

die EU kritischer sehen, treten 

sie stärker für eine einheitliche 

Asyl- und Migrationspolitik ein. 

Deutlich ist auch der Unter-

schied bei der lokalen 

Identität: Während 

die Hälfte der Über-

50-Jährigen für ei-

ne stärkere Rolle 

der EU-Regionen  

eintritt, sind es bei 

den 16- bis 29-Jäh-

rigen nur 24 Prozent.

Die Europa-Abgeord-

nete Gamon freut sich, dass 

nun Zahlen über die EU-Einstel-

lungen in Vorarlberg vorliegen. 

Ansonsten habe man darüber 

oft nur spekulieren können. 

Man sehe, dass es mit der EU 

„eine gewisse Reibungsfläche 

gibt, die aber auch konstruktiv 

sein kann“. Als Grenzregion sei 

Vorarlberg stark in die Freihei-

ten der EU eingebettet. Im Zu-

kunftsprozess gehe es nun vor 

allem um die Frage: „Was kann 

man denn bei aller Kritik he-

rausholen aus der Europäischen 

Union?“

Sorge um den Rechtsstaat. Auf 

die Herausforderungen ange-

sprochen, der sich die EU nach 

Urteilen des deutschen Bun-

desverfassungsgerichtes und 

des polnischen Verfassungsge-

richtes ausgesetzt sieht, betont 

Selmayr die Gefahr dieser Ent-

wicklungen. Er sei bis in die 

tiefsten Täler auf die Angriffe 

auf den europäischen Rechts-

staat angesprochen worden.  Die 

EU sei „nicht durch das Recht 

des Stärkeren, sondern durch 

die Stärke des Rechts geschaffen 

worden“. 
Wenn einzelne Staaten nun 

damit begännen, Entschei-

dungen des Europä-

ischen Gerichtshofes 

(EuGH) nicht mehr 

zu befolgen, „funk-

tioniert die EU 

in einigen Jahren 

nicht mehr“. Sel-

mayr wollte die 

sogenannte Ultra-

vires-Entscheidung des 

deutschen Höchstgerichts, 

in dem dieses dem EuGH un-

terstellt hatte, ein rechtswid-

riges Urteil gefällt zu haben, 

dennoch anders bewertet sehen, 

als die Entwicklungen in Polen 

und Ungarn. Hier habe sich die 

deutsche Politik eindeutig hin-

ter die europäische Rechtsord-

nung gestellt, dort gebe es sys-

tematische Angriffe. In Ungarn 

würden Richter, die dem EuGH 

Rechtsfragen vorlegten, bestraft 

oder sogar des Amtes enthoben. 

„Das geht uns alle an“, so der 

Kommissionsvertreter.

Nationalrat fordert 

Evaluierung zu S 18 

Unverbindlicher Antrag von ÖVP und Grünen fordert Ver-

kehrsministerin Gewessler auf, Alternativen zu prüfen.

VORARLBERG

Vorarlbergs umstrittenstes 

Verkehrsprojekt gerate 

wieder einmal ins Wanken, 

meldete die APA am Montag. 

Ganz so dramatisch stellte 

sich die Lage rund um die seit 

Jahren diskutierte Bodensee-

schnellstraße S 18 jedoch nicht 

dar. Zwar hat der Nationalrat 

mit den Stimmen der Koalition 

einen Antrag unterstützt, der 

von Verkehrsministerin Leono-

re Gewessler (Grüne) eine Prü-

fung zur S 18 fordert, allerdings 

vorerst ohne unmittelbare Fol-

gen. Als Alternative soll jene 

Tunnelverbindung zwischen 

der Schweizer N 13 und der 

A 14 bei Hohenems-Diepold-

sau erörtert werden, die von 

Schweizer Seite kürzlich ins 

Spiel gebracht worden war.

Laut Hermann Weratschnig 

(Grüne) sei das 3,5-Kilometer-

Teilstück, das zuletzt in einer 

Machbarkeitsstudie des Kan-

tons St. Gallen geprüft wurde, 

deutlich kürzer als die S 18 und 

auch schneller umsetzbar. Die 

geplante 8,5 Kilometer lange 

Verbindungsstraße kostet rund 

1,5 Milliarden Euro und benö-

tigt etwa 20 Jahre Bauzeit. Der 

Tunnel könnte laut Studie in 

sechs Jahren umgesetzt wer-

den. „Dieses Tunnelprojekt 

wäre eine rein regionale Ver-

kehrslösung und kann zu kei-

nem Zeitpunkt als Ersatz für 

das S-18-Projekt herangezogen 

werden“, bleibt Verkehrslan-

desrat Mario Tittler kritisch.

Landeshauptmann Markus 

Wallner (ÖVP) und mit ihm 

die Vorarlberger Volkspartei 

stehen einer Evaluierung be-

kanntlich kritisch 

gegenüber. Zuletzt 

hatte er „null Ver-

ständnis“ dafür 

gezeigt, dass das 

S-18-Projekt noch 

einmal evaluiert 

werden soll. Das 

Vorarlberger Mit-

glied des Bundes-

rates Christine 

Schwarz-Fuchs 

(ÖVP) hatte ver-

gangene Woche in der Länder-

kammer einem Oppositionsan-

trag zu den Straßenprojekten 

mit einem Ausscheren aus der 

Koalitionslinie sogar zu einer 

Mehrheit verholfen. In diesem 

wurden ein Ende der Evalu-

ierung aller Asfinag-Projekte 

und „angesichts der drama-

tischen Situation für die be-

troffenen Bürgerinnen und 

Bürger dringende Schritte zur 

Beschleunigung der Umset-

zung der im Bundesstraßenge-

setz festgelegten Projekte auf 

Autobahnen und Schnellstra-

ßen“ gefordert.

Die Lustenauer Neos gra-

tulierten Schwarz-Fuchs um-

gehend zum Stimmverhalten, 

obwohl der einzige pinke 

Mandatar im Bundesrat, Karl-

Arthur Arlamovsky, dagegen 

gestimmt hatte. „Der sinnlosen 

Verzögerung durch Ministerin 

Gewessler wurde durch den 

Bundesrat eine Absage erteilt“, 

hieß es von Mathias Schwab-

egger, Neos-Fraktionsobmann 

im Lustenauer Rathaus. Die 

Absage hatte allerdings rein 

symbolischen Charakter. Beim 

angenommenen Entschlie-

ßungsantrag handelt es sich 

um eine Aufforderung an die 

Ministerin, die keine rechtliche 

Wirkung hat und diese auch 

nicht bindet. Ebenso unver-

bindlich ist die heute gefasste 

Entschließung des National-

rates, weswegen sich der Zorn 

der Landespolitik wohl auch 

bisher in Grenzen hält.

Eng wird es für die Pläne, 

sollten die Pläne der Koalition 

in Wien über parlamentarische 

Symbolpolitik hi-

nausgehen. Doch 

auch die beiden 

Vorarlberger ÖVP-

Mandatare stimm-

ten laut APA dem 

Antrag zu, auch 

wenn sie sich als 

Letzte und sichtlich 

schweren Herzens 

erhoben hätten.
Moritz Moser 

moritz.moser@neue.at
Leonore Gewessler.

 
JÄGER

Martin Selmayr reiste mit dem 

Fahrrad an.
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Von Moritz Moser

moritz.moser@neue.at

W
enn einer der vormals 

mächtigsten EU-Beam-

ten durch Vorarlberg 

radelt, kann es sich nur um ei-

nen Urlaubsausflug oder eine 

Werbeaktion handeln. Im Fall 

von Martin Selmayr, dem ehe-

maligen Büroleiter von Ex-Kom-

missionspräsident Jean-Claude 

Juncker, Generalsekretär und 

nunmehr Vertreter der Europä-

sichen Kommission in Ös-

terreich, trifft Letzteres 

zu. Er tourt den Som-

mer über durch die 

Bundesländer, um 

mit der Lokalpoli-

tik, aber auch mit 

einfachen Bürgern 

über die Zukunft 

Europas zu sprechen. 

Die Kommission hat da-

zu eine einjährige Zukunfts-

konferenz ausgerufen. Selmayr 

lobt in diesem Zusammenhang 

den Einsatz von Europaministe-

rin Karoline Edtstadler (ÖVP) 

und der Vorarlberger Europa-

Abgeordneten Claudia Gamon 

(Neos). Ziel der Aktion ist eine 

stärkere Einbindung der Bürger. 

Europa brauche „mehr Mutaus-

brüche und weniger Wutausbrü-

che“, konstatierte Selmayr und 

bezog sich damit auf das Motto 

der gescheiterten Dornbirner 

Bewerbung als Kulturhaupt-

stadt Europas. Dornbirn habe 

dadurch viele Kontakte im EU-

Bereich knüpfen können, die 

nun als positiver Effekt erhalten 

blieben, freute sich Bürgermeis-

terin Andrea Kaufmann (ÖVP), 

die auch EU-Gemeinderätin ist. 

Meinungsumfrage. Um die Mei-

nung der Vorarlberger zu EU-

Themen besser einschätzen zu 

können, wurde beim Market-

Institut eine Umfrage in Auf-

trag gegeben. Demnach ist die 

Einstellung der Vorarlberger 

zur EU deutlich besser als 

im Bundesländerver-

gleich. Immerhin 

53 Prozent sind 

für mehr gemein-

sames Handeln 

auf europäischer 

Ebene. 
Gleichzeitig 

schenken 58 Pro-

zent der Vorarlberger 

der regionalen politischen 

Ebene das größte Vertrauen, die 

Bundes- und die Europapolitik 

folgen mit elf beziehungsweise 

neun Prozent. Das Vertrauen in 

regionale Entscheidungsträger 

und Institutionen sei überall am 

größten, erklärt Paul Schmidt, 

Generalsekretär der Österreichi-

schen Gesellschaft für Europa-

politik. Vorarlberg hebt sich von 

den anderen Ländern mit einem 

sieben bis zehn Prozent höheren 

Wert aber noch einmal ab. 

Unterschiede nach Bildung. Das 

Interesse an der EU und die Be-

reitschaft, sich in die Debatte 

einzubringen, steigt mit dem Bil-

dungsgrad. Allerdings zeigt sich 

auch, dass Menschen mit Pflicht-

schulabschluss häufiger Vorteile 

in der EU-Mitgliedschaft sehen, 

als solche, die über einen Lehr-

abschluss verfügen. Bei solchen 

mit Matura oder Studienab-

schluss ist das Vertrauen in die 

EU schon seit jeher hoch. 

Mit früheren Umfragen deckt 

sich das geringere Interes-

se von Frauen an EU-Themen. 

Allerdings priorisieren sie das 

Thema Klima- und Umwelt-

schutz mit 65 Prozent deutlich 

stärker als Männer mit 52 Pro-

zent. Während ältere Menschen 

Die Bürger der EU 

sollen deren Zukunft 

mitgestalten. Dazu 

wurden nun auch die 

Vorarlberger befragt.

Meinung der Vorarlberger zur      EU erforschtVorarlberg
Dienstag, 20. Juli 2021, Seite 12
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Ist die EU-Mitgliedschaft für Österreich in 

Pandemiezeiten eher ein Vor - oder Nachteil?

37%37%
0 20 40 60 80 100

Klima- und UmweltschutzKluft zwischen Arm und Reich verringernEinheitliche EU-Migrations- und AsylpolitikEindämmung der Pandemie und ihrer FolgenRolle der Regionen in der EU stärken
Globale Rolle der EU stärken

Welche Priorität haben diese Themen für die 

Vorarlberger?

hohe Priorität mittlere Priorität niedrige Priorität weiß nicht/kA

GRAFIK: NEUE, QUELLE: MARKET, N=600

Bürgermeisterin Andrea Kaufmann, 

EU-Kommissionsvertreter Martin Sel-

mayr, Claudia Gamon (MEP) und ÖGfE-

Generalsekretär Paul Schmidt (v.l.). MATHIS 

(4)
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BURGENLAND§ John Petschinger bei „2 Minuten, 2 Millionen“§Maler aus dem SüdburgenlandKünstler zieht das große Los
John Petschinger aus Bad Tatzmanns-
dorf konnte mit seiner Malerei bei der
PULS-4-TV-Show „2 Minuten, 2 Mil-
lionen“ überzeugen. Nun möchte er die
Kunstszene mit Investor Florian
Gschwandtner aufmischen.Mit Acrylfarbe und Kunst-harz verleiht John Petschin-ger Metallplatten Ausdruck,wobei sich sein blumigesMarkenzeichen durch allseine Werke zieht. Der 26-Jährige aus Bad Tatzmanns-dorf verkauft seine Unikateum 2000 bis 15.000 Euro.Besonders sein digitaler Zu-gang auf Social Media revo-lutionierte dabei die Kunst-szene: Seine Malereien sindmittlerweile in ganz Europagefragt.

Doch Petschinger wolltenoch einen Schritt weiter ge-

hen: Er versuchte sein Glückbei der TV-Show „2 Minu-ten, 2 Millionen“ und hoffteauf ein Investment, um seineKarriere voranzutreiben.Und sein Pitch überzeugte

gleich zwei der Juroren, da-runter auch seinen FavoritenFlorian Gschwandtner.„Mit dem Know-how vonFlorian möchte ich meinenOnline-Auftritt noch weiter

ausbauen. Es freut mich, wiegut meine Kunst bei den In-vestoren ankam: Tatsäch-lich habe ich alle Werkenoch vor Ort verkauft“, freutsich Petschinger. B. Nastl

Burgenländer sehen Migration, Corona und Klima als zentrale Probleme der Zukunft
Jeder Zweite ist gern Teil der EU

Veränderungen durch dieEU-Mitgliedschaft wahr,dennoch wünschen sich fastebenso viele hin und wiedermehr nationale Unabhän-gigkeit. Rund 60 Prozentder Befragten sehen in denFolgen der Pandemie, derMigration sowie im Klima-schutz die größten Heraus-forderungen der Zeit, wel-chen sich die EU am drin-gendsten widmenmüsse. BN

und Sorgen der Burgenlän-der hinsichtlich der Zukunftvon Europa. Diese spiegelnsich in der Umfrage wider,welche Selmayr undSchmidt gemeinsam mitLandeshauptmannHans Pe-ter Doskozil und Landtags-präsidentin Verena Dunstpräsentiert und diskutierthaben.
Jeder zweite Burgenlän-der nimmt demnach positive

Im Österreichvergleich zeigen Burgenländer die höchs-

te EU-Akzeptanz. Außerdem ordnen sie der Migration,

der Pandemie sowie dem Klimaschutz die höchste Prio-

rität zu: Das geht aus einer Studie hervor, welche Lan-

deshauptmann Hans Peter Doskozil und Landtagsprä-

sidentin Verena Dunst nun präsentierten.
sekretär der Österreichi-schen Gesellschaft für Euro-papolitik, am Mittwoch mitdem Rad in Eisenstadt ange-kommen. Im Zentrum stan-den dabei die Erwartungen

Auf ihrer „EU-Zukunfts-tour“ durch alle neun Bun-desländer sind Martin Sel-mayr, Vertreter der EU-Kommission in Österreich,und Paul Schmidt, General-

Einstimmig für denUmweltschutz

Der Gemeinderat der Stadtgemeinde Neusiedl am

See denkt umweltbewusst. Der Bau eines vierten

Kindergartens ist nötig, wichtig ist den Gemeinde-

vertretern aber, dass das Gebäude möglichst klima-

neutral gebaut und dann auch so effizient wie mög-

lich betrieben wird.

Vierter Kindergartenwird „klimaaktiv“

DerKindergarten,der sichderzeit im Bau befindet,wirdandieFernwärmederGemeinde angeschlossenundmit einer Lüftungsan-lage mit Wärmerückge-winnung ausgestattet.Dieser Punkt auf der Ta-gesordnung, von der ÖVPeingebracht, wie Vizebür-germeister Thomas Halb-ritter stolz via soziale Me-dien feststellte, wurde vonallen imGemeinderat ver-

tretenen Fraktionen ein-stimmig mitgetragen.Man strebt außerdem eine„klimaaktiv“-Zertifizie-rung des Bundes an. „Wirsetzen so gut wie möglichauf alternativeEnergiefor-men“, erklärt Bürgermeis-terin Lisa Böhm. „Fern-wärme, Fotovoltaikanla-gen und Wohnraumlüf-tung sollen einen geringenRessourcenverbrauch ge-währleisten.“

Bei seinemPitch in derShow nahmJohn eine Rei-he von Kunst-werkenmit,wobei er alldiese noch imTV-Studioverkaufte.
Seine bunten Kunstwerke fertigt John zu Hause imAtelier an

Beim Pressetermin wurden aktuelle EU-Themen besprochen

Selmayr (re.) und Schmidt (li.) sind mit dem Rad angereist
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Persönliches Exemplar für AOM-Benutzer eukomm-dimitrova - (C) APA-DeFacto GmbH. Alle Rechte vorbehalten.

Kronen Zeitung
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163Mio. € im EuropotZahlen ohne Gewähr

0 × 5+2 à € 144.513.198,704 × 5+1 à € 225.472,901 × 5+0 à € 210.786,9047 × 4+2 à € 1.396,90964 × 4+1 à € 125,402.467 × 3+2 à € 51,802.137 × 4+0 à € 42,0037.666 × 2+2 à € 11,9049.107 × 3+1 à € 10,20103.133 × 3+0 à € 9,00188.980 × 1+2 à € 5,90725.287 × 2+1 à € 4,901.518.558 × 2+0 à € 3,70
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VIELE GEWINN-MÖGLICHKEITEN!
Nur auf:

KURIER.at/gewinnspiele

Aus den Bezirken
Buben bei Derbysexuell belästigtPinkafeld. AmWochenendekam es beimDerby zwischenPinkafeld undOberwart amSportplatz in Pinkafeld zueiner sexuellen Belästigung.Ein Unbekannter hatte zweiBuben Geld geboten, wennsie ihre Hosen ausziehen. DieKinder liefen davon underzählten ihren Eltern davon.Sofort hätten sich zahlreicheMatchbesucher auf dieSuche nach demVerdäch-tigen gemacht und auch diePolizei gerufen. Die Landes-polizeidirektion Burgenlandbestätigt den Vorfall, „dieErmittlungen in der Sachesind noch im Laufen“, erklärtPolizeisprecher HelmutMar-ban.

Ars Docendi Preisfür Michael RoitherFH Burgenland. Jährlich ver-gibt das Bundesministeriumfür Bildung,Wissenschaftund Forschung den Staats-preis für exzellente Lehre anÖsterreichs öffentlichen Uni-versitäten, Fachhochschulen,Privatuniversitäten undPädagogischenHochschu-len. Erstmals erhielt ein Leh-render der FH Burgenlandeine der renommierten Aus-zeichnungen.Michael Roit-her ist promovierter Kom-munikationswissenschafterund leitet denMasterstu-diengang DigitaleMedienund Kommunikation und istgleichzeitig Vizerektor fürInternationales der FH Bur-genland.

Fahrräder gefunden,Besitzer gesuchtBezirk Eisenstadt. AmSonn-tagabend gegen 19 Uhr wur-den in St. Georgen zwei Fahr-räder gefunden, die rund100Meter hinter demGebäude der Feuerwehr aneiner Nebenfahrbahn abge-stellt waren. Das weißeDamenrad (Marke Scirocco)und das schwarze Herrenrad(Marke Genesis) werden zurweiteren Abklärung in derPolizeiinspektion Eisenstadtverwahrt. Eventuelle Dieb-stahlsopfer können sichmitder Dienststelle unter derTelefonnummer³ 059/ 1331581 in Verbindung setzen.
NAMENSTAG, 30. 9.Hieronymus, Urs, Victor

100 Prozent Bio für die KinderKlingenbach. Ein erster Meilenstein in der vom Land ausge-

rufenen Biowende ist geschafft. Klingenbach ist die erste

Gemeinde, die die Versorgung des Kindergartens und der

Volksschule zu 100 Prozent auf biologische Lebensmittel

umgestellt hat. Pro Tag werden 90 Portionen in der eige-

nen Küche zubereitet. Die Rückmeldungen sind positiv.
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2020 mehr als 214.000 Anrufe in der Service-Line registriert
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Mobiles Impfteam im Designer Outlet / 47 Neuinfektionen
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Organisation im Burgenland im Aufbau

THOMAS OROVITS

Zivilschutzalarm am SamstagSirenenprobe. Wenn am Samstag um Punkt 12 Uhr der alljähr-

liche Zivilschutzalarm ertönt, handelt es sich nur um eine Übung.

Einmal pro Jahr werden alle Sirenen des Landes getestet und
gleichzeitig sollen die Bürger mit den Signalen vertraut werden.

REINHARD VOGEL

Siebente Auflage von „Gmoa und more“
Bildung. Vernetzung, Ideenaustausch und jede Menge Wissen

rund um die Kommunalpolitik – all das gibt es bei der vom
Renner Institut, Gemeindevertreterverband und SJ Burgenland

organisieren Akademie „Gmoa and more“ – Start am 7. Oktober.
SJ BURGENLAND

Arbeitsmarkt. In der Eisen-städter Industriestraße wur-de am Mittwoch ein neuesCallcenter des AMS Burgen-land eröffnet. Aufgrund derwachsenden Mitarbeiterzahlund akuten Platzmangels imLandesbüro sei die Schaf-fung eines neuen Standortsfür die Service-Line unab-dingbar geworden, betontenHerbert Buchinger, Vorstanddes AMS Österreich, undAMS-Landesgeschäftsführe-rin Helene Sengstbratl. Zuden ersten Gratulanten ge-hörten Soziallandesrat Leon-hard Schneemann und Bür-germeister Thomas Steiner.In den angemieteten Büro-räumen finden 18 Mitarbei-ter Platz.

Neues Callcenter des AMS Burgenlandmit 18 Mitarbeitern in Eisenstadt bezogen

Wer die Servicenummer050904140 wählt, erhältAntworten u. a. zu Leistungs-bezug, eAMS-Konto, Bewer-bungen oder Terminen.2004 startete das Servicemit fünf Mitarbeitern, heutesind es 18. Im Jahr 2020wur-denmehr als 214.000 Anrufe

gezählt. Heuer wurden vonJänner bis August im Call-center mehr als 93.000 Anru-fe entgegengenommen, da-von konnten 83,5 Prozenterledigt werden undmusstennicht mehr an die regionalenGeschäftsstellen weiter-verbundenwerden.

Coronavirus. Knapp 210.000Burgenländerinnen und Bur-genländer waren per StandMittwoch zumindest einmalgeimpft, fast 200.000 bereitszweimal. Bis Anfang Oktoberwerden wohl noch einige da-zu kommen. Dafür sorgenauch Angebote wie jenesvom Designer Outlet Parn-dorf in Kooperation mit demLand.
An den ersten beidenDienstagen im kommendenMontag, also am 5. und am12. Oktober (jeweils von 9bis 18 Uhr), können sich dieBesucher vor Ort impfen las-sen. Eine Anmeldung ist da-für nicht notwendig, mitzu-bringen sind lediglich die E-Card, ein Lichtbildausweis

Shoppen und Impfen ohne Anmeldung in
Parndorf: Prognose sieht sinkende Zahlen

und – wenn vorhanden – derImpfpass. Verabreicht wirdder Impfstoff von John-son & Johnson. Bei diesemVakzin reicht bereits einStich aus, um voll immuni-siert zu sein.
Die aktuelle LageDass sich eine hohe Impfquo-te positiv auf den Verlauf derInfektionskurven auswirkt,zeigt eine aktuelle Covid-Prognose. Die geht nämlichfür das Burgenland, wo be-reits 68,1 Prozent der impf-baren Bevölkerung vollim-munisiert sind, von einemleichten Rückgang der Neu-infektionen aus. Die derzeitbei 66,2 liegende Sieben-Ta-ges-Inzidenz dürfte bis kom-

menden Mittwoch nämlichauf 59 sinken. In Oberöster-reich hingegen, wo die (voll-immunisierte) Impfquotenur bei 55,5 Prozent liegt,soll dieser Indikator lautPrognosen in Richtung 200steigen.
Von Dienstag auf Mitt-woch wurden im Burgenland47 Neuinfektionen regist-riert, aktuell sind 332 Perso-nen mit dem Coronavirus in-fiziert. 18 Personen wurdenamMittwoch in Krankenhäu-sern behandelt, vier davonintensivmedizinisch. 710Personen, das sind um 40mehr als am Dienstag, befan-den sich in behördlich ange-ordneter, häuslicher Quaran-täne.

Das große Geld ist gekommen,große Lösungen fehlen noch
Burgenland und EU. 5,2 Milliarden Euro investiert, nur 47 Prozent positiv gestimmt

VON THOMAS OROVITS
2018wanderte Paul Schmidtvon der Österreichischen Ge-sellschaft für Europapolitik(ÖGfE) mit anderen auf den884 Meter hohen Geschrie-benstein, um bei „Gipfel-gesprächen“ guten Wind fürdie Europäische Union zumachen. Drei Jahre später istSchmidt wieder im Burgen-land, diesmal geht’s nichthoch hinauf, sondern weitherum. Schmidt und MartinSelmayr, Leiter der Vertre-tung der Europäischen Kom-mission in Österreich, radel-ten drei Tage durchs Burgen-land und plauderten mitUnternehmern, Bauern undSchülern. Im Gepäck hattendie EU-Radler eine Umfrageunter 600 Burgenländern.Ein Ergebnis: Auf die Fra-ge, ob im Burgenland etwasvon der EU-MitgliedschaftÖsterreichs zu merken sei,

antworten 47 Prozent mit„Ja, und zwar vor allem Posi-tives“, 17 Prozent sagen „Ja,vor allem Negatives“ und für36 Prozent „macht es keinenUnterschied für das Burgen-land“, ob Österreich EU-Mit-glied ist oder nicht.
Viel Geld, wenig DankZwar sind Zustimmung undAblehnung im Bundeslän-dervergleich im Burgenlandam höchsten beziehungswei-se niedrigsten, aber ange-sichts der Förderungen seit1995 verwundern die Zahlendennoch. 164.000 Projektewurden seither umgesetztund durch EU-Anschub-finanzierung 5,2 MilliardenEuro investiert, so Selmayr.Womöglich werden dieVorteile der EU mittlerweileschon „als selbstverständ-lich“ hingenommen, ver-suchte ÖGfE-Generalsekre-tär Schmidt eine Erklärung.

Eine andere steuerte Lan-deshauptmann Hans PeterDoskozil bei: „Die Burgen-länder erwarten sich von derEU große Lösungen“, beiMigration und Sicherheit,aber auch beim Ausgleichvon wirtschafts- und sozial-politischen Zielsetzungen.Die Klimawende „wird etwaskosten“, so Doskozil, aberviele Menschen könnten sichsaubere Energie nicht leis-ten. Allein imBurgenland be-zögen 4.000 Menschen Heiz-kostenzuschuss. Diese Grup-

pe müsse man „mitnehmen“,sieht Doskozil die EU gefor-dert, denn sonst verlieremansie am Ende „auch gesell-schaftlich und politisch“.An seine (Bundes)-SPÖadressiert meinte Doskozil,die SPÖ müsse in der Sozial-politik wieder „Schmied“statt Schmiedl werden, derKPÖ-Wahlsieg in Graz sei einWeckruf. KPÖ-Politiker dortverzichten zugunsten sozia-ler Notfälle auch auf einenGutteil ihres Gehalts. So weitwollte Doskozil nicht gehen.

Freundschaftsdienst. LH HansPeter Doskozil war schon desÖfteren als Botschafter derburgenländischen Sozialpoli-tik in anderen Bundesländernund Staaten unterwegs – jetzthatte auch Landesrätin Da-nielaWinkler einen Auftritt.Die Familien- und Bil-dungslandesrätin war amMittwoch zu Gast bei derKlubklausur der SPÖ Nieder-österreich in Neuhofen a.d.Ybbs, wo die Kinderbetreu-ung imMittelpunkt stand.

Burgenlands SPÖ gibtden NÖ-Genossen Ezzes

Winkler und Familien-sprecherin Rita Stenger be-richteten ihren Genossen inNÖ – SPÖ-Chef dort ist derhalbe Burgenländer FranzSchnabl – vom beitragsfreienKindergarten, der „für alle Fa-milien im Burgenland diegleichen Chancen“ biete.Die Sozialdemokratie inNiederösterreich wolle nunein konkretes Modell für daseigene Bundesland erarbei-ten, kündigte LH-Vize FranzSchnabl an.

Ragweed-Gesetz trägt erste Früchte
Unkraut. Das Gesetz ist seit Juli in Kraft. 1.067 Mal wurde das invasive Unkraut seither gemeldet,

in 261 Fällen haben Grundbesitzer Ragweed bereits entfernt oder ein Konzept zur Bekämpfung vorgelegt

VON ROLAND PITTNER
Es wächst an Wegrändern,auf Wiesen oder Feldern.Allergikern macht es im Som-mer und Herbst Probleme.Auch in der Landwirtschaftwird man dem „Beifußblätt-rigen Traubenkraut“, besserbekannt als Ragweed, kaumHerr. Fast im ganzen Landbreitet sich die aus den USAeingeschleppte, anpassungs-fähige Pflanze immer weiteraus. Im Burgenland hat mandeshalb seit 1. Juli das Rag-weed-Gesetz geschaffen, umdie weitere Ausbreitung zubremsen.

1.067 MeldungenÜber den Ragweed-Finderkönnen Funde mit Ort undBild gemeldet werden, dieMedUni Wien verifiziert dieEingaben. Bisher wurdeheuer 1.067 Meldungengemacht. Diese gehen an dielandeseigene Ragweed-Koor-dinierungsstelle. Diese hat542 Aufforderungsschreibenan Grundeigentümer oderVerfügungsberechtigte ver-sandt. Darin werden sie auf-gefordert, das Unkraut zuentfernen, oder ein Konzeptzur Bekämpfung einzurei-chen. „Viele Landwirte undGrundbesitzer sind selbstsehr daran interessiert, einRagweed-Aufkommen aufihren Grundstücken zu ver-hindern und bestehende Rag-weed-Aufkommen nachhal-tig zu bekämpfen“, sagt LH-Stellvertreterin Astrid Eisen-kopf. Die Pflanze sollte mög-lichst vor der Samenbildungausgerissen oder abgemähtwerden. Sie muss so entsorgtwerden, dass eine weitereAusbreitung durch die Samenverhindert wird.Laut Gesundheitsministe-rium leiden rund 115.000Ös-terreicher an einer Ragweed-Allergie. Zu den häufigstenBeschwerden zählen Augen-brennen, tränende, juckende

Augen, Niesen und Atem-beschwerden. Deshalb soll-ten beim Entfernen Mund-Nasen-Schutz und Hand-schuhe getragenwerden.261 vom Land kontak-tierte Grundbesitzer habenbereits ihre Felder, Gärtenund Wiesen vom Ragweedbefreit, oder ein Konzeptüber die mehrjährige Be-kämpfung vorgelegt, dasgenehmigt werden konnte.In den restlichen Fällen lau-fen die Fristen für die Rück-meldung noch. Bei 86 Mel-dungen haben die Grund-stückeigentümer die Fristverstreichen lassen, ohnesich zu melden. Sie bekom-men einen Bescheid von derBehörde ausgestellt, um das

Unkraut zu entfernen; auchdie örtlichen Ragweed-Beauftragten begutachtendas Vorkommen. Passiertauch dann nichts, kann dieBehörde jemanden beauftra-gen, das Ragweed zu entfer-nen, und der Grundeigentü-mer muss die Kosten über-nehmen. „Dazu ist es bis jetztaber noch nicht gekommen“,heißt es vom Land.
Keine Strafen
Strafen sind im Gesetz keinevorgesehen. „Wir sind derMeinung, dass es auch sogehen muss, und dass wirmit Koordinierungsstelleund regionalen Verantwortli-chen gut aufgestellt sind. DieMaßnahmen werden von

Landwirten, aber auch vonPrivatpersonen als positivgesehen“,meint Eisenkopf.Zusätzlich zum Gesetzhabe das Land Initiativen zurBekämpfung von Ragweedgesetzt. Noch bis 30. Septem-ber 2021 findet eine Rag-weed-Sammelaktion statt,bei der Privatpersonen dasUnkraut, in Plastiksäckenverpackt, kostenlos entsor-gen können.
Mit dem ersten Frost ver-schwindet das Ragweed wie-der. Eine Pflanze bildet aberbis zu 4.000 Samen aus, diebis zu 40 Jahre lang keim-fähig im Boden bleiben kön-nen. In vier Jahren soll dasGesetz evaluiert und notfallsangepasst werden.

Landwirtschaftskammer. DerStrukturwandel hat einenGroßteil der landwirtschaftli-chen Betriebe im Burgenlandverschwinden lassen. EinEnde des Höfesterbens istderzeit nicht in Sicht. Kleine-re Familienbetriebe setzenimmer mehr auf innovativeAnsätze, um ihr Einkommenaus der Landwirtschaft zubestreiten.
Unter dem Titel „Land-wirtschaft geht neue Wege“finden im Nord-, Mittel- undSüdburgenland Exkursionenzu innovativen Betriebenstatt. „Wir wollen auf Innova-tionen in der Landwirtschaftbei den Konsumenten auf-merksam machen. Auch wol-len wir den Bauern die Mög-lichkeit geben, Einblicke indie kreative Arbeit ihrer Kol-legen zu erhalten“, sagt Land-wirtschaftskammerpräsidentNikolaus Berlakovich.

9. Oktober
Am 9. Oktober können alleInteressierten, vom Landwirtbis zum Konsumenten, beiden Exkursionen dabei sein.Programmpunkte im Mittel-burgenland sind etwa Besu-che beim mobilen Hühner-stall von Ernst Bauer in La-ckendorf und seinen Selbst-bedienungsladen oder beiPongos Straussenhof in Draß-markt. Im Süden werden dreiBetriebe in Oberschützenbesichtigt. Der NaturhofSchranz, der BiobetriebUnger und der Betrieb Amt-mann, die alle drei auf Direkt-vermarktung setzen.Bis 4. Oktober könnensich Interessierte in denBezirksreferaten anmelden.

Ausflüge zu deninnovativstenLandwirten
des Landes

Nach dem sensationellenEinzug in den oberöster-reichischen Landtag willdie Corona-ProtestparteiMFG (Menschen-Freiheit-Grundrechte) mehr. Die Par-tei plant, auch bei anderenWahlen auf Landes- und Bun-desebene anzutreten. Auf derMFG-Homepage findet sichunter den Landesorganisatio-nen auch das Burgenland.„Die Landesorganisationist im Aufbau begriffen“, ant-wortet Gerhard Pöttler aufeine KURIER-Anfrage. Be-deckt gibt sich der Finanzre-ferent der Bundespartei undSalzburger Landessprecherbei der Frage, obMFG bei denburgenländischen Kommu-nalwahlen im Herbst 2022

Corona-Protestpartei MFGplant Standbein im Land

antreten wird – allein oder imBündnis, etwa mit unabhän-gigen Ortslisten? Pöttler: „Da-rüber entscheiden wir kurz-fristig, wenn wir eine Landes-organisation haben“, dasGleiche gelte für die erst 2025anstehende Landtagswahl.Das UnabhängigeGemeindevertreterforum(UGVF), das rund 35 kommu-nale Listen in allen Bezirkenvertritt und sich schon inten-siv auf die Gemeinderats- undBürgermeisterwahlen vorbe-reitet, wurde von MFG nochnicht kontaktiert, sagt UGVF-Landeskoordinator ChristianSchaberl. Man würde zwarein Gespräch „nicht verwei-gern“, aber Schaberl glaubtnicht, dassMFG in burgenlän-dischen Gemeinden erfolg-reich wäre. Auf Landesebenekönnte das anders aussehen,meint Schaberl.Dort, im Landtag, gibt eseinen freien Abgeordneten.Géza Molnár macht aus sei-ner Impfskepsis zwar keinHehl, aber MFG würde derEx-FPÖ-Klubchef, der seinenRauswurf aus der Partei be-kämpft, im Falle einer Anfragetrotzdem einen Korb geben.

Burgenlandintern

Güssing.
DaseifrigeProbender25KinderundJugendlichenimAltervon6bis16Jah-renhat sichgelohnt:DiePremieredesFamilien-musicalsSchneewittchenwarausverkauft, amers-tenWochenendekamenüber600BesucheraufdieBurgGüssing.WeitereVorstellungengibtesnocham2.und3.Oktoberumjeweils13Uhr.
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ZIEHUNG VOM 28. 9. 2021

Klingenbach hat die Bio-Zertifizierung erfolgreich beendet

Berlakovich lädt Konsumen-ten und Bauern zur Exkursion

Uraufführung in Oberwart„Gehen unter schwebendem Geleise“:Premiere des Films von Peter Wagner,mehr auf KURIER.at/burgenland

Musical Kids:ZauberhaftesStück für die
ganze Familie

Politiker
Steiner und
Schneemannsowie AMS-
Chefin Sengst-bratl schauenSonja Pavko-vic über die
Schulter

Paul Schmidtund Martin
Selmayr
radelten dreiTage durchs
Land, am Mitt-woch trafen
sie LH Dosko-zil (v. re.)

Ragweed stelltwenig Ansprüchean den Boden;die Pflanze ausden USA wächstfast überall

Persönliches Exemplar für AOM-Benutzer eukomm-dimitrova - (C) APA-DeFacto GmbH. Alle Rechte vorbehalten.
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Wer Ideen, Vorschläge oder Anregungen 
zur Zukunft Europas hat, 

kann sich auf folgender Website  
zu Wort melden: 

https://futureu.europa.eu

https://futureu.europa.eu

